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"Wie die Jungfrau zum Kinde" kam der 
31-)ährige Reinhard Stöckner zu seiner Tä­
tigkeit Im Katastrophenschutz . Der gebürti­
ge Bochumer ISt Leiter des Fernmetdebe­
triebes (LdF) der Fernmeldezentrale HVB 
der Stadt Bochum. Heute mit großem Enga­
gement im Katastrophenschutz - vor rund 
zehn Jahren ahnungslos , was sich hinter 
der Thematik verbirgt. 

"Arbeit leisten , die den 
Bürgern hilft" 

Wie viele andere Kollegen auch, kam 
Relnhard Stöckner zum Katastrophen­
schutz, weil er "die Bundeswehr umgehen 
wollte". Doch war dies nicht der erste Be­
ruhrungspunkt mit dem Katastrophenschutz 
fur den Familienvater dreier Kinder. Denn 
der heutige Amtmann ließ sich nach seiner 
Ausbildung auf eigenen Wunsch zum dama­
ligen Amt für Zivilschutz versetzen , das 
heute als Abteilung der Bochumer Berufs­
feuerwehr geführt wird . Zwischendurch 
wechselte er Im Rahmen seiner Beamten­
laufbahn zum Sozialamt. von dort wieder 
zum Zivil- und Katastrophenschutz . "Ich 
wollte schon immer eine Arbeit leisten, die 
den Bürgern hilft , wenn auch nu r in der 
Ausnahmesituation der Katastrophe . Da 
ohne gute Vorbereitungsmaßnahmen Hilfe 
kaum möglich Ist , erscheint mir dieses Amt 
genau richtig zu sein" - so der passionierte 
Pfeifenraucher, der in einem Pfeifenclub bei 
gemütlichem Beisammensein seinem Hob­
by frönt. 

Der Schwerpunkt der dienstlichen Tätig­
keit liegt bei Reinhard Stöckner auf dem 
erweiterten Katastrophenschutz. "Die ABC­
Ausbildung lag und liegt mir dabei beson­
ders am Herzen" , meint Stöckner . Ausge­
löst wurde das Engagement für den Ausbau 
und die Ausbi ldung des ABC-Dienstes durch 
den Reaktorunfall in Tschernobyl: "Damals 
nach dem Unglück hatten wir hier in Bo­
chum auch ein Informationstelefon für die 

Warum betätigen sich Menschen im Katastrophenschutz? 
Wie kommen sie überhaupt dorthin? Diesen Fragen geht die 
Serie "Menschen im Katastrophenschutz" nach , in der heute 
der Leiter des Fernmeldebetriebes (LdF) der Fernmeidezen­
trale HVB der Stadt Bochum vorgestellt wird . 

Menschen im 
Katastrophenschutz 
Heute: Reinhard Stöckner aus Bochum 

Bürger eingerichtet. Dabei habe ich feststel­
len müssen, daß wir überhaupt keine Kennt­
nisse in der Materie besitzen. In meinem 
Bekanntenkreis habe Ich einen Physiker ge­
sucht und gefunden , der mir etwas über 
,Sievert und Rem ' erzählen konnte." Die 
Notwendigkeit einer verstärkten Ausbildung 
für den ABC-Dienst wurde dem Amtmann 
immer deutlicher. "Mit leichtem Druck und 
Streicheleinheiten" motivierte er die Mitar­
beiter in der Regleeinheit - mit Erfolg , wie 
Stöckner heute resümiert. 

Verbesserung der 
Ausbildung 

Regieeinheiten hält der Hobby-Halienfuß­
baller für "eine gute Sache". Er selbst ging 
vor rund zehn Jahren zur Fernmelde-Re­
gieeinrichtung der Stadt Bochum. Dort ab­
solvierte er zunächst seine Truppführeraus­
bildung . "Dann hat der damalige LdF seine 
Karten geschmissen. Die Frage der Nachfol­
ge stand an, und so bin ich halt da herein­
gerutscht. " 

Im vergangenen Jahr besuchte er den 
LdF-Ausbildungslehrgang , dann machte er 
sich auf die Suche nach geeigneten T rupp­
führern und fand sie auch: "Vielleicht erklärt 
sich ja einer von ihnen einmal bereit, die 
Leitung des Fernmeldebetriebes zu über­
nehmen, dann würde ich sehr gerne als Fm­
Fachberater In den Stab HVB gehen." Im 
Stab HVB hat Relnhard Stöckner auch 
schon mitgearbeitet , zuletzt als Leiter des 
Sachgebietes S 4 (Versorgung) . 

Der Stellenwert vor allem des erweiterten 
Katastrophenschutzes ist für Reinhard 
Stöckner nach eigener Einschätzung "sehr 
hoch" . So strebt er auch ständig eine Ver­
besserung "des schlechten Zustandes der 
Ausbildung" an . Er beaufsichtigt die Ausbil­
dung der Katastrophenschutzeinheiten , be­
sonders der Regieeinheiten , die ja keiner 
Organisation , sondern der Stadt Bochum 
direkt unterstehen. "Es muß einfach viel 

mehr getan werden in diesem Bereich . Viele 
Leute stehen nicht dahinter, vor allem nicht 
hinter dem erweiterten Katastrophenschutz. 

Es wird mir Immer unverständlich sein, 
daß die Fahrzeuge des Bundes für die Frei­
willige Feuerwehr gerne entgegengenom­
men werden, im Gegenzug aber nicht die 
vom Bund geforderte Ausbildung der ABC­
und San-Helfer vorangetrieben wird. Die 
Einheiten schneiden sich in ihr eigenes 
Fleisch , denn ein Einsatz unter AlC-Gefah­
ren kann sie täglich treffen , ohne daß es zur 
großen Katastrophe kommen muß. Meine 
Angebote , wenigstens die ABC-Ausbildung 
in den Einheiten durchzuführen , damit die 
Helfer nicht unbedarft in die Gefahren ren­
nen, werden nur sehr zögerlich angenom­
men. Gerade die sogenannte fachdienst­
übergreifende Ausbildung stößt In allen Ein­
heiten auf wenig Interesse und das finde ich 
sehr schade." 

Weiterarbeit auch nach zehn 
Jahren 

Ist der Amtmann dienstlich oder ehren­
amtl ich mal nicht in Sachen Katastrophen­
schutz unterwegs, so beobachtet und pflegt 
er seine afrikanischen Buntbarsche im 
Aquarium oder spielt Baßgitarre in einer 
Free-Jau-Musikgruppe. Seine weiteren Zie­
le? ",ch werde auf jeden Fall über die zehn 
Jahre hinaus Im Katastrophenschutz enga­
giert mitarbeiten . Dazu habe ich einfach 
schon zuviel Investiert . " boe 
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Koordinierte Hilfeleistung 
bei großflächigen Gefahrenanlagen 

Das Bundeskabinett hat am 
22. Juni 1988 der von Bundesin­
nenminister Dr. Friedrich Zim­
mermann vorgelegten Konzeption 
zur Verbesserung des Krisenma­
nagements zur Bewältigung groß­
nächiger oder besonders folgen­
schwerer Gefahrenlagen zuge­
stimmt. Damit wird eine Aufgabe 
erfüllt, die sich die Bundesregie­
rung nach dem Reaktorunfall in 
Tschernobyl und der Chemiekata­
strophe bei der Firma Sandoz ge­
steilt hatte. 

Hierzu erklärte Bundesinnen­
minister Dr. Friedrich Zimmer­
mann: 

.. Tschernobyl und Sandoz ha­
ben gezeigt, daß großnächige Ge­
fahrdungslagen weder vor Gren­
zen Halt machen, noch auf föde-

rative staatliche Strukturen Rück­
sicht nehmen. Ziel der Konzep­
tion ist die Koordinierung der 
vorhandenen Hilfeleistungen von 
Bund und Ländern bei großflächi­
gen Gefahrenlagen. Dies ist ins-

besondere bei Gefahrenlagen 
notwendig, die die Grenzen des 
Bundesgebietes oder die Grenzen 
eines Landes überschreiten. Mit 
der Einrichtung einer intermini­
steriellen Koordinierungsgruppe 
werden die notwendigen Ent­
scheidungen auf Bundes- und 
Landesebene leichter und schnel­
ler getroffen. 

Die Konzeption ändert nichts 
daran, daß für den friedensmäßi 
gen Katastrophenschutz grund 
sätzlich die Länder zuständig 
sind. Sie bezieht vielmehr die 
vorhandenen Einrichtungen der 
Länder und Kommunen in das 
System ein und ergänzt dieses um 
ein zentrales Koordinierungsor 
gan auf Bundesebene. Der bei 
großflächigen Gefahrenlagen auf-

tretende zentrale Handlungsbe­
darf besteht vor allem darin, die 
auf Bundesebene vorhandenen 
Ressourcen im Schadensfall zu 
koordinieren und den Ländern 
zur Verfügung zu stellen. Dabei 
kann es sich um personelle Un­
terstützung handeln , z. B. durch 
Bundeswehr, Bundesgrenzschutz, 
Technisches Hilfswerk sowie 
technischen oder wissenschaft­
lichen Expertensachverstand 
oder um die Bereitstellung von 
Hilfsgütern oder die Beschaffung 
von entscheidungserheblichen In­
formationen auch aus dem inter­
nationalen Bereich. 

Nach der Verabschiedung ist 
es jetzt dringlich, die Konzeption 
so schnell wie möglich mit den 
Ländern umzusetzen." 

200 Helfer drei Tage lang im Einsatz 
Die Regieeinheiten der Stadt 

Neumünster führten zum sech­
sten Mal ihre überregionale Fern­
meldeübung in Boostedt auf dem 
Truppenübungsplatz durch_ Drei 
Tage lang übten 200 Helferinnen 
und Helfer im Rahmen ihrer 
Fachdienste. Teilnehmende Ein­
heiten waren Fernmeldezug und 
Fernmeldezentrale, 4. Sanitätszug 
und 2. Technische Einsatzleitung 
Neumünster (Regie), 2. Betreu­
ungszug Neumünster (DRK) und 
I. ABC-Zug der Freiwilligen Feu­
erwehr Neumünster. Aus Barm­
stedt waren wie immer der Fern­
meldezug und zum ersten Mal der 
Bergungszug (THW) dabei. 

Sieben Helfer der Fernmelde­
zentrale der Insel Helgoland wa­
ren auf Einladung der Stadt Neu­
münster wieder mit Begeisterung 
dabei und stellten einen selbstän­
digen Fernsprechtrupp. Für eine 
Sanitätseinlage waren zwei HeUer 
der DRK-Schminkgruppe Sege­
berg erschienen und präparierten 
Verletztendarsteller. Als Übungs­
zweck war, nach Aussage von 
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Fachdienstleiter Günter Hanisch, 
das Einrichten und Betreiben 
eines katastrophenschutzeigenen 
Fernmeldenetzes sowie die Aus­
nutzung des Postnetzes vorgese­
hen. Im einzelnen wurden 40 län­
gen Feldkabel (34 km) verlegt, 
fünf Vermittlungen mit 25 End­
stellen eingerichtet und betrie­
ben. Außerdem nahmen 29 
Sprechfunkbetriebsstellen auf 
drei Frequenzen teil. Die Bundes­
wehr stellte drei Posthauptan­
schlüsse sowie <lrtlichkeiten für 
Unterkunft und Verpnegung dan­
kenswerterweise zur Verfügung_ 

Vom reibungslosen Ablauf der 
Übung konnten sich auf Einladung 
der Übungs leitung zahlreiche Ver­
treter der örtlichen benachbarten 
Fachdienste der Stadt Neumün­
ster sowie der Presse bei einer 
zweistündigen Begehung unter 
fachlicher Leitung von Hanisch 
sowie Gerd Köster (Fach berater 
Fernmeldedienst des Stabes der 
Stadt Neumünster) überzeugen. 
Ebenso überteugend war die rea­
listische Demonstration der Hel-

gOländer, die eine Fernsprech­
vermittlung zwischen dem Orts­
beauftragten des THW Neumün­
ster, Joachim Daschner, auf 
Landwirt Schiemanns Wiese in 
der Siedlung Braak und dem Amt 
in der Stadt Neumünster her­
stellte. 

Neumünsters Stadtpräsident 
Helmut Loose fand nicht nur zu 
dieser Demonstration, sondern 
zum Gesamtverlauf der Übung lo­
bende Worte der Anerkennung. 

Der Leiter der Berufsfeuerwehr, 
Jürgen Scheuner, beobachtete 
mit besonderem Interesse den 
Betrieb auf der Dekontamina­
tionssteIle für Personen und Ge­
rät. Das Amt für Zivilverteidigung 
und Katastrophenabwehr, vertre­
ten durch seinen Leiter Herbert 
Häger, verfolgte den gesamten 
Ablauf der Übung. 

Das Foto zeigt Fachdienstleiter 
Hanisch (3. v. l.) im Gespräch mit 
Übungsbeobachtern. 



1,5 Millionen 
Schaden in Göttingen 

Ein Feuer zerstörte die Lager­
halle eines Schrott- und Recyc­
ling-Unternehmens in Göttingen. 
Die Kräfte der Berufsfeuerwehr 
waren bis in die späten Abend­
stunden im Einsatz, Unterstüt­
zung leisteten die Ortswehren 
Weende, Grone und Stadtmitte. 
Insgesamt verhinderten über 70 
Feuerwehrleute durch den massi­
ven Soforteinsatz ein Übergreifen 
der Flammen auf angrenzende 
Wohnhäuser. Wie der örtlichen 
Presse zu entnehmen war, ist der 
Großbrand, der einen Schaden 
von 1,5 Millionen Mark verursacht 
haben soll, durch Altpapierballen 
entstanden, die sich in dem Werk 
selbst entzündet hatten. 

(Foto: Otto) 

Tips für sicheren 
Campingurlaub 

Sicherheit 
in Caravan 

ca.~ "" 

Jetzt sind sie nicht zu überse­
hen, die Wohnwagen auf den 
Straßen. Mit dem Sommer ist 
auch die hohe Zeit der Camping­
freunde gekommen. Das "Haus 
am Haken" und der damit verbun­
dene unkonventionelle Urlaub er­
freuen sich seit Jahren steigen­
der Beliebtheit. 

Doch in jedem Jahr wird die 
Reisewelle von Schlagzeilen be­
gleitet, die den Leser aufschrek­
ken: "Defekter Gas-Kühlschrank 
fordert Menschenleben" "Ca­
ravan in Sekundenschnelle ausge­
brannt". Darin wird deutlich, daß 
viele Camper den Bereich "Si­
cherheit" allzu sorglos betrachten 
und sich nicht bewußt sind, wei­
che sicherheitstechnischen Risi­
ken ein Caravan bergen kann. 

Zu den Vorbereitungen für 
einen unbeschwerten Campingur­
laub sollie deshalb auch unbe­
dingt eine sicherheitstechnische 
Überprüfung des Caravans gehö­
ren. Wertvolle Hilfe dabei leistet 
eine von der Staatlichen Gewer­
beaufsicht Nordrhein-Westfalen 
herausgegebene Broschüre, die 
dem Camper umfassende Sicher­
heitsratschtäge vermittelt. Die in 
leicht verständlicher Form gehal­
tenen Empfehlungen betreffen 
die Einrichtung und den Aufbau 
des Caravans, die Flüssiggasanla­
ge und die etektrische Installa­
tion. 

Die Broschüre mit dem Titel 
"Sicherheit im Caravan" ist gegen 
DIN-A-5-Freiumschtag kostenlos 
beim StaatI. Gewerbeaufsichts­
amt Essen, Ruhrallee 55, 4300 
Essen I , zu beziehen. 

KatS-Ehrenteller für 
Johannes Hinse 

Im Rahmen einer KatS-Sachbe­
arbeiter-Dienstbesprechung des 
Regierungspräsidenten . in Darm­
stadt überreichte Regierungsdi­
rektor Ulrich Lüdke, Dezernent 
für Zivit- und Katastrophenschutz 
(Bild: rechts), den ersten von 
insgesamt nur zehn mal zu verge­
benden KatS-Ehrenteliern an den 
Leiter der Katastrophenschutz­
schule Hessen, Johannes Hinse. 

Die Ehrenteller werden, so RD 
Lüdke, nach strengsten Maßstä-

ben nur an Personen oder Institu­
tionen verliehen, die sich in be 
sonders hervorragendem Maße 
um den Katastrophenschutz im 
Regierungsbezirk Darmstadt ver­
dient gemacht haben. Herr Hinse 
hat als kompetenter Ansprech 
partner seine schon knapp be­
messene Zeit, oft auch seine 
Freizeit, dem RP Darmstadt im­
mer dann zur Verfügung gestellt, 
wenn es darum geht, den Einsatz 
wert des KatS zu verbessern. Bei 
den entscheidenden Gesprächen 

trägt er in hohem Maße mit sei­
nem Fachwissen dazu bei, daß 
diese Gedanken auch in die Tat 
umgesetzt werden. So Wir er 
maßgeblich beteiligt bei den Pro­
jekten des Regierungspräsiden­
ten in Darmstadt: "Schiedsrich­
ter-lÜbungsleitungsteam", "Fach­
berater ABC", "Übungsplätze", 
"Helfertag" u. a. 

Herr Lüdke hofft, daß diese 
gute und freundliche Zusammen­
arbeit auch weiterhin mit Johan­
nes Hinse bestehen bleibt. 

• 
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Seit 125 Jahren besteht der äl­
teste Löschzug Bonn-Mitte der 
Feuerwehr Bonn: Grund genug, 
ein dreiwöchiges Festprogramm 
zu gestalten, um das Jubiläum zu 
feiern. In einer Eröffnungsveran­
staltung auf dem Bonner Markt­
platz hielt der Parlamentarische 
Staatssekretär beim Bundesmini­
ster des Innern, Dr. Horst Waf­
fenschmidt, MdB, die Festanspra­
che, nachdem Bonns Oberbürger­
meister Dr. Daniels die zahlrei­
chen Gäste begrüßt hatte. Auch 
Nordrhein-Westfalens Innenmini­
ster Herbert Schnoor sprach zu 
den Festbesuchern. 

In Stellvertretung des Bundes­
kanzlers Dr. Helmut Kohl, der die 
Schirmherrschaft über die Fest­
woche übernommen hatte, hob 
Dr. Waffenschmidt die Wertschät­
zung hervor, die die deutschen 
Feuerwehren bei der Bundesre­
gierung genießen. Dank und An­
erkennung sprach der Staatsse­
kretär der "größten Bürgerinitia­
tive" für den "Dienst am Gemein­
wohl" aus: "Diese Leistungsbe­
reitschaft in unserem Volk hat 
bewirkt, daß rund eine Million 
Helferinnen und Helfer auf diese 

Staatssekretär 
Robert Ruder: 
Höhere Anforderun­
gen an den Kata­
strophenschutz 

Für die Aufgaben dJ!r Katastro­
phenschutzschule Baden-Würt­
temberg in Neuhausen a.d.F. 
(Landkreis Esslingen) sollen im 
Haushaltsjahr 1989 zwei zusätzli­
che Stellen geschaffen werden. 
Wie Staatssekretär Robert Ruder 
vom badcn-würuembergischen 
Innenministerium mitteilte, wird 
damit den gestiegenen Anforde­
rungen an die Ausbildung der 
Führungskräfte des Katastro­
phenschutzes im Strahlenschutz 
und im Chemieschutz Rechnung 
getragen. Außerdem sei es not­
wendig, die Katastrophenschutz­
stäbe bei den Stadt- und Land­
kreisen intensiver als bisher für 
ihre Aufgaben bei der Bekämp­
fung von Umweltgefahren zu 
schulen. 

In Krisensituationen kommt 
neben dem Einsatz von Kräften 
des Katastrophenschutzes vor al-
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125 Jahre 
Feuenvehr Bonn 

Weise einen Dienst am Gemein­
wohl vollbringen. Die freiwilligen 
Feuerwehren sind damit eine un­
verzichtbare Komponente des ge­
samten Brandschutzes geworden, 
in die auch die ca. 20000 Berufs­
feuerwehrleute in den großen 
Städten und die etwa 40000 Werk­
feuerwehrleute der Industrie, die 
diese Tätigkeit professionell aus­
üben, mit einzubeziehen sind. 
Die gesellschaftliche, aber auch 
die wirtschaftliche Bedeutung der 
freiwilligen Feuerwehren wird 
dann besonders augenfallig, wenn 
man bedenkt, daß von ihnen jähr­
lich über 700000 Löscheinsätze, 
technische Hilfeleistungen und 
Einsätze im Rettungsdienst 
durchgeführt werden. Neue Ge­
fahren in einer komplexeren Um­
welt bedeuten für die Feuerwehr 
Vorbereitung auf neue Aufgaben 
und Einsätze in bislang unbekann­
ten Notsituationen. In unserer 
heutigen hochtechnisierten Indu-

lem der Koordinierung von Ent­
scheidungen auf allen Ebenen der 
Verwaltung und das aufeinander 
abgestimmte Handeln große Be­
deutung zu. Dies kann nach An­
sicht des Staatssekretärs nur 
durch häufige Obungen erreicht 
werden. Vorgesehen sind deswe­
gen Stellen für einen Chemiker 
und einen Verwaltungsbeamten. 
Ruder: "Mit den zusätzlichen 
Stellen wird die Tatigkeit der Ka­
tastrophenschutzschule in einem 
Bereich verstärkt, der künftig 
einen Schwerpunkt der Ausbil­
dungsaufgaben bildet." 

Erste Gasbrand­
übungsanlage in der 
Bundesrepublik 

Auf dem Gelände des Ortsver­
bandes Duisburg-Mitte des Tech­
nischen Hilfswerks wurde die er­
ste Gasbrandübungsanlage der 
Bundesrepublik fertiggestellt. 

"Die in gemeinsamer Arbeit 
durch das THW und die Stadtwer­
ke Duisburg fertiggestellte 
Obungsanlage dient dazu, ' das 

strielandschaft stellen sich Her­
ausforderungen, die nur mit neu­
en Konzepten überwunden wer­
den können." 

Als Beispiel nannte Dr. Waffen­
schmidt den Transport gefahrli­
eher Güter im Fall des Unglücks 
in Herborn und den Reaktorunfall 
in Tschernobyl: "In weiten Teilen 
der Bundesrepublik Deutschland 
war es selbstverständlich die 
Feuerwehr, an die sich Bürger 
und Behörden wandten, um Infor­
mationen zu erhalten, die für die 
Entscheidung über richtiges Ver­
halten wichtig gewesen sind. In 
der gegebenen Situation hat die 
Feuerwehr ihre Aufgabe, oft auf 
sich allein gestellt, so gut es ging, 
erfüllt. " 

Weiter sprach Dr. Waffen-
schmidt über das Konsolidie­
rungsprogramm für den erweiter­
ten Katastrophenschutz, in des­
sen Rahmen auch "rund II 000 
neue Spezialfahrzeuge für alle 

Löschen und Abdichten brennen­
der, beschädigter und unter 
Druck stehender Versorgungslei­
tungen unter realistischen Bedin­
gungen zu üben", erklärte der 
THW-Ortsbeauftragte den anwe­
senden Gästen bei einem ersten 
Probeversuch. Teilnehmer von 

Fachdienste angeschafft" wer­
den. In folgendem Text heißt es: 
"Derzeit erarbeiten wir gemein­
sam mit den Ländern ein Bevölke­
rungsschutzprogramm. Durch ab­
gestimmte und gezielte Maßnah­
men soll der Schutz der Bürgerin­

. nen und Bürger unseres Landes 
gegenüber vielfaltigen Risiken 
weiter verbessert werden. Die In­
nenministerkonferenz begrüßt 
diese Initiative und hat den Bun­
desminister des Innern gebeten, 
die Ausarbeitung eines solchen 
Programms zu übernehmen. 
( ... ) 

Wir nutzen auch zunehmend 
den Sachverstand in den Wehren 
Die von Experten der Feuerweh­
ren gewonnenen Erfahrungen ha­
ben Bundesregierung und Parla­
ment dankbar angenommen. Sie 
sind z. B. eingeßossen in die ge­
setzgeberischen Konsequenzen, 
die der Bund durch Erlaß des 
S tra h lensch u tzvorsorgegesetzes 
gegen radiologische als auch ge­
gen chemische Unglücksfalle in 
kürzester Zeit auf eine aktuelle 
Basis zu stellen. Aber der Weg 
vom Gesetz bis zum selbstver­
ständlichen Vollzug in einer kon­
kreten Gefahr ist noch weit." 

Löschübungen können das lö­
schen von Gasbränden an den 
gebräuchlichsten Rohrgrößen 
nachvollziehen. 

Das Foto zeigt den "Probelaur' 
der Anlage, dem die Gäste aller­
dings aus gebührendem Abstand 
zusehen. 



Gespräche Uber 
Freistellung vom 
Wehrdienst 

Am 13. Juni 1988 führten Ver­
treter des Bundesinnenministe­
riums mit Vertretern der Bundes­
geschäftsstellen/Generalsekreta­
riate des ASB, DRK, MHD und der 
JUH Gespräche über Einzelfragen 
der Freistellung vom Wehrdienst 
für freiwillige Helfer in Katastro­
phenschutz nach § 8 Abs.2 
KatSG, § 13 a Wehrp flicfitgesetz. 
Einvernehmen bestand dabei dar­
in, daß Freistellungen nur im 
Rahmen des erweiterten Kata­
strophenschutzes erfolgen dür­
fen, d. h. bei Einheiten der soge­
nannten Verstärkung, der aner­
kannten Ergänzung und bei ver­
gleichbaren Einheiten. 

Die Vertreter des BMI erläu­
terten, die Länder seien im Inter­
esse der Verbesserung der 
Transparenz bei Durchführung 
der gesetzlichen Regelungen ge­
beten worden, in Zukunft Frei­
stellungsplätze bei vergleichbaren 

Fernmeldedienste 
probten den Ernstfall 

Eine Bau- und Betriebsübung 
führten die Fernmeldedienste 
des OStD Bielefeld sowie der 
OKD Gütersloh, Herford, Höxter, 
Lippe, Minden-Lübbecke und Pa­
derborn im Regierungsbezirk Det­
mold durch. Der Einsatz der drei­
Tage-Übung begann mit der Ein­
weisung sowie Auslos~ng der 
Baustrecken. Unter der Annah­
me, daß das öffentliche Netz der 
Bundespost ausgefallen sei, wur­
de schließlich ein ca. 50 km lan­
ges Fernsprechnetz aufgebaut. 
Obwohl die Fernmeldezüge im 
Bezirk Detmold von verschiede­
nen Organisationen gestellt wer­
den, klappte die Zusammenarbeit 
vorzüglich. Alle Beteiligten -
156 Helfer - waren mit Eifer ~i 
der Sache. 

Die gestellten Übungsaufgaben 
wurden im Sinne der Übungslei­
tung - gestellt durch die JUH 
Herfor~, Zugführer Günter Beck­
mann - gelöst. Die JUH Herford 
richtete die diesjährige FM­
Übung aus und übernahm auch 
die Versorgung der Helfer. 

Einheiten erst nach einer vorheri­
gen Prüfung und Anerkennung der 
Vergleichbarkeit durch das Bun­
desamt für Zivilschutz zu beset­
zen. Einheiten, die nach ihrer 
Gliederung, Stärke, Ausstattung 
und dienstlichen Belastung der 
Helfer dem anerkannten Ergän­
zungsteil vergleichbar sind und 
die allein wegen fehlender Haus­
haltsmittel nicht vom Bund (teil-) 
finanziert werden, sollten nicht 
durch die Versagung von freige­
stellten Helfern zusätzlich be­
nachteiligt werden. Diese Einhei- , 
ten nehmen nach ihrer Ausstat­
tung und der Ausbildung der Hel­
fer die gleichen auf den Verteidi­
gungsfall bezogenen Aufgaben 
wahr, wie die des anerkannten 
Ergänzungsteils. Daher ist eine 
Freistellung für diese Einheiten 
nach dem Gesetzeszweck des § 8 
Abs.2 KatSG gerechtfertigt. 

Gegenüber den Hilfsorganisa­
lionen wurde auch erläutert, daß 
sogenannte Althelfer, d. h. Hel­
fer, die über ihre Mindestver­
pflichtungszeit von zehn Jahren 
hinaus weiterhin zur Dienstlei­
stung zur Verfügung stehen, we-

Zentrum und Ausgangspunkt 
für den Aufbau des Fernsprech­
netzes war das "Schadengebiet" 
Schwennigdorf. Von hier aus galt 
es, das Fernsprechnetz im Um­
kreis von ca. 5 km sternförmig 
auszubauen. Hierzu wurden sie­
ben Vermittlungen benötigt. Ins­
gesamt dauerten die Arbeiten 
hierfür fast sieben Stunden. 

Der Schiedsrichterdienst unter 
der Leitung des FM-Gruppenlei­
ters an der KatS-Schule des lan­
des Nordrhein-Westfalen, Berg­
mann, überwachte mit Sachver­
stand und viel Einfühlungsvermi}­
gen die Übung. Fehler wurden 
sofort angesprochen und abge­
stellt. 

Die Regieeinheit des Ober­
kreisdirektors Minden-Lübbecke 
mit dem Zugführer Horst Schrö­
der konnte sich schließlich be­
haupten und wurde mit dem Wan­
derpokal des Regierungspräsi­
denten Detmold geehrt. Der Aus­
bildungssachbearbeiter im Kata­
strophenschutz, Arno Paulussen, 
übergab den Pokal an das siegrei­
che Team, das gleichzeitig auch 
Ausrichter der FM-Übung 1989 
sein wird. 

gen ihrer weiterhin nach § 8 übungen, herangezogen werden 
Abs.2 KatSG bestehenden Wehr- können, solange sie im erweiter­
dienstausnahmen nicht zum ten Katastrophenschutz mit­
Wehrdienst, d. h. für sie zu Wehr- wirken. 

Terln/ne 

Der .. 1. Intemati_1 Disaster-Congress", verbunden mit 
einer Ausstellung, wird veranstaltet vom 9. bis 11. November 1988 
in Chicago. 

.. ExpIO$ionsgefahren - Ursachen, Sch.mmaBnahmen" 
heißt das Thema eines Fachseminars am 21 . September 1988 
der Technischen Akademie Esslingen in Ostfildern. Der Lehrgang 
richtet sich an Chemiker, Physikochemiker, Physiker, Ingenieure, 
Techniker, technische Kaufleute, Betriebsleiter, Sachverstän­
dige, technische Aufsichtsbeamte und Sicherheitsbeauftragte. 

Einen Überblick über die neuen Entwicklungen im Zivilschutz 
wollen die Verantwortlichen im Lehrgang .. rnrilschuh - Gesell­
schaftliche Aufgabe auch im Zeichen der Entspannung?" 
vermitteln. Der Lehrgang wird durchgeführt von der Carl-Cranz­
Gesellschaft e. V. vom 2. bis 4. November 1988 im Lehrgangs­
zentrum Hamburg der Universität der Bundeswehr, Hamburg­
Wandsbek. 

.............. 
Die Fachveranstaltung zum Thema .. Vorbeugender Brand­
schuh bei Planung, Genehmigung und Ausführung von 
Bauvorhaben" findet am 10. Oktober 1988 im Haus der 
TechniJ<, Essen, statt. 

Die Technische Akademie Esslingen führt vom 3. bis 5. Oktober 
in Esslingen einen Lehrgang zum Thema .. Vorbeugender und 
Abwehrender Brandschuh im Betrieb" durch. 

Die Freiwillige Feuerwehr PohlheimlWatzenborn-Steinberg 
(landkreis Gießen) veranstaltet am Sonntag, 9. Oktober 1988, 
den 7. Pahlheimer Feuerwehrmarsdl. Der Pohlheimer Feuer­
wehrmarsch gilt als "Größter Wandertag für Hilfsorganisationen 
in Hessen". Nähere Auskünfte erteilt Lothar Häuser, Wi lhelm­
straße 10, in 6301 Pohlheim. 

Bei der ..ama 88", der Auto und Motorradausstellung vom 
29. Oktober bis 6. November 1988 in allen Messehallen auf 
dem Stuttgarter Killesberg findet in der Halle 14 eine Sonder­
schau unter dem Motto .. Feuerwehren einst und jeI%t" statt. 
In enger Zusammenarbeit mit dem landesfeuerwehrverband 
Baden-Württemberg wird diese Sonderschau konzipiert, bei der 
zahlreiche Exponate, die von Fachleuten ausgesucht werden, 
ausgestellt sind. 
Am 30. Oktober findet ein "Tag der Feuerwehr" statt, bei der 
Einsatzübungen gezeigt werden, die Jugendfeuerwehr mit einer 
Spielstraße dabei ist, Brandinformationen für Besucher, wie 
Fettexplosion, Spraydosen-Explosion usw. vorgeführt werden 
und als Höhepunkt eine historische Übung mit einer Steiger­
gruppe gezeigt wird. Zudem werden Helme und Feuerwehr­
Uniformen aus früherer Zeit ausgestellt. 
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"Inlerschutz '88": 

Treffpunkt der Fachwelt 
Internationale Ausstellung für Br.tnd- und Katastrophenschutz 

vom 28. Mai bis 2. Juni 1988 in Hannover 

Als vor acht Jahren die "Interschutz" 
erstmals in Hannover stattfand, pflanzte 
man in der Hoffnung auf weiteres gutes 
Gedeihen dieser Ausstellung eine Rotbuche, 
der man den Namen "Bürger-Rothahn-Bu­
ehe" gab - zu Ehren des damaligen Präsi­
denten und heutigen Ehrenpräsidenten des 
Deutschen Feuerwehrverbandes, Albert 
Bürger. 

Gediehen ist die Ausstellung - wie die 
Buche - wahrlich . In diesem Jahr konnten 
bei der "Interschutz" insgesamt 659 Aus­
steller aus 22 Ländern , davon 205 aus dem 
Ausland , gezählt werden - dreißig Prozent 
mehr als vor acht Jahren . Der Anteil der 
Auslandsbeteiligung hatte sich damit im 
Vergleich zur letzten Ausstellung verdop­
pelt. Daß Länder wie Frankreich , Großbri­
tannien , Italien. Osterreich, Schweiz, 
Schweden und die USA bei einer solchen Eine realistische Unlallslluatlon stetll der ASB an seinem Stand dar. 

Fachausstellung vertreten sind, darf man ' --"" 
gewissermaßen voraussetzen ; vertreten wa­
ren aber auch z. B. Argentinien , Indien, 
Israel und Malta, die DDR und Spanien. 

Vielseitig war demgemäß das Produktan­
gebot der Aussteller. Es reichte von mo­
dernsten Fahrzeugentwicklungen über funk­
technische Anlagen , Sicherheitstüren, 
Pumpen, Löschgeräte und Löschmittel bis 
zur Schutzbekleidung . Auch mit Sanitäts­
ausrüstungen und Medizingerät waren die 
in- und ausländischen Firmen zahlreich ver­
treten . Die meisten Aussteller kamen wie 
immer aus den Bereichen Löschgeräte, -an­
lagen und -mittel sowie Baulicher Brand­
schutz; erstmals waren aber auch Aussteller 
aus der Informations- und Organisations-
technik in verhältnismäßig großer Anzahl Einen Blick In die Arbeil der Schwesternhellerinnen gibt die JUH. 
vertreten - auch im Brand- und Katastro­
phenschutz hat der Computer, die Daten­
verarbeitung Einzug gehalten. 

Daß der Katastrophenschutz ein interna­
tionales Thema ist und buchstäblich keine 
Grenzen kennt, wurde während der "Inter­
schutz '88" besonders deutlich. 

Mit t 00 000 Besuchern hatte man ge­
rechnet , aber nach Abschluß der Messe 
gaben die Veranstalter offiziell die Erfolgsbi­
lanz bekannt: Die "Interschutz '88" hat alle 
Erwartungen weit übertroffen . Rund 
t 40 000 Besucher aus 68 Ländern kamen 
an den sechs Ausstellungstagen auf das 
hannoversche Messegelände. Besonders 
hoch war mit 95 Prozent der Anteil der 
Fachbesucher. Von den Ausstellern wurden 
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vor allem die vielen Detailfragen und das 
hohe technische Interesse der Gäste hervor­
gehoben. 

Vom Miniatur-Modell bis 
zum Flughafen-Monster 

Die Aussteller offerierten alles an Produk­
ten , was im Bereich Brand- und Katastro­
phenschutz denkbar ist. Liebhaber von Mo­
dellen kamen ebenso auf ihre Kosten wie 
Experten von Flughafenfeuerwehren, die ein 
Feuerlöschfahrzeug live sehen konnten , das 
mit mannshohen Rädern, seinem "Cockpit" 
aus Spezialglas und seiner ganzen äußeren 
Form wie ein futuristisches Monster wirkte . 
Insgesamt haben Hersteller und Lieferanten 
sich dem veränderten Bedarf, der Speziali­
sierung sowie Verfeinerung bekannter Sy­
steme erfordert, angepaßt. So waren Pro­
duzenten von Meß- und Nachweisgeräten 
für die Feststellung chemischer und radio­
aktiver Gefahren und für den spezialisierten 
Atem- und Körperschutz der Einsatzkräfte 
adäquat vertreten . Im Bereich der Erken­
nung der Meldung und der Analyse von 
Schadenslagen hält die Datenverarbeitung 
ebenso ih ren Einzug wie bei Lagebeurtei­
lung und Einsatzleitung - der Computer 
wird künftig Partner der Einsatzkräfte bei 
der Schadensbekämpfung sein . 

Der "ideelle" Teil der 
Ausstellung 

Natürlich sind bei der weitgrößten Fach­
ausstellung für den Brand- und Katastro­
phenschutz nicht nur Firmen vertreten, die 
ihre Produkte vorstellen . Für die Behörden, 
Organisationen und Verbände, die sich dem 
Brand- und Katastrophenschutz , dem Zivil­
schutz und generell der humanitären Hilfe 
für den NäChsten verschrieben haben, ist 
die "Interschutz" eine Gelegenheit zur 
Selbstdarstellung, di.e man nicht auslassen 
kann . 

So waren denn auch alle , die im Zivil­
und Katastrophenschutz mitwirken, vertre­
ten . Naturgemaß am starksten repräsentiert 
waren die Feuerwehren; die anderen Kata­
strophenschutz-Organisationen standen an 
Qualität aber in nichts nach, ob die Sanitäts­
organisationen, THW oder BVS. Auch das 
BZS präsentierte sich bei dieser Messe ins­
besondere mit neuen technischen Entwick­
lungen für den erweiterten Katastrophen­
schutz und den Warndienst. 

Der Messebesucher erhielt dadurch ein 
umfassendes, man kann getrost sagen: lük­
kenloses Bild des Hilfeleistungspotentials in 
der Bundesrepublik Deutschland . Unser Sy­
stem der Hilfe für den Bürger, angefangen 
von den Vorsorge- und Selbsthilfemöglich­
keiten bis hin zur professionellen Hilfelei­
stung durch bestens ausgebildete und aus-

.. Was machen die 
anderen Hllfsorganl­
saUonen?" Feuer­
wehrmänner Infor­
mieren sich am 
Stand der DLRG. 

Die in den Bundes­
ländern für den Kata ­
strophen- und Zivil­
schutz zuständigen 
Abtelfqngslelter In­
formieren sich beim 
BVS über den 
Schutzraumbau. 

Stündlich sind am 
MHD-Stand Vorlüh­
rungen aus dem Be­
reich der Kranken­
pllege zu sehen. 

Einen OberblIck über 
Konstruktionsmerk­
male und die techni­
schen Einrichtungen 
eines Hausschutz­
raums erhalten die 
Messebesucher 
beim BVS. 
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gerüstete Spezialisten war umfassend dar­
gestellt und wurde durch zahlreiche prakti­
sche Demonstrationen eindrucksvoll veran­
schaulicht. 

Insoweit wetteiferten die Organisationen 
in edlem "Streite", was der unbefangene 
Besucher mit Befriedigung zur Kenntn is 
nahm, denn ihm ist es gleichgültig , durch 
wem ihm geholfen wird, wenn er oder seine 
Familie sich in Not befinden. Für ihn ist es 
nur wichtig , daß das Hilfeleistungssystem 
funktioniert. So äußerte sich denn auch ein 
solcher Messebesucher sinngemäß: "Wenn 
man das alles so sieht, kann man eigentlich 
beruhigt schlafen. Aber ein bißchen Angst, 
daß mal was passiert, dem wir vielleicht 
nicht gewachsen sind, habe ich doch." 

Bedingt durch die fortschreitende Techni­
sierung unseres Lebens und dem vermehr­
ten Umgang mit gefährlichen Stoffen wird 
auch eine immer stärkere Spezialisierung 
der Schadensbekämpfung erforderlich. Dies 
zeigte sich deutlich bei der Präsentation der 
Katastrophenschutz-Organisationen. Ob für 
die Olschadenabwehr im Küstengebiet, die 
Brandbekämpfung in unterirdischen Ver­
kehrsanlagen- und aus der Luft, fü r den 
Umgang mit gefährlichen Gütern oder zur 
Verhinderung von Umweltschäden, der mo­
derne Kataslrophenschutz muß heute für 
alle denkbaren Schadensereignisse gerüstet 
sein . 

Eröffnung durch den 
niedersächsischen 
Innenminister 

In seiner Eröffnungsrede wies der Innen­
minister des Gastgeberlandes Niedersach­
sen, Wilfried Hasselmann, darauf hin, daß 
der Schutz von Menschen und Sachwerten 
ein gemeinsames, grenzüberschreitendes 
Anliegen ist. Durch die technischen Ent­
wicklungen , den Einsatz neuer Arbeitsstoffe 
und den Fortschritt in der Verkehrstechnik 
verändere sich das Gefahrenpotential stän­
dig , und gleichzeitig wü rden damit die An­
forderungen an den Brand- und Katastro­
phenschutz unaufhörlich steigen. Dem 
müsse durch Anpassung der Qualifikation 
des bei der Vorbeugung und Schadensab­
wehr eingesetzten Personals und durch 
Nutzung neuer Techniken zur Schadensbe- . 
kämpfung Rechnung getragen werden . 

Staatssekretär Dr_ 
Waffenschmidt übergab 
Brandschutzfahrzeuge 

Im Auftrag des Bundesinnenministers, 
der für die Erweiterung des Katastrophen­
schutzes der Länder zuständig ist, übergab 
der Parlamentarische Staatssekretär Dr. 
Waffenschmidt dem Land Niedersachsen 
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Es knubbelt sich 
beim THW. Die ein­
drucksvolle Präsen­
taUon der HIlfsorga­
nisation zieht viele 
Besucher an. 

Sehr rea listisch Ist 
eine Einsatzmögllch­
kelt des THW-Ber­
gungsräumgeräts 
dargestellt. 

Da lacht das Herz 
des Modellbauers. 
Anregung gibt es ge­
nug am THW-Stand. 

tm MIHelpunki des 
Interesses am Stand 
des BZS: das neue 
Meß· und Informa­
tionssystem des 
Wamdienstes. 



Mehr .Is einmal gibt es staunende Gesichter bei 
den Besuchern, wenn THW-Helfer einen Einblick 
geben In Ihre Ausbildung. 

Instandsetzungsdiensl des THW demonstriert, 
wie beschädigte Versorgungsiellungen repariert 
werden. 

Ein wellerer Blickfang auf der BIS-Ausstellungs­
fläche Ist ein Hubschrauber des Katastrophen­
schutzes. 

eine ganze Flotte von Brandschutztahrzeu­
gen. Dr. Waffenschmidt führte dazu aus: 
. Die Bundesregierung hat in den letzten 
Jahren im Rahmen eines Konsolidierungs­
programms mit einem Finanzvolumen von 
mehr als 1,2 Mrd. DM fast 8000 Fahrzeuge 
zur Modernisierung und Komplettierung des 
erweiterten Katastrophenschutzes be­
schafft . Bis 1991 werden mehr als 10000 
Fahrzeuge an die Länder ausgeliefert. Dazu 
kommt weitere wertvolle Ausstattung, ins-

MOdernste Brandschutztechnik: ein vlelbeslauntes 
Flughalen-Löschlahrzeug. 

Treffpunkt Hannover (v.r.): Par1amentarlscher 
Staatssekretär Dr. Horst W.ffenschmldt, BIS-Prä­
sident Hans-Georg Dusch, Mlnlsterl.ldlrlgent 
Wallgang Beyer, AbteIlungsleiter . KN" Im Bun­
desinnenministerium, und Regierungsdirektor Jo­
chen von Amim (BIS). 

Trotz oder gerade wegen der aut der Messe ge­
zeigten modernsten Brandschutztechnik ein no­
stalgischer Blick aul die sicher überschaubare 
Technik längst vergangener leiten. 

Immer wieder Anlaulpunkl sind die Fahrzeug­
schauen der Brandschutzlndustrte. 

besondere zur Bekämpfung chemischer und 
radiologischer Gefahren. Fast die Hälfte der 
Mittel des Konsolidierungsprogramms, 
nämlich 550 Mio. DM, fließen den von den 
Feuerwehren getragenen Fachdiensten 
Brandschutz und ABC-Dienst zu . 

Norm'alerweise ist das Beschaffungs- und 
Auslieferungsverfahren ein mehr verwal­
tungstechnischer Vorgang, der sich ohne 
viel Aufhebens vollzieht. Hier und heute ist 
jedoch der richtige Ort und der richtige 

Die Neugier der jugendlichen Messebesucher Ist 
schier unerschöplllch. Oberall holen sie sich ln­
lormationen. 

..Tage der offenen Fahrzeugtüren" könnte man die 

.Interschutz 'BS" aOch nennen. Ein Blick In einen 
Rüslw.gen. 

Wie GIraffenhälse ragen die Drehleitern und Ge­
lenkmastbühnen In den Himmel. 

Zeitpunkt, um einmal darauf hinzuweisen, 
daß auch der Bund kontinuierlich einen 
wachsenden Beitrag zur Verbesserung des 
Katastrophenschutzes leistet. Denn alle Ka­
tastrophenschutztahrzeuge, die der Bund 
für die ihm obliegende Aufgabe des Zivil­
schutzes beschafft , stehen uneingeschränkt 
und unentgeltlich den Ländern für die Be­
wältigung der ihnen in Friedenszeiten oblie­
genden Aufgaben des Brand- und Katastro­
phenschutzes zur Verfügung. Es ist mir 
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daher eine ganz besondere Freude, an die­
ser Stelle als sichtbares Zeichen der aktiven 
und tatkräft igen Bereitschaft des Bundes zur 
Zusammenarbeit mit den Ländern auf die­
sem so wichtigen Gebiet des SChutzes un­
serer Bevölkerung, diese stolze Flotte von 
Bundesfahrzeugen übergeben zu können . 
Nichts kann , glaube ich, deutlicher die Be­
reitschaft der Bundesregierung dokumentie­
ren , für den Schutz von Leben und Gesund­
heit unserer Bürger gesamtstaatliche Ver­
antwortung auch dort zu unternehmen, wo 
sie nicht unmittelbar zuständig ist, gleich­
wohl aber Bundesleistungen sinnvoll , 
zweckmäßig und notwendig erscheinen. 

Nach der Reaktorkatastrophe von Tscher­
nobyl und dem Chemieunfall bei der 
Schweizer Firma Sandoz hat die Bundesre­
gierung besondere Anstrengungen unter­
nommen, um im Rahmen eines gemeinsa­
men Krisenmanagements von Bund und 
Ländern zur Bewältigung großflächiger Ge­
fahrenlagen entstandene Lücken in unserem 
Gefahrenabwehrsystem abzubauen. Ich 
hoffe und wünsche, daß auch die Fahrzeu­
ge, die ich nunmehr für den Einsatz im 
Brand- und Katastrophenschutz des Landes 
Niedersachsen übergeben darf, zum Schutz 
und zum Wohle der Menschen in Ihrem 
Lande Gefahren und Schäden verhüten und 
abwehren und die Folgen eingelretener 
Schäden begrenzen und beseitigen. Gleich­
zeilig wünsche ich den Besatzungen dieser 
Fahrzeuge, daß ihnen bei Erfüllung dieser 
schwierigen Aufgabe, die sie freiwillig und 
ehrenamtlich übernommen haben , Glück 
und Erfolg beschieden sein mögen: 

Künftig im Sechs-Jahres­
Rhythmus 

Mit ihrem breitgefächerten Ausstellungs-
. programm informierte die Fachmesse über 

den Stand der wissenschaftlichen , techni­
schen und organisatorischen Weiterent­
wicklung auf dem weitgespannten Gebiet 
des Brand- und Katastrophenschutzes . Mit 
der hohen Zahl der Aussteller erreichte die 
"Interschutz" ihren bisher größten Umfang. 

Zu bunt, zu vielseitig war das Angebots­
spektrum der Fachmesse, um hier vertie­
fend auf das Produkt- und Informationsan­
gebot der Aussteller einzugehen . Einen Teil 
des Messegeschehens spiegeln die Bilder in 
diesem Beitrag wider. 

Die "Interschutz" , die zuletzt vor acht 
Jahren in Verbindung mit dem Deutschen 
Feuerwehrtag in der niedersächsischen Lan­
deshauptstadt veranstaltet wurde , findet 
künftig im Sechs-Jahres-Rhythmus statt. 
Der Termin für die nächste Messe wurde 
inzwischen auf den gleichen Zeitraum wie in 
diesem Jahr festgelegt - vom 28. Mai bis 
2. Juni 1994. 
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Schneilisl ein 
Containerbrand 
gelöscht. 

Ein Messebesuch 
schlaucht - das 
schöne WeHer lädt 
zu einer Pause im 

.Frelen ein. 
(Fotos: Sers 23. 

Hllberath 2) 
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Brandbekämplung In 
der Praxis. Die Vor­
führungen der Feuer­
wehren auf dem 
Fralgelände der 
Messe werden von 
den Besuchern dank­
bar angenommen. 

An verschiedenen 
StalIonen zeigen die 
Wehrmänner Ihr 
Können. 



Deutsch-niederländisches Hilfeleistungsabkommen unterzeichnet: 

Start schuß für 
gegenseitige Hilfe 

Durchführungsvereinbarung 
soll konkrete Maßnahmen der Zusammenarbeit festlegen -

Abkommen ein Stück Zuwachs an 
Integration in der europäischen Gemeinschaft 

Am 7. Juni 1988 unterzeichneten der Par­
lamentarische Staatssekretär im Bundesmi­
nisterium des Innern, Garl-Dieter Spranger, 
und seine niederländische Kollegin, Frau 
Staatssekretärin de Graaff, in Bonn das 
deutsch-niederländische Abkommen über 
gegenseitige Hilfeleistung bei Katastrophen . 
und schweren Unglücksfällen. Es handelt 
sich hierbei um das 6. bilaterale Abkom­
men. Zuvor hatte die Bundesrepublik ent­
sprechende Verträge mit Frankreich , Bel­
gien, Luxemburg , Dänemark und der 
Schweiz abgeschlossen. Vertragsziele und 
-inhalte aller bisher geschlossenen Ver­
einbarungen stimmen im wesentlichen 
überein . Das sind vor allem 
• die Festlegung bestimmter Ansprech­
stellen für die Übermittlung von Hilfeersu­
chen, 
• die Erleichterung des grenzüberschrei­
tenden Personen- und Güterverkehrs, 
• der Haftungsausschluß, 
• der Verzicht auf Schadenersatzansprü­
che im Zusammenhang mit der Durchfüh­
rung eines Hilfeleistungsersuchens, 
• die Veranstallung von Expertenta­
gungen, 
• der laufende Informationsaustausch, 
• die Durchführung von gemeinsamen 
Übungen. 

Der in allen anderen Abkommen außer­
dem noch vereintrarte Kostenverzicht für die 
grenzüberschreitende Hilfeleistung soll im 
voriiegenden Abkommen auf ausdrückli­
chen Wunsch der Niederländer in der Weise 
modifiziert werden , daß für außergewöhn­
lich kostenträchtige Hilfeeinsätze ein Entgelt 
verlangt werden kann . Die holländische Sei­
te hat sich vorbehalten, hierzu innerhalb 
von drei Monaten nach Abschluß des Ver­
trages spezifizierte Vorschläge zu unter­
breiten . 

Nach Ratifizierung des Vertrages wird an­
gestrebt, auch mit den Niederlanden eine 
Durchführungsvereinbarung zu dem Hilfe­
leistungsvertrag abzuschließen. Darin wer­
den dann konkrete Maßnahmen der Zusam­
menarbeit festgelegt . Dazu gehören insbe-

sondere der Austausch von Lehrpersonal 
und Lehrgangste ilnehmern durch die natio­
nalen Ausbildungsstätten für den Katastro­
phenschutz, die Veranstaltung gemeinsa­
mer Übungen, die gegenseitige Information 
über einschlägige Forschungsvorhaben 
usw. Derartige Durchführungsvereinbarun­
gen sind bereits mit Frankreich , Belgien und 
Luxemburg geiroffen worden . Sie sollen . 
dazu beitragen, die verschiedenen Möglich­
keiten grenzüberschreitender Zusammenar­
beit vo ll auszuschöpfen und die Hilfelei­
stungsverträge mit Leben zu erfüllen. 

Hilfe so schnell wie möglich 

In seiner Ansprache an läßlich der Unter­
zeichnung des Abkommens führte Staatsse-· 
kretär Spranger aus: 

"Was lange währt, wird endlich gut! Die­
ses deutsche Sprichwort hat sicherlich sei­
ne Entsprechung im Niederländischen. Ich 
freue mich, daß wir heute hier in 80nn den 
Hilfeleistungsvertrag unterzeichnen können , 
nachdem die ersten Kontakte in dieser An­
gelegenheit schon vor mehreren Jahren auf­
genommen worden waren . Mit dieser Fest­
stellung möchte ich allerdings nicht den 
unzutreffenden Eindruck erwecken, als wä­
ren in den vergangenen Verhandlungen 
komplexe Probleme von hohem Schwierig­
keitsgrad zu lösen gewesen . Die Ursache 
liegt ganz einfach darin , daß die Bundesre­
gierung aufgrund der föderativen Verfas­
sungsstruktur unseres Staates sehr einge­
hende und zeitaufwendige Abstimmungsge­
spräche mit den für diese Materie im natio­
nalen Bereich zuständigen Ländern zu füh­
ren hatte . Dasselbe trifft, wenn ich richtig 
unterrichtet bin , cum grano salis, auch für 
die Niederlande zu . Dort haben die Kommu­
nen und die Provinzen ebenfalls eine sehr 
starke autonome Stellung auf diesem Ge­
biet. 

Im Zusammenhang mit dem Abschluß 
bilaleraler Hilfeleistungsverträge wird im­
mer wieder die Frage gestellt, ob derartige 

Vereinbarungen denn Überhaupt erforder­
lich seien, da es bei uns in Westeuropa 
doch zu einer Selbstverständlichkeit gewor­
den sei, daß sich benachbarte Staaten bei 
Katastrophen und schweren Unglücksfällen 
gegenseitig helfen. Das ist zweifellos rich­
tig . Dabei werden aber einige nach meiner 
Meinung wesentliche Punkte übersehen, 
deren Beachtung die grenzüberschreitende 
Hilfeleistung erst zu einer für den betroffe­
nen Staat wirksamen Unterstützung werden 
lassen. 

Dazu gehört einmal, daß die Hilfe so 
schnell wie möglich geleistet werden muß. 
Zu diesem Zweck müssen durch Vereinba­
rung Ansprechstellen festgelegt und stets 
aktualisiert sowie vereinfachte Regelungen 
im grenzüberschreitenden Personen- und 
Warenverkehr getrOffen werden . Der Ver­
zicht auf Kostenerstattung ist ein weiterer 
ganz wesentlicher Grundsatz im Bereich der 
humanitären Hilfe. Er muß deshalb eben­
falls Vertragsgegenstand sein. Schließlich 
müssen wir noch daran denken, daß die 
eingesetzten Helfer dadurch in Schwierig­
keiten geraten können, daß sie selbst zu 
Schaden kommen oder bei Durchführung 
ihres Einsatzes anderen fahrlässig Schaden 
zufügen. Aus Gründen der Fürsorge für die­
se Helfer muß deren Freistellung von Scha­
denersatz- oder Haftungsansprüchen ver­
traglich sichergestellt werden . 

Zuwachs an Integration 

Politisch bedeutet für mich jeder Vertrag, 
den wir im Bereich der europäischen Ge­
meinschaften schließen, ein Stückehen Zu­
wachs an Integration, an Überwindung der 
faktischen Grenzen und an Abbau von zwi­
schenmenschlichen Barrieren, die sich hi­
storisch bedingt aufgebaut haben und deren 
Reste zu beseitigen, wir uns ständig auf 
jedem Gebiet bemühen müssen. Die großen 
Erfolge, die wir in dieser Hinsicht in der 
Vergangenheit erzielt haben, zeigen uns, 

. daß wir auf dem richtigen Wege sind. 
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In diesem Zusammenhang wird es eine 
wichtige Aufgabe für uns POlitiker sein , 
deutlich zu machen, daß der europäische 
Integrationsprozeß nicht durch unabge­
stimmte Bemühungen auf verschiedenen 
Ebenen beeinträchtigt wird . 

Wir messen den bilateralen Abkommen 
über gegenseitige Hilfeleistung bei Katastro­
phen und schweren Unglücksfällen eine 
sehr große Bedeutung bei. Sie sind die 
beste Grundlage für eine effiziente Zusam­
menarbeit zwischen benachbarten Staaten 
auf diesem Gebiet. Eine supranationale 
Steuerung dieser Kooperation könnte eine 
Konkurrenzsituation schaffen, die der Sache 
abträglich sein würde . Um dies zu vermei­
den, haben die Zivilschutzminister in ihrem 
Beschluß vom 25. Mai 1987 den richtigen 
Weg gewiesen, indem sie die Aufmerksam­
keit der EG-Kommission auf konkrete , wich­
tige Vorhaben lenkten, die bei ihrer Realisie­
rung eine wertvolle Ergänzung der bilatera­
len grenzüberschreitenden Zusammenarbeit 
darstellen. Erarbeitung eines katastrophen­
schutzrelevanten Vademecums und eines 
Datenbankverzeichnisses sowie die Harmo­
nisierung auf dem Ausbildungs- und 
Übungssektor können derartige nützliche 
Ergänzungsmaßnahmen der EG-Kommis­
sion sein . 

Austausch von 
Informationen 

Bilaterale Hilfeleistungsverträge sind für 
mich aber noch aus einem anderen , näher 
liegenden Grund wichtig . Sie stellen näm­
lich die Grundlage für Durchführungsverein­
barungen dar, in denen die laufende, ich 
möchte fast sagen , die tagtägliche Zusam­
menarbeit auf dem Gebiet des Katastro­
phenschutzes über die Grenzen hinweg ge­
regelt wird . Durchführungsvereinbarungen 
haben wir bisber mit Frankreich und Luxem­
burg geschlossen . Mit Belgien ist eine sol­
che verhandelt worden und steht vor der 
Unterzeichnung. Darin wird nun ganz kon­
kret festgelegt , wann , wie oft und wo sich 
die für den Katastrophenschutz in den Part­
nerländern Verantwortlichen oder das Lehr­
personal der Katastrophenschutz-Schulen 
oder Katastrophenschutz-Sachverständige 
jährlich treffen . 

Sie legen den Austausch von Informatio­
nen, insbesondere Ausbildungsprogram­
men, Forschungsergebnissen und die 
wechselseitige Entsendung von Lehrgangs­
teilnehmern an Katastrophenschutz-Ausbil­
dungsveranstaltungen fest. Sie sind auch 
die Basis für die Beteiligung an nationalen 
oder für die Durchführung von gemeinsa­
men grenzüberschreitenden Übungen. Das 
sind , meine sehr verehrten Damen und Her-

einem permanenten Meinungsaustausch 
befindet, wer also seine opposite number 
und dessen Arbeits- und Umfeld kennt, der 
wird sich bei einer Katastrophe in die Gefah­
renbekämpfungsorganisation des Partner­
staates schnell einfügen können und inte­
grieren lassen . Ich bin fest überzeugt, daß 
wir eines Tages auch mit den Niederländern 
eine solche konkretisierende Durchfüh­
rungsvereinbarung abgeschlossen haben 
werden und meine, wir sollten die heutige 

Unterzeichnung gleichsam als den Start­
schuß für ein solches weitertührendes Vor­
haben ansehen. 

Abschließend möchte ich nochmals mei­
ner Genugtuung darüber Ausdruck geben, 
daß wir heute hier zu diesem ertreulichen 
Ereignis zusammengekommen sind und Ih­
nen, meine holländischen Gäste, dafür dan­
ken, daß Sie sich aus diesem Anlaß auf den 
Weg nach Bonn gemacht haben. Ich danke 
Ihnen. " 

ren, die Aktivitäten, die sich im Ernstfall "Wir messen den gegenseitige Hllleieisiung bel Kalaslrophen und schweren 
vielfach auszahlen werden . Wer sich in UnglückslilIen eine sehr groBe Bedeulung bel", belonl Slaalssekrelär Sprang... (Folos: Sers) 
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Bericht 
des Bundesministers des Innem an den Innenausschuß des Deutschen Bundestages 

über das Verhältnis kommunale Feuerwehrenffechnisches Hilfswerk 

Auf die Tagesordnung der Sitzung des 
Innenausschusses des Deutschen Bundes­
tages am 8. Juni 1988 war das Thema 
"Aufgabenabgrenzung zwischen Feuer­
wehren und der Bundesanstalt Techni­
sches Hilfswerk" gesetzt worden. Dazu hat 
der Bundesminister des Innern den nach­
stehend abgedruckten Bericht an den In­
nenausschuß übersandt. 

I. Allgemeines 

o Die kommunalen Feuerwehren in der 
Bundesrepublik Deutschland sind hoheitli­
che Einrichtungen der Gemeinden. Ihre 
rechtlichen Grundlagen sind in den jeweili­
gen Landesgesetzen über den Brandschutz 
und die Hilfeleistungen der Feuerwehren 
niedergelegt. Danach nehmen die Gemein­
den die ihnen obliegenden Aufgaben des 
vorbeugenden Brandschutzes und der 
Brandbekämpfung sowie der Hilfeleistung in 
Unglücksfällen und öffentlichen Notständen 
durch die Feuerwehren wahr. 

Die kommunalen Feuerwehren haben 
rund 923000 aktive Mitglieder, davon rund 
902000 in den Freiwilligen Feuerwehren 
und rund 21 000 in den Berufsfeuerwehren. 
e Das Technische Hilfswerk (THW) ist 
eine unselbständige Bundesanstalt im Ge­
schäftsbereich des Bundesministers des In­
nern. DaS THW versteht sich als Nachfolge­
organisation der in der Weimarer Zeit als 
privater Verein errichteten Technischen Not­
hilfe, die später in eine Körperschaft des 
öffentlichen Rechts umgewandelt wurde 
und den Auftrag hatte, bei der Beseitigung 
von Notständen in lebenswichtigen Betrie­
ben und im zivilen Luftschutz mitzuwirken 
sowie "in Fällen der Not durch höhere Ge­
walt z. B. zur Bekämpfung von Feuer- und 
Wassergefahren , helfend einzugreifen". 

Der im Jahre 1950 begonnene Aufbau 
des THW fand seinen Abschluß durch Erlaß 
des Bundesministers des Innern vom 
25. August 1953, durch den dem THW die 
Leistung teChnischer Hilfe 
- bei Katastrophen und Unglücksfällen grö­
ßeren Ausmaßes, 
- im zivilen Luftschutz, 
- bei der Beseitigung öffentlicher Notstän-
de im Versorgungs-, Gesundheits- und Ver­
kehrsbereich 
übertragen wurde . 

Im THW wirken rund 56000 freiwillige 
und ehrenamtliche Helfer in 615 Ortsver­
bänden mit. 

11_ Friedensmäßige Einsätze 
des Technischen Hilfswerks 

o Das Gesetz über die Erweiterung des 
Katastrophenschutzes vom 9. Juli 1968 be­
ruht auf der Konzeption eines einheitlichen 
Hilfeleistungssystems zwischen Bund und 
Ländern. Das friedensmäßge Hilfeleistungs­
potential (Feuerwehren, Sanitätseinheiten) 
in den Ländern steht dem Bund im Verteidi­
gungsfall zur Verfügung. Umgekehrt kön­
nen die Länder und Gemeinden im Frieden 
auf die vom Bund zusätzlich aufgestellten 
und ausgestatteten Einheiten des erweiter­
ten Katastrophenschutzes zurückgreifen . 

Die Innenminister des Bundes und der 
Länder sowie die kommunalen Spitzenver­
bände sind sich grundsätzlich über die 
Zweckmäßigkeit einer sinnvollen Nutzung 
des Technischen Hilfswerks im Frieden ei­
nig. Die friedensmäßige Inanspruchnahme 
der Ressourcen der Bundesanstalt liegt im 
allgemeinen öffentlichen Interesse. Auch in 
anderen Staaten werden die Zivilschutzein­
richtungen aus volkswirtschaftlichen Grün­
den inzwischen friedensmäßig genutzt. Eine 
derartige Nutzung liegt auch im Interesse 
des THW. Dieses erhält so die Möglichkeit, 
praktische Erfahrungen zu sammeln, die 
Zusammenarbeit mit anderen Organisatio­
nen zu üben, die Ausstaftung einer echten 
Bewährung zu unterziehen sowie seinen 
Leistungsstand zu überprüfen. Ein wichtiger 
Gesichtspunkt ist in diesem Zusammen- ' 
hang auch die Motivierung der Helfer, die 
ihre in jahrelanger Ausbildung erworbenen 
Fertigkeiten zum Nutzen der Allgemeinheit 
einsetzen wollen. 
e Die rechtliche und tatsächliche Situa­
tion ist in den Ländern unterschiedlich. In 
Berlin, Rheinland-Pfalz und Bayern ist das 
Technische Hilfswerk weitgehend in die all­
gemeine Gefahrenabwehr integriert und 
kann neben den Feuerwehren für technische 
Hilfeleistungen eingesetzt werden . In Ham­
burg und Schleswig-Holstein wurden Ver­
einbarungen über den Einsatz des Techni­
schen Hilfswerks beim Deichschutz bzw. 
bei der Olwehr getroffen. In Baden-Würt­
temberg nimmt das THW landesweit Aufga­
ben im Autobahnhilfsdienst und in der 
Trinkwassernotversorgung wahr und unter­
stützt die Energieversorgungsunternehmen 
in Notfällen. In einer Reihe von Kommunen 
bestehen örtliche Absprachen über die Mit­
wirkung des THW in bestimmten Gefahren­
lagen. Faktisch ist die Entwicklung am wei­
testen fortgeSChritten in Bayern. Das Tech­
nische Hilfswerk wirkt in Bayern im Auto­
bahnhilfsdienst mit , betreibt gemeinsam 

mit den Feuerwehren den Gewässerschutz 
auf den Bundeswasserstraßen und nimmt 
weitere friedensmäßige Aufgaben wie u. a. 
die Olwehr und die Notstromversorgung in 
bestimmten Regionen wahr. Das Land und 
die Gemeinden statten das THW mit zusätz­
licher Ausstattung für die Wahrnehmung 
seiner friedens mäßigen Aufgaben aus. Der 
Bayerische Landesfeuerwehrverband, dem 
mit rund 342000 Mitgliedern mehr als !h 
aller Feuerwehraktiven im Bundesgebiet an­
gehört, begrüßt die friedensmäßige Mitwir­
kung des THW. Das Verhältnis zwischen 
den Feuerwehren in Bayern und dem Tech­
nischen Hilfswerk wird von beiden Seiten 
als gut bezeichnet. 
E) Soweit generelle Regelungen fehlen, 
richtet sich die friedensmäßige Mitwirkung 
des Technischen Hilfswerks nach den Amts­
hilfegrundsätzen des Art. 35 Abs. 1 GG. Das 
bedeutet, daß die zuständigen Landes- und 
Gemeindestellen das THW ilnfordern kön­
nen, wenn sie mit eigenen Mitteln eine 
Maßnahme nicht durchführen können . Die 
Kommunen und Feuerwehren erkennen zu­
nehmend, daß die seit den Unfällen in 
Tschernobyl und Sandoz allgemein bewußt 
gewordene Notwendigkeit für zusätzliche 
Maßnahmen zur Bekämpfung der modernen 
Industrie risiken eine Konzentration des 
technischen SaChverstandes und der vor­
handenen Ausstattung aller Ebenen erfor­
dern. Diese Erkenntnis liegt auch in der 
Tendenz der Beschlüsse der Innenminister­
konferenz vom 3. Oktober 1986 und vom 
2. Oktober 1987 sowie der Entschließung 
des Bundesinnenausschusses vom 7. Okto­
ber 1987, die ein gemeinsames Bevölke­
rungsschutzprogramm von Bund und Län­
dern fordern , durch das auch die Möglich­
keiten des erweiterten Katastrophenschut­
zes für friedens mäßige Unglücksfälle ver­
stärkt genutzt werden sollen . In Nordrhein­
Westfalen ,hat sich Innenminister Dr. 
Schnoor persönlich engagiert, um dem 
THW friedensmäßige Einsatzmöglichkeiten 
zu verschaffen . Unter seiner Leitung fand 
am 16. Mai 1988 ein Gespräch zwischen 
dem Technischen Hilfswerks, den Feuer­
wehren und den nordrhein-westfälischen 
Kommunalverbänden statt, in dem er die 
Feuerwehren und das Technische Hilfswerk 
beauftragte, gemeinsam Vorschläge für 
friedensmäßige Einsatztelder des THW zu 
erarbeiten . 
o Das Präsidium des Deutschen Feuer­
wehrverbandes (DFV) hat am 23. Januar 
1988 eine Re~olution gefaßt, in der der 
friedensmäßige Einsatz des Technischen 
Hilfswerks unterhalb der Katastrophen­
schwelle kritisiert wird . Der DFV ist der 
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privatrechtliche Dachverband der Feuer­
wehrvereine Er ist selbst nicht Träger der 
Feuerwehren, sondern versteht sich als 
Standesorganisation der Feuerwehrangehö­
rigen . Der Resolution liegt die Befürchtung 
zugrunde, daß das Technischen Hilfswerk 
die Feuerwehren aus deren originären Auf-
gaben drängen könnte . . 

Diese Sorge ist unbegründet: Ein Einsatz 
des THW in den gesetzlich garantierten Auf­
gabenbereichen der Feuerwehren hängt von 
der Anforderung der Gemeinden ab, die 
Träger der Feuerwehren sind. Nach den in 
Bund und Ländern geltenden Amtshilfere­
geln kann die Anforderung erfolgen, wenn 
die Feuerwehren eme Unterstützung benöti­
gen bzw. eine Aufgabe selbst nicht wahr­
nehmen. Außer der hierdurch gesetzten 
rechtlichen Schranke besteht auch eine tat­
sächliche Glenze. Die kommunalen Feuer­
wehren sind mit 923000 aktiven Mitglie­
dern in über 14000 Orten vertreten . Das 
THW weist dagegen nur 56000 Helfer in 
615 Ortsverbänden auf . Diese Zahlen ma­
chen deutlich, daß das Technische Hilfs­
werk nicht in der Lage ist, die Aufgaben der 
Feuerwehren zu übernehmen. Auch die 
AusstaUung uhd Ausbildung des THW las­
sen nur begrenzte friedensmäßige Einsatz­
möglichkeiten zu . In den Regionen, in de­
nen das Technische Hilfswerk vertreten ist, 
kann es allerdings einen wichtigen Beitrag 
zum Schutz der Bevölkerung und zur Entla­
stung der Feuerwehren und Gemeinden lei­
sten . 
o Die Resolution des Präsidiums des DFV 
ist auch im Landtag von Baden-Württem­
berg zur Sprache gekommen . Die Landesre­
gierung hat zu Recht darauf hingewiesen, 
daß nach der im Grundgesetz getroffenen 
Aufgabenverteilung zwischen Bund und 
Ländern der Bund selbst durch eine gesetz­
liche Regelung die Aufgaben des Techni­
schen Hilfswerks im Bereich der den Län­
dern obliegenden friedensmäßigen Gefah­
renabwehr nicht erweitern könnte . Die Lan­
desregierung teile deshalb nicht die vom 
Deutschen Feuerwehrverband geäußerte 
Besorgnis über die Bestrebungen, dem 
Technischen Hilfswerk neue friedenszeitli ­
che Aufgaben zu verschaffen . Die Landesre­
gierung sei der Auffassung, daß das Techni­
sche Hilfswerk in solchen Aufgabenberei­
chen tätig sein könnte, die nicht bisher von 
anderen öffentlichen Organisationen wahr­
genommen werden . Neben derartigen Auf­
gabenbereichen stehe außerdem die jetzt 
schon vielfach benutzte Möglichkeit, das 
Technische Hilfswerk im Rahmen der Amts­
hilfe zur Unterstützung der Feuerwehren 
heranzuziehen. Solche Absprachen seien 
auf örtlicher Ebene zwischen den jeweils 
beteiligten Organisationen zu treffen. Sie 
häUen sich auch im Lande Iladen-Württem­
berg vielerorts bewährt (Landtags-Drucksa­
che 9/5404) . 
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111. Bundesaufwendungen 
für Feuerwehren und 
Technischen Hilfswerk 

Die Resolution des Präsidiums des DFV 
vom 23 . Januar 1988 wirtt dem Bund 
außerdem eine finanzielle Bevorzugung des 
THW durch Erhöhung der Haushaltsmittel, 
Beschaffung friedensmäßiger Ausstattung 
und Verzicht auf Einsatzkosten vor. 
o Ein genereller Vergleich zwischen den 
Aufwendungen des Bundes für das Techni­
sche Hilfswerk und seinen Zuwendungen an 
die Feuerwehren ist nicht möglich. Das 
Technische Hilfswerk ist eine Bundesein­
richtung , deren Unterhalt in vollem Umfang 
dem Bund obliegt. Bei dem erstmals im 
Haushaltsjahr 1987 ausgewiesenen Jahres­
etat von rund 100 Mio DM handelt es sich 
nicht um eine überproportionale Haushalts­
steigerung , sondern um eine Zusammen­
fassung der bisher in anderen Haushaltsan­
sätzen ausgewiesenen Mittel mit Ausnahme 
der Personalausgaben. Setzt man diese 
Summe in Relation zu den rund 56000 
Helfern des THW, so ergibt sich ein Betrag 
von rund 1785,- DM pro Helfer. 

Die Feuerwehren sind dagegen Einrich­
tungen der Gemeinden und wurden nach 
den Unterlagen des Statistischen Bundes­
amtes im Jahre 1985 von den Gemeinden 
mit 2072 Mio DM, den Zweckverbänden 
mit 2 Mio DM und den Ländern mit 668 Mio 
DM finanziert . Setzt man die Gesamtsumme 
von 2742 Mio DM in Relation zu den rund 
923000 Aktiven , so ergibt sich ein Betrag 
von rund 2970,- DM. 

Der Bund darf die Feuerwehren nach der 
Finanzverfassung des Grundgesetzes nur 
insoweit finanzieren , wie sie Bundesaufga­
ben wahrnehmen. Der Bund finanziert des­
halb die zusätzlichen Aufwendungen, die 
den Gemeinden durch die Mitwirkung der 
Feuerwehren im erweiterten Katastrophen­
schutz entstehen . Für den laufenden Betrieb 
der im erweiterten Katastrophenschutz mit­
wirkenden Feuerwehren wendet der Bund 
jährlich 7,8 Mio DM auf. Der Ansatz für 
diese Selbstbewirtschaftungsmittel geht 
von rund 36000 Feuerwehrmitgliedern aus, 
die eine V-Fa li-spezifische zusätzliche Aus­
bildung von 12 Stunden im Jahr erhalten. 
Die dem THW zugewiesenen 26 Mio DM an 
Selbs.tbewirtschaftungsmitteln basieren da­
gegen auf einer Vollausbildung von rund 
56000 Helfern, die jährlich 105 Stunden 
beträgt. Setzt man die vom Bund aufge­
brachten SelbstbewirtschaftsmiUel in Rela­
tion zu Helfer und Ausbildungsstunde, so 
betragen diese durchschnittlich für Mitglie­
der der Feuerwehren 14,- DM und für Hel­
fer des Technischen Hilfswerks 4,- DM . 
a Im Ausstattungsbereich stehen sich die 
Feuerwehren auch nach absoluten Maßstä­
ben günstiger als das Technische Hilfswerk. 

Im Rahmen des Konsolidierungsprogram­
mes des Bundes, durch das die Ausstattung 
des erweiterten Katastrophenschutzes im 
Laufe von 10 Jahren für insgesamt 1,2 
Milliarden DM modernisiert und komplet­
tiert wird, werden den Feuerwehren nämlich 
Brandschutzfahrzeuge und Fachdienstaus­
stattung im Gesamfwert von 440 Mio DM 
zur Verfügung gestellt. Zusammen mit dem 
ebenfalls überwiegend von den Feuerweh­
ren getragenen ABC-Dienst partizipieren die 
Feuerwehren sogar mit über 500 Mio DM 
am Konsolidierungsprogramm, das sind 
rund 42 % des Gesamtvolumens. Ihr Hel­
feranteil an der Gesamtstärke des erweiter­
ten Katastrophenschutzes beträgt jedoch le­
diglich 23 %. Die vom THW mit rund 42000 
Helfern getragenen Bergungs- und Instand­
setzungsdienste erhalten hingegen aus dem 
Konsolidierungsprogramm lediglich 366 
Mio DM. Sie sind damit mit rund 30 % am 
Konsolidierungsprogramm beteiligt, ob­
wohl sie einen Helferanteil von rund 27 % 
aufweisen. 
D Die erstmals im Haushaltsjahr 1985 ein­
geführte Kostenverzichtsmöglichkeit für 
friedensmäßige Einsätze des Technischen 
Hilfswerks kann sich schon deshalb nicht 
auf die Feuerwehren auswirken, da nach 
geltender Rechtslage eine Mitwirkung des 
THW in Aufgabenbereichen der Feuerweh­
ren nur im Wege der Amtshilfe zulässig ist. 
Ein Kostenverzicht ist überdies nur unter 
sehr engen Voraussetzungen möglich. Er 
kann nur in der Höhe des konkreten Ausbil­
dungsinteresses an dem jeweiligen Einsatz 
und im Rahmen der hierfür zur Verfügung 
stehenden Gesamtmittel von 300000 DM 
jährlich ausgesprochen werden . Diese 
Summe wird erfahrungsgemäß bereits 
durch wenige Großeinsätze aufgebraucht. 
Beispielsweise werden die Kosten für den 
Einsatz des THW bei dem diesjährigen 
März/April-Hochwasser auf über 900000 
DM geschätzt. Im übrigen entspriCht der 
Kostenverzicht einer Forderung der Innen­
ministerkonferenz, die ausdrücklich einen 
Anreiz für die Anforderung des THW durch 
die Gemeinden schaffen wollte . Auch für 
Amtshilfeleistungen der Bundeswehr und 
des BGS bestehen im Ausbildungsinteresse 
Kostenverzichtsmöglichkeiten, die sogar er­
heblich weiter reichen . Für Leistungen die­
ser Bundeseinrichtungen kann ein in der 
Höhe praktisch unbegrenzter Kostenverzicht 
ausgesprochen werden . 



Fachtagung für Journalisten zum Thema Bevölkerungsschutz 
im Bundesministerium des Innern 

InformationsdefIZite der Bürger abbauen 
Staatssekretär Spranger stellte Schwerpunkte der Arbeit 

im Bereich des Bevölkerungsschutzes vor 

Vom 13. bis 14. Juni 1988 fand im Bun­
desministerium des Innern eine Fachtagung 
für Journalisten zum Thema Bevölkerungs­
schutz statt. Parlamentarischer Staatsse­
kretär Garl-Dieter Spranger begrüßte die Gä­
ste und wies zu Beginn darauf hin , eine 
repräsentative Untersuchung des Mei­
nungsforschungsinstituts Infratest habe ge­
zeigt, daß fast drei Viertel der Bundesbürger 
sich über den Bevölkerungsschutz In der 
Bundesrepublik Deutschland weniger gut 
bzw. überhaupt nicht informiert fühlen . 
Oies seien , so Spranger, "erschreckende 
Informationsdefizite" . Um diese Defizite ab­
zubauen , sei man hier neben der eigenen 
intensiven Öffentlichkeitsarbeit auch auf die 
Unterstützung der Medien, insbesondere 
der Zeitungen, angewiesen . 

Vorsorge für den Nächsten 

Schon immer habe der Mensch Vorsorge 
getroffen, zur Abwendung der ihn bedro­
henden vielfältigen Gefahren- sowie Maß­
nahmen vorbereitet, um bei einer Katastro­
phe wirkungsvoll helfen zu können . Es sei 
nicht nur im staatlichen Interesse, Schäden 
so gering wie möglich zu halten, sondern es 
sei auch ein Gebot der Menschlichkeit, hier 
Vorsorge für den Nächsten bereitzuhalten. 
"Für mich ist deshalb Katastrophen- und 
Zivilschutz im Grunde eine der wichtigsten 
und humansten Aufgaben, denen sich die 
politisch Verantwortlichen zu stellen ha­
ben" , meinte Spranger und verwies darauf, 
daß im Katastrophen- und Zivilschutz priva­
te Hilfsorganisationen, Kommunen , Länder 
und der Bund ein einheitliches Hilfelei­
stungssystem bilden. Neben dem hohen 
staatlichen Engagement seien es die vielen 
engagierten haupt- und 'ehrenamtlichen Mit­
arbeiter im Bereich der Hilfsorganisationen, 
die dieses gemeinsame System zur Scha­
densbekämpfung funktionsfähig machen 
würden . 

Gesamtstaatliche 
Verantwortung 

Seit 1982 habe die Bundesregierung dem 
Katastrophen- und Zivischutz einen großen 
Stellenwert beigemessen, meinte Spranger. 
Aktuelle Ereignisse wie die Reaktorkatastro­
phe in Tschernobyl oder das Ghemieun­
glück in Basel hätten aber gezeigt, daß der 

• Bund über den Bereich der Hilfeleistung bei 
bewaffneten Konflikten hinaus, verstärkt 
seine gesamtstaatliche Verantwortung für 
Vorsorge und Hilfeleistung bei großflächi­
gen Gefährdungslagen im Frieden wahrneh­
men müsse. Zur Zeit sei die Bundesregie­
rung dabei , die Rolle des Bundes in diesem 
Bereich zu konkretisieren . Die Länder seien 
in diesen Prozeß einbezogen. 

Nach den Worten Sprangers hängt die 
Effizienz des Hilfeleistungssystems auch 
von der Bereitschaft der übrigen Bevölke­
rung ab, sich nicht allein auf die Hilfe von 
anderen zu verlassen , sondern Vorkehrun­
gen für den eigenen Schutz zu treffen . Dies 
reiche vom Bau von Schutz räumen , über 
die Anlegung eines bestimmten Notvorra­
tes, dem Besuch Erster-Hilfe-Kurse bis hin 
zum Sich-Vertraut-Machen mit Verhaltens­
maßregeln im Falle kerntechnischer oder 
sonstiger großindustrieller Katastrophen. 

Vorsorgemaßnahmen des Staates, die 
jährlichen Aufwendungen des Bundes und 
der Länder für den Bevölkerungsschutz so­
wie die personelle Ausstattung der Hilfsor­
ganisationen waren weitere Punkte, auf die 
der Staatssekretär einging , 

Schwerpunkte vorgestellt 

Zum Schluß erläuterte Spranger den Gä­
sten die Schwerpunkte der weiteren Arbeit 
des Bundesinnenministeriums im Bereich 
des Bevölkerungsschutzes. 

~ , 

So sollen die rund 50 Jahre alten Sirenen 
in der Bundesrepublik Deutschland durch 
ein modernes Warnsystem ersetzt werden. 
Entsprechend derzeitigen Erkenntnissen soll 
das künftige Warnsystem aus einer "Infor­
mations"- und einer "Weck"-Komponente 
bestehen. Für die "Informations"-Kompo­
nente bietet sich der Rundfunk an. Für die 
"Weck"-Komponente kämen z. B. moderne 
netzstromunabhängige, funkgesteuerte Si­
renen in Frage. Die Aniahl der Sirenensi­
gnale werde auf das Signal "Radio einschal­
ten" reduziert . Mit dem Aufbau der "Weck"­
Komponente soll 1989 begonnen werden. 
Die Rundfunkkomponente soll 1989 im Ge­
biet eines Warnamts erprobt werden. 

Zu den weiteren Initiativen zählen die 
Ergänzung des bestehenden Gefahrenerfas­
sungssystems mit automatisch arbeitenden 
Sonden zur Erfassung chemischer Schad­
stoffe, das Ausrichten der Ausbi ldung und 
Ausrüstung der Einsatzkräfte auf die moder­
nen Gefahren der Radioaktivität und der 
chemischen Schadstoffe sowie die Umrü­
stung der Rettungshubschrauber des Kata­
strophenschutzes auf ein größeres Modell . 

Es sei auch bedeutsam, so Spranger, 
Entwicklungen im Bereich des Katastro­
phen- und Zivilschutzes gemeinsam in Bund 
und Länder voranzubringen. Entsprechend 
dem Beschluß der Konferenz der Innenmini­
ster der Länder und des Bundes vom 2. Ok­
tober 1987 und des Bundestagsinnenaus­
schusses vom 7. Oktober 1987 habe daher 
der Bundesminister des Innern die Initiative 

Parlamentarischer Staatssekretär earl ·Dieter Sprang er (Mi"e) stellt die Schwerpunkte der weiteren 
Arbeit im Bereich des Bevölkerungsschutzes vor. 
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zu einem gemeinsamen Bevölkerungs­
schutzprogramm des Bundes, der Länder 
und der Kommunen ergriffen. 

Ferner wolle man zur Bekämpfung Län­
derübergreifender, großflächiger Katastro­
phen beim Bundesinnenminister eine stän­
dige interministerielle Koordinierungsstelle 
einrichten. Dieses Vorhaben sei am 
29. April 1988 durch die Konferenz der In­
nenminister der Länder und des Bundes 
gebilligt worden . Zwischenzeitlich wurde es 
vom Bundeskabinett am 22. Juni 1988 ver­
abschiedet. 

Vertiefende Information 

In einem Referat "Sicherer leben - Bevöl­
kerungsschutz heute" vertiefte und ergänzte 
Abteilungsleiter Ministerialdirigent Wolf­
gang Beyer anschließend die Aussagen 
Staatssekretär Sprangers und stel~e sich 
den Fragen der Journalisten. 

Ein Vortrag zum Thema "Ernährungsvor­
sorge trotz landwirtschaftlicher Überpro­
duktion" von Ministerialrat Rolf Solmecke, 
Bundesministerium für Ernährung , Land­
wirtschaft und Forsten, schloß sich an . 

Der Besuch des Hilfskrankenhauses 
Beuel war ein weiterer Punkt des Tagungs­
programms. Dieser wichtige Bereich der 
staatlichen Notfallvorsorge fand das beson­
dere Interesse der Journalisten. 

Abgeschlossen wurde der erste Tag der 
Informationsveranstaltung mit einem Be­
such des THW-Ortsverbandes Beuel. Hier 
erhielten die Gäste einen Einblick in die 
Organisation, Aufgaben , Ausbildung sowie 
personelle und materielle Ausstattung der 
Hilfsorganisation . 

Der Vormittag des nächsten Tages war 
dem Besuch des Warnamts V, Linnich , ge­
widmet. Der Präsident des Bundesamtes für 
Zivilschutz, Hans-Georg Dusch, begrüßte 
die Journalisten, anschließend referierte 
Warnamtsleiter Volker Helbig kurz über die 
Aufgabe und Organisation des Warn dien­
stes. Ein Vortrag von Oberregierungsrat 
Uwe Ossenberg (BZS) zeigte die neue Tech­
nik des Warndienstes auf. Bei einem Rund­
gang durch den Warnbunker wurde den 
Gästen das neue Meß- und Informationssy­
stem praktisch demonstriert. 

Den Abschluß der zweitägigen Fachta­
gung bildete ein Besuch bei der Bundes­
hauptsteIle des Bundesverbandes für den 
Selbstschutz. Nach einführenden Worten 
von BVS-Direktor Helmut Schuch wurden 
den Journalisten die Aufgaben und Ziele des 
Verbandes erläutert. - güse -
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Großes Interesse 
zeigen die Journali­
sten am neuen Meß­
und Informationssy­
stem des Wamdien­
stes. 

Einen Elnblltk in die 
Aufgaben und Ziele 
des BVS emallen die 
Gäsleln Köln 
(v. rethls): BVS­
Direktor Helmut 
Sthuth, Regierungs­
direktor Gorth FOtk, 
Regierungsdirektor 
Volker Bartholdy. 

(Folos: Se,,) 

Vertiefende Inlor­
malian zum Thema 
Bevtilkerungssthutz 
(v. rethls): Mlnlslo­
rlalral Roll Solmek­
ke, Ablellungsleller 
Mlnlslertaldlrlgenl 
Wolfgang Beyer, 
Ministerialrat Franz­
Joseflöhr, Regie­
rungsdirektor Gorth 
Fock. 

Mlnlslertalral 
Joathlm Sthenk 
(links) ertäulert die 
Ausstanung eines 
HllIskrankenhauses. 



Deutsches Feuerwehr-Museum in Fulda eingeweiht 

Mit Beharrlichkeit das 
Ziel erreicht 

Großzügiger Neubau 
beinhaltet eine der größten Sammlungen zur 

deutschen Feuemehrgeschichte 

Nach zweijähriger Bauzeit wurde am 
11 . Juni 1988 das Deutsche Feuerwehr-Mu­
seum in Fulda eröffnet. Zur Einweihung des 
in seiner Art in der Bundesrepublik Deutsch­
land einzigartigen Museums hatte der Ver­
ein Deutsches Feuerwehr-Museum eine 
Vielzahl von Gästen eingeladen, unter ihnen 
der Parlamentarische Staatssekretär beim 
Bundesminister des Innern, Carl-Dieter 
Spranger, der Hessische Minister des In­
nern , Gotlfried Milde, sowie Fuldas Ober­
bürgermeister Dr. Wolfgang Hamberger. 

Starke und zuverlässige 
Partner 

In seiner Begrüßungsansprache dankte 
der Präsident des Deutschen Feuerwehrver­
bandes und Vorsitzende des Vorstandes des 
Feuerwehr-Museums, Hinrich Struve, allen , 
die in den entscheidenden Phasen des Er­
weiterungsbaus des Museums zur Seite 
standen und damit den Bau erst ermöglich­
ten . Sei besonderer Dank galt Oberbürger­
meister Dr. Hamberger, ohne dessen per­
sönliches Engagement und Wirken in den 
Gremien der Sta~t und auf Landes- und 
Bundesebene der heutige Tag nie Wirklich­
keit geworden wäre. 

Auch die Feuerwehren, zusammenge­
schlossen im Deutschen Feuerwehrver­
band, hätten durch die Spenden eines jeden 
einzelnen nicht unerheblich zur Finanzie­
rung des Baus beigetragen. 

Ein starker und zuverlässiger Partner sei 
auch das Land Hessen, vertreten durch das 
Innenministerium, gewesen . In Staatsmini­
ster Milde und auch in seinem Vorgänger 
habe man einen verständnisvollen und hel­
fenden Partner gefunden, meinte Struve. 

Der Präsident dankte weiter dem Bundes­
minister für innerdeutsche Beziehungen, 
der einen namhaften Beitrag beigesteuert 
habe, sowie den Bundesländern, die anteil­
mäßig eine Summe für die Finanzierung des 
Erweiterungsbaus zur Vertügung stellten. 
Finanzielle Unterstützung hätten auch der 
Landkreis Fulda, die Feuerwehren des Land-

kreises Fulda sowie die öffentlich-rechtli­
chen Versicherungen geleistet. 

Im weiteren Verlauf seiner Ansprache 
dankte Struve u. a. Dr. Norbart Rückert, 
Chef des Rechtsamtes der Stadt Fulda 
sowie geschäftsführendes Vorstandsmit­
glied des Vereins Deutsches Feuerwehr­
Museum, und bezeichnete ihn als 
.. Schlüsselfigur" in den letzten Jahren. Über 
seinen Tisch sei alles gelaufen, was ange­
nehm oder unangenehm war. Daneben 
habe er mit Ertolg auch zusätzliche Mittel 
und Sachleistungen hereingebracht. Dies 
alles verdiene Achtung und Anerkennung . 

Herausragend habe sich auch die Freiwil­
lige Feuerwehr Fulda mit Stadtbrandinspek­
tor Hans-Joachim Kramer an der Spitze für 
das Museum engagiert, meinte der Präsi­
dent. 

Zum Abschluß seiner Ansprache appel­
lierte Struve an alle Feuerwehrangehörigen, 
bei der Restaurierung der vielen Exponate 
mitzuwirken, und führte weiter aus: .. Mit 
dem heutigen Tag ist die Arbeit und dart 
auch das Engagement für das Deutsche 
Feuerwehr-Museum nicht abgeschlossen 
sein . Es ist eine Verpflichtung der Feuer­
wehr, aber nicht nur der Feuerwehr, dafür 
Sorge zu tragen , daß dieses Museum seiner 
Aufgabe gerecht wird , nämlich auch späte­
ren Generationen die Entwicklung des vor­
beugenden und abwehrenden Brandschut­
zes zu verdeutlichen." 

Im AnSChluß an die Ansprache ertolgte 
die Schlüssel übergabe an den Hausherrn 
durch den Architekten des Baus, Dipl. -Ing. 
Rudolf Schick. Es schloß sich die ökome­
nische Weihe des Museums an . 

Grußwort der 
Bundesregierung 

Parlamentarischer Staatssekretär Carl­
Dieter Spranger, der danach das Wort zu 
einem Grußwort der Bundesregierung er­
griff, führte aus: .. Die Einweihung dieses 
schönen Komplexes des Deutschen Feuer­
wehrmuseums ist ein großartiges und in 

mancherlei Hinsicht symbolträchtiges Er­
eignis. Es ist das Ergebnis jahrelangen Be­
mühens und aufreibender Arbeit des jetzi­
gen Ehrenpräsidenten des Deutschen Feuer­
wehrverbandes Albert Bürger und des ge­
genwärtigen Präsidenten Hinrich Struve. 
Ich freue mich, an dieser Einweihung teil­
nehmen zu können . Von Herrn Bundesmini­
ster Dr. Friedrich Zimmermann übermittle 
ich die herzlichen Glückwünsche für dieses 
gelungene Werk . Möge der Erfolg die Initia­
toren belohnen, die sich mit der Schaffung 
des Deutschen Feuerwehrmuseums hohe 
Ziele gesetzt haben. 

Dieses Museum, meine Damen und Her­
ren , ist in seiner Vielfalt einzigartig . Mit viel 
Liebe und Sorgfalt sind hier Exponate aus 
mehreren Jahrhunderten zusammengetra­
gen und restauriert worden . Sie sind ein 
eindrucksvolles Zeugnis für die technische 
Leistungsfähigkeit unserer Bürger, die sie 
seit jeher im Kampf gegen den . Roten 
Hahn" bewiesen haben. 

Der Gang durch die Jahrhunderte des 
deutschen Feuerlöschwesens, den dieses 
Museum hier im Zeitraffertempo anbietet, 
führt jedem Betrachter eindrucksvoll die Ge­
schwindigkeit des technologischen Fort­
schritt auch in diesem Bereich vor Augen. 
So kommt es nicht von ungefähr, daß Fahr­
zeugtechnik und Ausstattungsqualität des 
deutschen Brandschutzes auch heute nach 
wie vor eine Spitzen stellung in der Welt 
einnehmen. 

Dieses Feuerwehrmuseum bietet aber 
nicht nur eine Demonstration des techni­
schen Fortschritts im Brandschutz. Es do­
kumentiert ebenso eindringlich auch die Ge­
schichte des ehrenamtlichen und freiwilli­
gen Engagements der Menschen in diesem 
Lande, insbesondere wenn es darum geht, 
einander in Fällen der Not durch Feuers­
brünste beizustehen. Dies geschah und ge­
SChieht auch heute noch oft unter Einsatz 
des eigenen Lebens. Bei uns hat das ehren­
amtliche und freiwillige Engagement die 
Strukturen des flächendeckenden Brand­
schutzes entscheidend mitgeprägt. 
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Wir können stolz darauf sein , daß sich in 
den deutschen Feuerwehren mehr als eine 
Million Männer, Frauen und Jugendliche 
verpllichtet haben, jederzeit selbstlos , frei ­
willig und gemeinwohlorIentiert Nächsten­
liebe zu leislen. Ihr beispielgebendes Wir­
ken hat auch dazu beigetragen, daß sich 
viele andere Bereiche ebenfalls auf der Basis 
der Ehrenamtllchkeit und Freiwilligkeit orga­
nisiert haben und entwickeln konnlen . Das 
gilt nichl nur für humanitäre Aufgabenge­
biete Im engeren Sinne, sondern schließt 
ebenso Sport- und kulturelle Vereine ein 
Man muß die Zeugnisse des Museums In 
diesen Ober den Brandschutz hinausgehen­
den Bezugsrahmen stellen , um ihre nationa­
le Bedeutung voll erfassen und beurteilen zu 
können . 

Das deutsche Feuerwehrwesen war in 
seiner spezIfischen , lIächendeckenden und 
in die örtliche Selbstverwaltung der Ge­
meinden Integrierten Form immer wieder 
Entstehungsort und Ausgangspunkt für 
staatstragende Bewußtseinsbildung gelebte 
Solidarität - weit über seine eigentliche Auf­
gabensteIlung hinaus. Deshalb ist dieses 
Feuerwehrmuseum auch nicht nur eine 
Stätte der TraditIonspflege und der Wek­
kung von Geschichtsbewußtsein. 

lebendige Solidarität 

Oie Sammlung historischer Dokumente 
und Ausrüstung soll darüber hinaus denle­
nigen , die sich heute mit der Bewältigung 
der Probleme der Gegenwart zu befassen 
haben, ins Bewußtsein rufen , daß und wie 
menschlicher Erfindungsgeist , stete Lei­
stungsbereitschaft und lebendige Solidarität 
die sich Immer wieder neu stellenden Her­
ausforderungen bewältigen können . Die Be­
sucher sollten aus diesem Museum nlchl 
nur ein Stückchen Wissen uber die Ge­
schichle der deutschen Feuerwehren mit 
nach Hause nehmen. Darüber hinaus soll­
ten sie Sich selbst und anderen klar ma­
chen , welche Bedeutung diese Ausstellung 
technischer Leistungskrall und menschli­
cher HilIsbereitschilft gerade für die Gegen­
wart beSitzt, und auch die Gestaltung der 
Zukunft unseres Gemeinwesens hängt ganz 
entscheidend davon ab, ob es gelingt, diese 
Werte zu erhalten. Zuweilen könnte man 
versucht sein zu sagen, sie Wiederzuent­
decken 

Die deutschen Feuerwehren bewahren die 
Tradition und leben in der Gegenwart. Ihr 
Blick ist nach vorn gerichtet. Ohne diese 

Am Stadtrand von Fulda liegt das Deutsche Feuerwehr-Mu seum . 
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Einstellung wären sie nicht In der Lage, den 
selbstgestellten Auftrag zum Nutzen der All­
gemeinheit zu erfüllen. Auch für die Feuer­
wehren bringen der lechnologische Fort­
schritt und die Entwicklung zu einer plurali­
stischen Gesellschaft Herausforderungen 
mit sich , denen sie sich stellen müssen. Oie 
originäre Aufgabe des Brandschutzes ist un­
ter den heutigen Bedingungen eines hoch­
teChniSierten Industriestaates wesentlich 
vielfältiger und schwieriger geworden. 
Außerdem ist ein weites Spektrum anderer 
RISiken, die Leben und Gesundheit von 
Menschen gefährden, hinzugekommen, 
insbesondere radiologische und chemische 
Gefahrenlagen . Dementsprechend ist auch 
das Gefahrenabwehrsystem organisatorisch 
und technisch sehr viel komplexer gewor­
den; es läßt die Grenzen der Leistungsfähig­
keit freiwilliger und ehrenamtlicher Helfer 
manchmal schon sichtbar werden . Die 
großllächlge radioaktive Gefahrenlage nach 
dem Reaktorunfall in Tschernobyl und die 
ständig steigenden Gefahrguttransporte in 
unserem Lande Sind Beispiele , aus denen 
wir Konsequenzen ziehen müssen. Dessen 
ist sich die Bundesregierung voll bewußt. 
Sie hat durch die Krisenmanagementkon­
zeption zur Bewältigung großllächiger Ge-



fahrenlagen , das Strahlenschutzvorsorge­
gesetz und die Novellierung der Störfallver­
ordnung schon entscheidende WeichensteI­
lungen vorgenommen. 

Wertvolle Anregungen 

Meine Damen und Herren, Bund, Länder 
und Gemeinden betrachten die deutschen 
Feuerwehren, repräsentiert durch den 'oeut­
sehen Feuerwehrverband, seit jeher als 
wichtigen und starken Partner. Dem liegt 
die Erkenntnis zugrunde , 'daß die flächen­
deckend organisierten Feuerwehren in der 
Bundesrepbulik Deutschland sowohl als 
Träger einer bedeutenden öffentlichen Auf­
gabe für das Leben und die Gesundheit 
unserer Bevölkerung als auch in ihrer ge­
seil schafts politischen Dimension für unse­
ren Staat unersetzbar sind . Zwar liegt die 
Zuständigkeit für den ijrandschutz bei den Eins der be iden oplischen Signale im Freigelände des Museum: das Beobachlungsllugzeug DD 27. 
Ländern und Kommunen . Aber auch der 
Bund hat die Feuerwehren in dem rechtlich 
vorgegebenen Rahmen durch beachtliche 
materielle Leistungen unterstützt und sich 
nicht nur auf verbale Sympathiebekundun­
gen beschränkt . Die Bundesregierung hat 
den Deutschen Feuerwehrverband beim 
Aufbau des in ihre Zuständigkeit fallenden 
Zivilschutzes von Anfang als geschätzten 
und vollwertigen Gesprächspartner in die 
Diskussion mit einbezogen . 

Viele wertvolle Anregungen sind von sei­
ner Seite gekommen und konnten weitge­
hend realisiert werden . Das seit Jahren lau­
fende Konsolidierungsprogramm mit einem 
Gesamtvolumen von mehr als 1,2 Mrd. DM 
kommt den Feuerwehren, die im erweiterten 
Katastrophenschutz den Brandschutz und 
den ABC-Dienst tragen , mit einem beacht­
lichen Anteil von etwa 550 Mio . DM zugute . 
Durch das Konsolidierungsprogramm wer-
den dem Katastrophenschutz insgesamt Schon im Eingangsbere ich des Museums isl eine alle Dampfsprille zu sehen. 

über 11000 Bundesfahrzeuge zugeführt, 
die uneingeschränkt und unentgeltlich den 
Ländern und Kommunen für die Bewälti­
gung friedenszeitlicher Gefahren zur Verfü­
gung stehen. Auch für die Unterhaltung und 
Instandhaltung dieser Fahrzeuge trägt der 
Bund die vollen Kosten . Zudem finanziert er 
acht Katastrophenschutzschulen , die die 
wesentlichen Wissens vermittler auf dem 
Gebiete der Katastrophenbekämpfung -
auch in Friedenszeiten - sind. Hierauf sind 
wir, trotz aller Rufe nach noch mehr Bun­
desleistungen, doch ein wenig stolz . 
Ebenso erfreut bin ich darüber, daß die 
Verhandlungen Ober die Erhöhung der 
Sei bstbewirtschaftungsmittel zug unsten 
von Brandschutzeinheiten mit einem be­
achtlichen Erfolg für den Deutschen Feuer­
wehrverband abgeschlossen werden 
konnten . 

Die Bundesregierung ist fest entschlos-
sen , die zu beiderseitigem Nutzen prakti- Die Halle I des Museums mil Feuerlöschgerälen aus dem 16. Jahrhundert in Verbindung mil einem 
zierte Zusammenarbeit mit dem Deutschen :::na:.:.ch",g:.:.eb:.:.a=uI=en,:::F...::a=ch:::w=e"',:::h.:.:.a=uscc· _ _ _ ____________ ___ _ _ 

1 ZS-MllGAZIN 51881 19 



Feuerwehrverband auch in Zukunft fortzu­
setzen. Selbstverständlich wird er auch wei­
terhin, wie schon In der Vergangenheit, bei 
der Fortentwicklung der Rechtsgrundlagen 
für den erweiterten Katastrophenschutz und 
für den Zivilschutz beteiligt werden . Ich bin 
überzeugt, daß er dabei ebenso wie in den 
Verhandlungen über das Konsolidierungs­
programm, die Stärke- und Ausstattungs­
nachweisungen und die Selbstbewirtschaf­
tungsmittel die Interessen der Feuerwehren 
angemessen, gemeinwohlorientiert und mit 
dem Blick für das Machbare vertreten wird . 
In diesem Sinne wünsche und hoffe ich, 
daß die jüngsten Begegnungen von leiten­
den Persönlichkeiten der deutschen Feuer­
wehren mit Vertretern der Bundesregierung 
das partnerschaflliche Verhältnis zwischen 
Staat und Feuerwehr weiterhin stärken und 
festigen möge." 

Grüße der Landesregierung 

Anschließend überbrachte der hessische 
Minister des Innern, Gottfried Milde, die 
Glückwünsche und herzlichen Grüße von 
Ministerpräsident Dr. Walter Wall mann und 
der Landesregierung. Dieser Tag habe es 
verdient, im Kalender aller deutschen Feuer­
wehrfrauen und -männer besonders ange­
strichen zu werden , meinte Milde, denn es 
sei endlich ein langgehegter Wunsch in Er­
füllung gegangen. Auch Milde hob die in­
tensiven Bemühungen aller am Bau des 
Museums Beteiligten hervor und dankte ins­
besondere Präsident Struve für die Aktivitä­
ten und auch Beharrlichkeit, die er bei der 
Frage der Finanzierung des Neubaus an den 
Tag gelegt habe. Sein Dank galt auch Dber­
bürgermeister Dr. Hamberger, der als poli­
tisch Verantwortlicher der Stadt Fulda einen 
wesentlichen Beitrag für das Gelingen des 
Baus geliefert habe. 

Der Staatsminister verwies im weiteren 
Verlauf seiner Rede darauf, daß durch die 
Lage des Museums im Zonenrandgebiet 
auch die historische Verbundenheit mit dem 
anderen Teil Deutschlands besonders deut­
lich würde . ,Deshalb ist auch die Bezeich­
nung dieses Museums als ,Deutsches Feu­
erwehr-Museum' ein eindeutiger Beweis für 
die nationale Bedeutung dieser Einrich­
tung ", so Milde. 

Zum Schluß meinte der Minister: "Es gilt, 
den Blick nach vorn zu richten . Das einmal 
Geschaffene muß erhaUen, aktualisiert, er­
neuert werden . Ich bin zuversichtlich, daß 
mit dem jungen Geschäftsführer, Herrn 
Dr. Wolf, eine gute Wahl getroffen worden 
ist, um das Museumskonzept mit Leben zu 
erfüllen. Ein Feuerwehr-Museum ist ja nicht 
nur dazu da, um die Entwicklung des Feuer­
lösch- und Feuerwehrwesens in Deutsch­
land über Jahrzehnte zu dokumentieren . Es 
soll auch pädagogisch dazu beitragen, daß 
junge Menschen für die bürgerschaftlichen 
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Tugenden der freiwilligen Nächstenhilfe be­
geistert und für den Dienst in der Feuerwehr 
gewonnen werden können ." 

Freude und Stolz 

Die Festansprache hielt der Oberbürger­
meister der Stadt Fulda, Dr. Wolfgang Ha­
berger. Er empfinde wie sicher viele andere 
in dieser Stunde dankbare Freude, Stolz und 
Zufriedenheit. Nach 25 Jahren, in denen 
das Ziel mehr als einmal aus dem Auge 
entschwand, ja unerreichbar erschien, habe 
es man mit vereinten Kräften und der Hilfe 
vieler doch noch geschafft, das Feuerwehr­
Museum in Fulda zu eröffnen. 

Weiter führte der Oberbürgermeister u. a. 
aus, mit den anderen Museen in der Region 
und diesem Feuerwehr-Museum sei ein mu­
seales Angebot geschaffen worden, das die 
Attraktivität der Stadt und der sie umgeben­
de Region beachtlich erhöhe. 

Zum Schluß seiner Rede wünschte sich 
Dr. Hamberger, daß das Museum sowohl zu 
einer Begegnungsstätte für die Menschen 
als auch zu einem Dokumentationszentrum 
dafür werden möge, was menschlicher 
Geist für den zivilisatorischen Fortschritt 
und das friedliche Zusammenleben zu lei­
sten in der Lage sei. 

Anschließend ehrte der Oberbürgermei­
ster DV-Präsident Hinrich Struve für seine 
besonderen Verdienste um den Bau des 
Museums mit der Ferdinand-Braun-Medaille 
der Stadt. 

Nach den Grußworten von Landrat Kra­
mer sowie dem Vorsitzenden des Hessi­
sehen Museumsverbandes, Klaus Beck­
mann, dem Vorsitzenden des Landesfeuer­
wehrverbandes Hessen, Richard Meister, 
und THW-Direktor Gerd Jürgen Henkel lud 
Museumsleiter Dr. Thomas Wolf die Gäste 
zu einem Rundgang durch die Hallen ein . 

Zusammenhänge aufzeigen 

Rund 3,5 Millionen hat das Museum ge­
kostet. Der in rotem Klinker ausgeführte 
Bau besteht aus zwei Hallen mit einer Nutz­
fläche von etwa 2200 Quadratmetern . Dazu 
gehören der VerwaltungslTakt mit Eingangs­
bereich, eine Fachbibliothek und ein Lese­
raum im ersten Stockwerk. 

In der Halle I des Museums sind wertvol­
le Feuerlöschgeräte aus dem 16. Jahrhun­
dert ausgestellt, u. a. die älteste fahrbare 
Löschspritze Deutschlands aus dem Jahre 
1624. Halle 11 zeigt die Feuerwehr der Mo­
derne. Kraftmaschinen, Motoren, eiserne 
Fahrzeuge, Feuermelder und Feuerlöscher, 
Atemschutzgerät und Brandmeldeanlage 
bilden hier den Blickfang für den Besucher. 
An der Ausstattung der Vitrinen, die einen 
guten Einblick in die Entwicklung der Lösch-

technik geben, hat sich auch die Feuerwehr­
industrie beteiligt. 

Zu den herausragenden Exponaten gehö­
ren die erste Elektro-Automobil-Reltungslei­
ter der Welt und zwei elegante Autospritzen 
aus den 20er Jahren . Eine Magirus-Kraft­
drehleiter sowie Löschgruppenfahrzeuge 
von Daimler Benz und Metz aus den Jahren 
1938 und 1942 ergänzen das Bild neuzeitli­
cher Feuerwehrtechnik. Im Freigelände wei­
sen als optische Signale eines der größten, 
jemals in der Bundesrepublik eingesetzten 
Großtanklöschfahrzeuge und ein ausgemu­
stertes Beobachtungsflugzeug DO 27 des 

Ein GespräCh am 
Rande der Veran­
slallung (v.r.): 
Staatssekretär Carl· 
OIeter Spranger und 
Oberbürgermeister 
Or. Hamberger. 

Feuerwehr-Flugdienstes Niedersachsen auf 
das Museum hin . 

Zu den Aufgaben eines Museums gehö­
ren das Sammeln, Ausstellen , das Bewah­
ren und Forschen. Unter fachkundiger Be­
treuung sorgt das Museum für die konser­
vatorische Aufarbeitung des Museumsgu­
tes . Dabei soll die Forschung nicht zu kurz 
kommen. Es gilt, die großen, geschichtli­
chen Zusammenhänge der deutschen 
Brandschutzgeschichte darzustellen. Die 
Voraussetzungen werden mit der Fachbi­
bliothek und einem Dokumentationszen­
trum geschaffen . - güse -

Architekt Olpl.·lng. 
Rudoll Schick 
(rechts) überrelchl 
DfV·Prlsldenl Hin· 
rich Struve den sym­
bolischen Schlüssel 
zum Museum. 

Aus der Hand von 
Oberbürgermeister 
Dr. Hamberger 
nimmt Präsident 
Hlnrieh Struve die 
hohe Auszeichnung 
entgegen . 

(Folos: Sers) 
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Infratest untersuchte im Auftrag des Bundesinnenministeriums 
Einstellungen zum Bevölkerungsschulz 

Interessante Öffentlichkeitsarbeit 
kann die Bevölkerung motivieren 

2000 Personen, Multiplikatoren und Jugendliche 
wurden befragt 

Das Thema Bevölkerungsschut2 (Kata­
strophen- und Zivilschut2) stand im Mittel­
punkt einer Untersuchung der Infratest 
Wirtschafts forschung GmbH , Informations­
stand, Einstellungen und Mitwirkungsbe­
reitschaft in der Bevölkerung wurden bun­
desweit Im Auftrag des Bundesministeriums 
des Innern von Infratest ermittelt. Dazu 
wurden 2000 deutschsprachige Personen 
in Pnvathaushalten In elOer telefomschen 
Repräsentativbefragung ausgewählt, er­
gänzt durch explorative Telefoninterviews 
mit wichtigen Multiplikatoren, Schließlich 
wurden vier Gruppendiskussionen veran­
staltet, um die Zielgruppe der jungen Leute 
zu untersuchen, 

Das "ZivilsChut2-Magazin" berichtete be-• reits kurz über die Ergebnisse dieser Unter-
suchungen, hier soll nun näher darauf ein­
gegangen werden , 

Die Ergebnisse der 
repräsentativen 
Bevölkerungsbefragung 

Geht es um die Bedeutung von Katastro­
phen- und Zlvilschut2, so wurde 10 der 
Untersuchung festgestellt, daß viele Äuße­
rungen gemacht wurden, die sich unmittel­
bar an durch die Frageformulierung vorge­
gebene Begriffe orientieren, 17,9 % verste­
hen darunter den "Schutz vor Katastrophen 
bzw, den Schut2 der Bevölkerung" , 22 ,8 % 
assoziieren mit Katastrophen- und Zivil­
schut2 "HilfelRettung Im Katastrophenfall" 
und 10,3 % denken dabei an den "Schutz 
der Zivilbevölkerung im Knegsfall ", Konkre­
te Katastrophen (18,6 %), wie z, B, Natur­
katastrophen oder Reaktorunfälle, einzelne 
Hilfsorganisationen (7 %), Hilfsorganisatio­
nen bzw, elOe "Gruppe, die hilft" (6 ,6 %) , 
Bunkerbau (3,5 %) und Sirenen (0,3 %) 
werden in Zusammenhang mit der Frage 
nach Katastrophen- und Zivilschutz ge­
nannt. Jeder fünfte Bundesbürger über 
14Jahre (19,7%) hat vom Katastrophen­
und Zivilschutz noch nichts gehört bzw, 
weiß nichts darüber - dies ist eins der 
Ergebnisse der Infratest-Untersuchung, 
Daß dabei Frauen einen geringeren Kennt-
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nisstand als Männer haben, liegt wohl auch 
am geringeren Interesse der Frauen an die­
sem Thema, 

Denkbare Katastrophen 

Mit 31 ,2 % stehen Reaktorunfälle an 
oberster Stelle der denkbaren Katastrophen , 
nach denen die Personen befragt wurden, 
26,7 % fällt dazu "Krieg" bzw "Atomkrieg " 
ein ; 25 ,6 % benennen Natur- und Umwelt­
katastrophen , Bei letzteren stellt Hochwas­
ser (23,5 %) offensichtlich die aktuellste 
Gefahr dar, Erdbeben (19 ,1 %) folgen , Als 
weitere denkbare Katastrophen wurden ge­
nannt: Verkehrsunfälle (einschließlich Flug­
zeug) 20 ,6 %, Industrieunfälle (ohne KKW) 
15,9 %, Brände 14,7 % und sonsliges (Ter­
roranschläge, Smog, Hunger, etc ) 12,4 %, 
Es hat sich in der Untersuchung herausge­
stellt, daß fe nachdem , wie wahrscheinlich 
objektiv eine bestimmte Naturkatastrophe 
im Befragungsgebietist , sich dort auch die 
Anzahl der Nennungen häuft, 

Fast drei Viertel der bundesdeutschen Be­
völkerung fühlen sich uber den Katastro­
phen- und Zivllschut2 wemger gut (48 ,8 %) 
bzw, uberhaupt mcht (22 ,7 %) IOformlert, 
Nur 9,2 % der Befragten betrachten Ihren 
Informationsstand als gut , 19,3 % halten 
sich für ausreichend IOformiert, Besonders 
bei den Jugendlichen scheint das Informa­
tionsdefizit sehr stark zu sein , 83 ,5 % füh­
len sich weniger gut bzw überhaupt nicht 
informiert 

Was tun bei Probealarm? 

Woran würden Sie bei elOem Probealarm 
zuerst denken? - So lautete elOe der Fragen 
der Untersuchung , Nur 4,8 % fällt spontan 
ein - offiziellen Empfehlungen folgend - , 
das Radio einzuschalten, Die meisten geben 
an , an Feuer oder Brand zu denken 
(26 ,6 %); Assoziationen in Richtung knege­
rische Auseinandersetzung haben 18 % der 
Befragten , 14,6 % denken an Probealarm, 
7,9 % an ein "Versehen" , Der wichtigste 
Ansprechpartner bel elOem eventuellen Si­
renenalarm ist für 35 ,8 % die Polizei , ge­
folgt von Rundfunk/Radio , Feuerwehr, 

Stadtverwaltung/Bürgermeister und Nach­
barn , Wenn eine Aufforderung über Rund­
funk oder Lautsprecher erfolgen sollte, sich 
in SChutzräume zu begeben, wüßten 
19,9 % der BeVÖlkerung nicht, wo sie sich 
hinbegeben sollten , 46 ,1 ' .. würden in den 
eigenen Keller gehen, 11 ,4 % in ihrer Woh­
nung verbleiben , und 12 % sagen, sie wür­
den einen Schutzraum aufsuchen, 14 ,1 % 
geben an, es gäbe kelOe Schutzräume bzw, 
sie wüßten nicht , wo ein Schutzraum ist. 

"Auch die Antworten auf die (offene) Fra­
ge, welche Empfehlungen und Ratschläge 
zum Katastrophen- und ZIVilschutz bekannt 
slOd, zeigen deutlich, wie wenig sich der 
Bürger mit dem Thema Katastrophen- und 
Zivilschutz auseinandersetzt. 64 ,8 % wis­
sen nichts über Empfehlungen und Rat­
schläge zum Katastrophen- und Zivil­
schutz ," - So die Untersuchungsergebnis­
se , Eine der Empfehlungen, die Vorratshal­
tung an Lebensmitteln, ist bei älteren Men­
schen sehr viel weiter verbreitet als bei 
jüngeren, 

Ergebnisse der 
vertiefenden Befragung von 
Multiplikatoren 

Architekten, Hauptverwaltungsbeamte, 
Journalisten und Lehrer wurden ebenfalls 
befragt zum Themenkomplex "Bevölke­
rungsschutz" , Ze/ln Architekten wurden in­
terviewt, und als Ergebnis wurde ermittelt, 
daß erforderliche Informationen z, B, zum 
Schut2raumbau, zum Katastrophen- und Zi­
vilschutz und zu denkbaren Katastrophen­
fällen den Befragten zum großen Teil fehlen , 
Eine eher ablehnende Haltung der Architek­
ten gegenüber dem SChutzraumbau wird 
deutlich auch dadurch, daß z, B, sieben von 
zehn Befragten der AnSicht sind, der 
Schut2raumbau sei alleimge Aufgabe des 
Staates, der Architekt habe dabei keine be­
sondere Verantwortung , 

Sieben von insgesamt zwölf befragten 
Hauptverwaltungsbeamten haben bislang 
keine konkreten Erfahrungen mit großen 
Unglücks- oder Katastrophenfällen ge­
macht. Dennoch hat das Thema Katastro­
phen- und Zivilschutz - funktionsbedingt -



für. fast alle befragten Hauptverwaltungsbe­
amte Aktualität. Vorurteile und Desinteresse 
seitens der Bevölkerung gestalten die Auf­
klärungsarbeit sehr schwierig . Dies wird 
von den Befragten bemängelt. So wird auch 
von ihnen der Informationsstand der Bevöl­
kerung zu Fragen des Katastrophen- und 
Zivilschutzes als unzureichend eingestuft . 
Weiter heißt es in den Untersuchungsergeb­
nissen zur Befragung der Hauptverwal­
tungsbeamten : "Auf die Frage, welche Maß­
nahmen in der letzten Zeit unternommen 
wurden , um bestimmte Aktivitäten durch 
den Bundesverband für den Selbstschutz 
oder andere Hilfsorganisationen zu intensi­
vieren, nennt fast die Hälfte der Befragten 
die Errichtung von Schutzbauten. Durchfüh­
rung von Übungen, Lehrgängen und Infor­
mationsveranstaltungen werden ebenfalls in 
diesem Zusammenhang erwähnt. 

Eine positive Resonanz der Bevölkerung 
auf diese Aktivitäten wird jedoch nur von 
drei der zwölf Befragten bestätigt. Besser 
sieht das Ergebnis zur Frage nach Gemein­
schaftsaktionen der am Rettungs- und Hilfe­
leistungssystem beteiligten Organisationen 
zusammen mit den zuständigen Behörden 
aus . Zwei der Befragten sagten , daß das 
Interesse bei Lehrgängen in Schulen und 
Betrieben größer sei. Obwohl dies nur in 
zwei · Fällen erwähnt wurde, scheint dies, 
wie sich später bei den Ergebnissen der 
Gruppendiskussionen zeigen wird , ein guter 
Ansatzpunkt zu sein , der Bevölkerung Maß­
nahmen des Katastrophen- und Zivilschut­
zes zu vermitteln . 

Ebenfalls interessant ist (aber auch nur 
von zwei der zwölf Befragten erwähnt). daß 
die Bevölkerung an den Übungen des Zivil­
und Katastrophenschutzes mehr Interesse 
hat als an Lehrgängen und Ausstellungen . 
Ebenfalls zwei der zwölf befragten Beamten 
weisen auf das Problem hin, daß seitens der 
Bevölkerung wenig Bereitschaft zu aktiver 
Mitarbeit im Rahmen des Katastrophen­
und Zivilschutzes besteht. Auch dieses Er­
gebnis wird durch die Ergebnisse der Grup­
pengespräche mit den Jugendlichen unter­
strichen . " 

Über Katastrophenvorsorge 
wird zu wenig berichtet 

Zehn Journalisten gaben ebenfalls Ant­
worten auf Fragen zum Thema Bevölkerung­
schutz: "Darüber, daß es Aufgabe der Jour­
nalisten sei , zu Fragen der Gefahrenvorsor­
ge, des Zivil- und Katastrophenschutzes zu 
berichten und aufzuklären, sind sich alle 
einig . Bei der Frage nach dem Stellenwert 
dieser Aufklärungsarbeit zeigt sich aber, 
daß der Journalist seinen Part erst dann für 
gekommen hält, wenn sich bereits eine Ka­
tastrophe ereignet hat, d. h. bei aktuellen 
Anlässen . Information dahingehend, wie 

sich der einzelne im Falle einer Katastrophe 
schützen kann, sieht der Journalist nicht als 
seine Aufgabe an . 

Die Hälfte der Befragten ist aber der An­
sicht, daß über Katastrophenvorsorge zu 
wenig berichtet wird . Als mögliche Ursache 
dafür werden unter anderem einfallslose Öf­
fentlichkeitsarbeit der Organisationen und 
Verbände sowie Desinteresse seitens der 
Bevölkerung genannt, da solche Berichte 
"geringen Unterhaltungswert" hätten . ( ... ) 

Fast alle befragten Journalisten halten 
sich selber für nicht ausreichend informiert , 
um zu Fragen der Gefahrenvorsorge zu in­
formieren und aufzuklären . Es steht zwar 
offensichtlich Informationsmaterial aus ver­
schiedensten Quellen zur Verfügung , der 
Zugriff erfolgt jedoch wahrscheinlich erst 
dann, wenn ein aktuelles Ereignis dies vom 
Journalisten verlangt. Entsprechend be­
schränkt sich die Informationsaufnahme 
dann auf die Inhalte, die für den Journali­
sten im Moment von Relevanz sind . 

Einen engeren Kontakt mit den für den 
Katastrophen- und Zivilschutz zuständigen 
Stellen und Behörden würden die meisten 
begrüßen (acht .von zehn). Dazu , wie dies 
erfolgen könnte , werden unterschiedliche 
Möglichkeiten vorgeschlagen: z. B. Presse­
konferenzen , Teilnahme der Journalisten an 
Übungen der Verbände oder die Ausgabe 
von Informationsmappen. Nur zwei Journa­
listen halten einen engeren Kontakt für 
überflüssig, da das Thema die Auflage nicht 
erhöhe. 

Die zehn befragten Lehrer äußerten, daß 
in den Schulen das Thema Zivil- und Kata­
strophenschutz nur allgemein, d. h. in Ver­
bindung mit anderen Themen, angespro­
chen wird . "Es ist nicht im Lehrplan vorge- . 
sehen. " 

Die befragten Lehrer halten sich alle für 
zu wenig informiert, um zu Fragen der Ge­
fahrenvorsorge in der Schule aufzuklären. 
Und die Mehrheit der Befragten (sieben) 
gibt an , daß sie es für nicht erwünscht bzw. 
unnötig empfinden würde , in der Schule 
das Thema aufzugreifen . 

Ergebnisse der 
Gruppendiskussion mit 
jungen Leuten 

Atomare Unglücksfälle werden von den 
jungen Leuten an erster Stelle der denkba­
ren Katastrophen genannt. Ausschlagge­
bend für die Beschäftigung mit dem Thema 
Katastrophen war für die meisten Diskus­
sionsteilnehmer der Reaktorunfall von 
TSChernobyl. "Eine Schutzmöglichkeit ge­
gen Katastrophen wird in der Regel nicht 
gesehen, zumindest nicht, wenn die Kata­
strophe bereits eingetreten ist. Man sieht 
zwar gewisse Präventivmöglichkeiten, z. B. 
in hochwassergefährdeten Gebieten Dämme 

zu bauen, oder verbesserte Anlagen (Filter) 
durch die Industrie. Im Falle einer eingetre­
tenen Katastrophe sieht man aber eigentlich 
keine Möglichkeit, sich zu schützen. Man 
hat zwar teilweise schon etwas von Schutz­
möglichkeiten gehört, z. B. in der Schule 
durch den Bundesverband für den Selbst­
schutz. Diese Vorschläge werden aber häu­
fig nicht ernstgenommen, da das entspre­
chende Informationsmaterial offensichtlich 
nicht immer optimal gestaltet ist. Vorschlä­
ge, wie z. B. Vorratshaltung oder einen Kei­
ler als SChutzraum auszubauen, werden als 
unrealistisch betrachtet, da man sich nicht 
über längere Zeit im Keller aufhalten könne 
(es wird auf die lange Dauer radioaktiver 
Kontamination hingewiesen) . 

Der Informationsstand über Unglücks­
und Katastrophengefahren wird als relativ 
gering eingeschätzt, und zwar nicht nur der 
eigene Informationsstand, sondern auch 
der der Bevölkerung allgemein ." 

Sehr schlecht ist der aktuelle Informa­
tionsstand der Jugendlichen hinsichtlich 
z. B. Schutzräume und Empfehlungen zum 
Thema Katastrophenschutz . Sirenensignale 
sind kaum bekannt. Die Jugendlichen äu­
ßerten den Wunsch, in Zukunft zu diesem 
Thema besser informiert zu werden . "Auch 
die Bereitschaft zu entsprechenden Lehr­
gängen und Informationsabenden war 
durchaus gegeben. Daran sieht man, daß 
hier Möglichkeiten für die Motivation der 
Jugendlichen bestehen, wenn die · Öffent­
lichkeitsarbeit seitens der zuständigen Ver­
bände und Institutionen verbessert wird." 

Zusammenfassung 

Zusammenfassend kann gesagt werden , 
daß ein großes Informationsdefizit zum Ka­
tastrophen- und Zivilschutz in allen Teilen 
der Bevölkerung besteht. Durch interessan­
te Gestaltung von Informationsmaterial und 
-kampagnen kann die Bevölkerung motiviert 
werden , sich mit dem Thema auseinander­
zusetzen . boe 
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Umgebaute Katastrophenschutzschule des Landes Baden-Württemberg feierlich eröffnet 

Ein Schmuckstück 
des Katastrophenschutzes 

Modeme Ausbildungsstiitte für die Gefahrenbekämpfung -
Ein Treffpunkt aller im Katastrophenschutz mitwirkenden Organisationen 

"Die Umbauarbeiten an der Katastro­
phenschutzschule in Baden-Württemberg 
sind abgeschlossen . Die Schule kann ihren 
Ausbildungsauftrag nun in vollem Umfang 
wahrnehmen", hieß es im Einladungs­
schreiben zur Einweihung der Ausbildungs­
stätte am Donnerstag, den 9. Juni 1988, in 
Neuhausen a.d.F. Und so konnte man bei 
dieser Feier nur strahlende Gesichter sehen. 
Aber auch die Schule strahlte und präsen­
tierte sich an diesem Tag in vollem Glanz. 
Sie ist nach der Neugestaltung zu einem 
SChmuckstück des Katastrophenschutzes in 
Baden-Württemberg geworden. 

Zahlreiche Gäste hatten sich zu einem 
kleinen Festakt im Planspielraum der Schule 
eingefunden. Unter ihnen der Parlamentari­
sche Staatssekretär beim Bundesminister 
des Innern, Carl-Dieter-Spranger. 

Ein erfolgreicher Abschluß 

Die langjährigen Bemühungen um eine 
angemessene Bleibe für die Katastrophen­
schutzschule Baden-Württemberg hätten 
jetzt ihren erfolgreichen Abschluß gefun­
den, freute sich Ministerialdirektor Dr. Vo­
gel vom baden-württembergischen Innen­
ministerium zu Beginn seiner Begrüßung. 
Neben der Landesfeuerwehrschule in 
Bruchsal verfüge das Land nun über eine 
weitere moderne Ausbildungsstätte für die 
Gefahrenbekämpfung. 

Im weiteren Verlauf seiner Rede stellte 
Dr. Vogel fest: "Die Katastrophenschulz­
schule verdeutlicht, daß trotz der zwischen 
Bund und Land geteilten Zuständigkeiten im 
Katastrophenschutz und im Zivilschutz in 
partnerschaftlicher Zusammenarbeit be­
achtliche Erfolge erzielt werden können. 
Diese enge Zusammenarbeit ist auch wei­
terhin unerläßlich, wenn wir unser gemein­
sames Ziel erreichen wollen, einen ausrei­
chend starken und allen Anforderungen ge­
wachsenen Katastrophenschutz zu schaf­
fen , und zwar im Frieden und auch in einem 
Verteidigungsfall. Wir verfolgten dabei ein 
gemeinsames Konzept, das den Bund, die 
Länder, die. kommunalen Körperschaften 
und die Organisationen mit Aufgaben der 
Hilfeleistung zusammenführt. 
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Herzliche Begrüßung In Neuhausen (v.r.): Slaals­
sekretär earl-Dleter Spranger, Schulleiter Hans­
Jürgen Kuhn und Mlnlslerlaldlrlgenl Dr. Roland 
Frömel, Innenministerium Baden-Württemberg. 

Wir sind als diejenigen, die besonders 
nahe an der Praxis der Arbeit im Katastro­
phenschutz stehen, der Auffassung, daß 
Teile dieses Konzepts überdacht werden 
sollten. Manche Strukturen, die vor länge­
rer Zeit für die Bundesaufgaben vorgesehen 
wurden, könnten, so meinen wir, beweg­
licher werden. Wir unterstützen deshalb das 
Bemühen Ihres Hauses, Herr Staatssekretär 
Spranger, mit einem neuen Gesetzesent­
wurf die Diskussion über Verbesserungen in 
den organisatorischen Rahmenbedingun­
gen des Katastrophenschutzes wieder zu 
eröffnen und sichern Ihnen unsere kon­
struktive Mitarbeit zu . 

Mitwirkung des Bürgers 
notwendig 

Katastrophenschutz ist eine der staatli­
chen Aufgaben , die von den staatlichen Ein­
richtungen nicht allein bewältigt werden 
können . Um diese Aufgabe zu erfüllen, ist 
die unmittelbare Mitwirkung des Bürgers 
notwendig. Die bürgerliche Mitverantwor­
tung für das Wohl der Mitmenschen in 
unserem Staat ist das tragende Fundament 
des Katastrophenschutzes. Mit den staatli­
chen Behörden wirken dabei die Organisa­
tionen zusammen, deren Aufgaben die Hil­
feleistung für andere ist. Ohne die Organisa­
tionen ist ein wirksamer Katastrophen­
schutz nicht möglich. Wir kennen die in 
allen Organisationen vorhandene Bereit­
schaft zu gemeinsamer Tätigkeit und zu 
engem Zusammenwirken, und wir bauen 
auf diese bewährte Kooperation ... " 

Zum Schluß seiner Rede meinte Dr. Vo­
gel : "Es heißt nicht zu Unrecht ,Ende gut­
alles gut.' Ich bin davon überzeugt, daß mit 
dem gelungenen Umbau unserer Schule in 
Neuhausen eine gute Grundlage für Ihre und 
unsere gemeinsame Arbeit im Bereich des 
Katastrophenschutzes gelegt ist. Den Be­
mühungen der Schule, in Neuhausen eine 
verbesserte Ausbildung zu erreichen, 
wünscht das Innenministerium Baden­
Württemberg ein gutes Gelingen und viel 
Erfolg zur praktischen Bewährung." 

Partnerschaftliche 
Zusammenarbeit 

Als nächster sprach Staatssekretär Spran­
ger. Er führte aus: 

"Zur Einweihung dieser zweckmäßigen 
und schönen Katastrophenschutzschule des 
Landes Baden-Württemberg hier in Neuhau­
sen auf den Rldern überbringe ich Ihnen die 
herzlichen Glückwünsche von Bundesinnen­
minister Dr. Zimmermann. Zugleich freue 
ich mich über die Gelegenheit, die grundle­
genden Vorstellungen und Ziele des Kata­
strophenschutzes aus der Sicht der Bundes­
regierung darzulegen. 

Weltweit ereignen sich immer wieder ver­
heerende, meist teChnisCh bedingte Kata­
strophen. Das tragische Unglück in Borken 
hat uns alle erschüttert. Wir leben in einer 
Welt, in der Katastrophen trotz aller Vor­
sichtsmaßnahmen nicht auszuschließen 
sind. Ebenso können wir nur darauf vertrau­
en, aber nicht gewiß sein, daß unsere Frie­
denspolitik den bewaffneten Konflikt verhin­
dern kann . 

Katastrophenschutz ist Schutz unserer 
Bevölkerung gegen eine Vielzahl von Gefah­
ren . Sein Zweck erfordert ein hohes Maß an 
Einsatzbereitschaft und Leistungsfähigkeit. 
Wir unternehmen gewaltige Anstrengungen 
für die Sauberl<eit der Luft, des Bodens und 
des Wassers. Mit ebenso großer Energie 
und Zielstrebigkeit müssen wir jedoch auch 
das Über- und Weiterleben der Menschen 
bei Katastrophen und schweren Unglücks­
fällen sichern. 

Das setzt voraus, daß in unserem Hilfelei­
stungssystem die humanitären Hilfsorgani-



sationen, die Städte und Kreise, die Länder 
sowie der Bund eng und partnerschaftlich 
zusammenarbeiten , um die Effizienz der Ka­
tastrophenabwehr stetig zu verbessern. 
Wirksame Hilfeleistung ist nur möglich, 
wenn schon vor Eintritt eines Groß­
schadensereignisses die nötige Vorsorge 
getroffen worden ist. Das verlangt sowohl 
Planungen der Behörde in bezug auf alle 
denkbaren Katastrophen als auch das stän­
dige Bemühen von Organisationen und Hel­
fern, auf eine wirkungsvolle Gefahrenab­
wehr und -bekämpfung gut vorbereitet zu 
sein . 

Die Bundesregierung hat daraus die not­
wendigen Folgerungen gezogen: 
- Sie vervollständigt und modernisiert 
durch ein Konsolidierungsprogramm mit 
einem Finanzvolumen von rd. 1,2 Mrd. DM 
die Ausstattung für 7300 Einheiten und 
Einrichtungen des erweiterten Katastro­
phenschutzes mit rd . 143000 Helfern. 
- Mit einem sich an das Konsolidierungs­
programm anschließenden Arrondierungs­
programm will der Bundesminister des In­
nern durch die Aufstellung weiterer Einhei­
ten der Fachdienste ABC, Fernmeldewesen, 
Sanität und Bergung das noch bestehende 
regionale Schutzgefälle weiter verringern. 
- Auf Grund eines Berichts des Bundes­
ministers des Innern über unser Hilfelei­
stungssystem vom 1. Oktober 1987 hat der 
Innenausschuß des Deutschen Bundestages 
die Bundesregierung aufgefordert, gemein­
sam mit den Ländern ein Bevölkerungs­
schutzprogramm zu verwirklichen, um den 
Schutz der Bürger unseres Landes gegen 
die vielfältigen Risiken einschließlich mili­
tärischer Bedrohung weiter zu verbessern. 
Einen ersten Entwurf wird der Bundesmini­
ster des Innern in diesen Tagen fertig­
stelien . 
- Die grenzüberschreitende Zusammenar­
beit im Katastrophenschutz wird zuneh­
mend verstärkt; denn die Gefahren machen 
nicht an den Grenzen halt. Durch bilaterale 
Hilfeleistungsabkommen mit den Nachbar­
staaten hat die Bundesregierung die not­
wendigen Rechtsgrundlagen geschaffen. 
- Ein weiterer wichtiger Schwerpunkt ist 
die Intensivierung der Ausbildung . Deshalb 
legt der Bundesminister des Innern größten 
Wert darauf, daß die Helfer und Führungs­
kräfte des erweiterten Katastrophenschut­
zes auf allen Ebenen - am Standort, an den 
vom Bund finanzierten Katastrophenschutz­
schulen der Länder und an der Katastro­
phenschutzschule des Bundes - auf ihre 
wichtige Aufgabe gründlich und umfassend 
vorbereitet werden . 

Schwachstellen abbauen 

Den in Bundesauftragsverwaltung ge­
führten Landesschulen obliegt im Ausbil­
dungssystem des Katastrophenschutzes die 

Zahlreiche Gäsle 
nehmen an dem 
Festakt Im Plan­
spielraum der 
Schule lell. 

Interessiert lä8t sich 
Staatssekretär 
Spranger die Aus­
slaHung des ABC­
Dienstes erläutern. 

Ministerialdirektor 
Dr. Vogel , Innen­
ministerium Baden­
Würtlemberg, be­
gruBt die Gäste. 

Aul dem Obungsge­
lände demonstrieren 
lehrgangsteilneh­
mer das Ablassen 
eines Verletzten aus 
Höhen. 
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Ausbildung von Führern , Unterführern und 
Helfern mit Sonderfunktionen. 'Führungs­
ausbildung ist der Eckpfeiler der Ausbil­
dung. Ihre Qualität ist wesentlich mitbe­
stimmend für den Ausbildungsstand und 
den Einsatzwert des gesamten Katastro­
phenschutzes. Allein für Ausbildungsmaß­
nahmen im erweiterten Katastrophenschutz 
stellt der Bund den Schulen jährlich rd . 40 
Mio. DM zur Verfügung. Etwa die Hälfte 
dieser Summe entfällt auf die Vorhaltung 
und den Betrieb der Katastrophenschutz­
schulen der Länder. Die anderen rd . 20 
Mio. DM werden je zur Hälfte für die Ausbil­
dung am Standort und auf Bundesebene 
bereitgestellt. 

Trotz dieses erheblichen finanziellen Auf­
wands müssen wir erkannte SChwachstellen 
kontinuierlich weiter abbauen. Mit den 
Haushaltsmitteln der vergangenen Jahre 
konnten die Landesschulen nur etwa 75 % 
der erforderlichen Ausbildung durchführen. 
Dies darf nur eine vorübergehende Erschei­
nung sein; denn sonst würden wiederum 
nachteilige Auswirkungen für den Lei­
stungsstand und die Einsatzbereitschaft des 
Katastrophenschutzes insgesamt eintreten . 
Darauf haben die Länder und Trägerorgan­
siationen zu Recht hingewiesen. 

Erfreulicherweise ist ~s dem Bundesmini­
ster des Innern gelungen, die ErhOhung der 
Bundesmittel für die Sachausgaben der 
Landesschulen von rd . 8 Mio. DM im Jahr 
1984 im Haushaltsjahr 1988 auf 10 
Mio. DM, d. h. um 25 % durchzusetzen. Er 
wird sich auch weiterhin dafür einsetzen, 
daß dieser Ansatz steigt, bis der Ausbil­
dungsbedarf auf Landesebene voll gedeckt 
werden kann und noch vorhandene Lücken 
geschlossen sind. 

Lohn für gemeinsame 
Anstrengungen 

Die _heute eingeweihte Katastrophen­
schutzschule bringt bedeutende Fortschritte 
und Verbesserungen. Bis Ende 1976 mußte 
die Katastrophenschutzausbildung in Ba­
den-Württemberg an sechs bis zu 100 km 
voneinander entfernten Schulungsstätten 
durchgeführt werden . Das von einem zum 
anderen Unterrichtsort reisende Schulper­
sonal war unzumutbaren zeitlichen und fa­
miliären Belastungen ausgesetzt. Daraus er­
gaben sich auch erhebliche organisatori­
sche, schulische und wirtschaftliche Nach­
teile . Im Januar 1977 konnte diese liegen­
schaft zunächst mietweise als zentrale Aus­
bildungsstätte bezogen werden . 1981 wur­
de sie vom Bund erworben und seit 1982 
sachgerecht hergerichtet. Dem gingen lang­
wierige und zähe Verhandlungen zwischen 
der Gemeinde Neuhausen sowie Landes­
und Bundesstellen voraus, die schließlich 
zum Erfolg geführt haben. Diese schOne 
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Die laut- und 
Kriechstrecke der 
Atemschutz-Obung,­
anlage. 

Auch der groBe Hol 
und die Hallen kön­
nen lür die Ausbil­
dung genutzt 
werden. 

Ein Blick In den 
lehrsaal des Fern­
meldedlen,tes mit 
der funk- und Fern­
,prechübungsan­
lage. 

Das Obung,gelinde 
der Schule bietet 
vieltlillge Ausbll­
dung,mögllchkellen 
lür alle Fachdienste. 



und zweckmäßig gestaltete Schule ist der 
Lohn für gemeinsame Anstrengungen . 

Ein 1986 vom Bundesminister des Innern 
eingeleitetes Sanierungsbauprogramm, das 
durch verbesserte Unterbringung der Lehr­
gangsteilnehmer in allen . Katastrophen­
schutzschulen den Besuch von Lehrgängen 
attraktiver machen soll , konnte hier weitge­
hend verwirklicht werden . Dieses Pro­
gramm hat einen Umfang von etwa 50 
Mio. DM, von denen mehr als 18 Mio. DM 
auf Baumaßnahmen an der hiesigen Schule 
entfallen. Zugleich mit der Verbesserung 
der materiellen Bedingungen für die Ausbil­
dung durch eine angemessenere Unterbrin­
gung wollen wir auch die inhaltliche Ausge­
staltung der Ausbildung vorantreiben . Des­
halb sind die alten Musterausbildungspläne 
durch eine nach modernen Erkenntnissen 
gestaltete Ausbildungsplanung für die Aus­
bildung der Helfer am Standort und an den 
Schulen ersetzt worden . Zur Zeit wird ein 
weiteres wichtiges Vorhaben im Ausbil­
dungsbereich verwirklicht, die Erarbeitung 
eines Leitfadens für jeden Fachdienst zur 
Unterstützung der ehrenamtlichen Ausbil ­
dung in den Einheiten und Einrichtungen. 

In einem vom Bundesminister des Innern 
veranlaßten Schwerpunktprogramm hat das 
Bundesamt für Zivilschutz seit 1986 die 
Ausbildungsvorschriften für die Fachdienste 
ABC, Fernmeldewesen, Bergung, Instand­
setzung und Betreuung erstellt. Bei den 
umfangreichen Arbeiten an diesen Vor­
schriften haben die Katastrophenschutz­
schulen der Länder und besonders auch 
diese Schule das Bundesamt für Zivilschutz 
maßgeblich unterstützt . Dafür danke ich 
Ihnen. 

Mein Dank gilt auch dem Schulpersonal , 
ob es im Lehrbereich , in der Verwaltung 
oder im Betriebs- und Wirtschaftsbereich 
tätig ist, und das nun angemessene Arbeits­
plätze erhält. Sie haben trotz vieler Er­
schwernisse und in der Zeit, als über den 
endgültigen Standort Unklarheit herrschte, 
loyal Ihre Pflicht erfüllt. Ich wünsche Ihnen 
für die Zukunft viel Erfolg und hoffe, daß 
von dieser Schule wichtige Impulse für die 
Verbesserung der Leistungsfähigkeit des 
Katastrophenschutzes ausgehen werden. " 

Grußworte 

Es folgten Grußworte von Bürgermeister 
Werner Präg , Gemeinde Neuhausen, sowie 
von Kreisbrandmeister Fritz Spieth , in Ver­
tretung des Vorsitzenden des Landesfeuer­
wehrverbandes , Englerth , von DRK-Lan­
desgeschäftsführer Werner Steinmetz, für 
die Arbeitsgemeinschaft der Hilfsorganisa­
tionen , und von THW-Landesbeauftragten 
Dirk GÖbe!. 

Schulungs- und 
Begegnungsstätte 

Das Schlußwort sprach Schulleiter Hans­
Jürgen Kuhn . Er verwies darauf, daß das 
Personal der Ausbildungsstätte nicht zuletzt 
durch die jetzt verbesserten Schulungsmög­
lichkeiten alles unternehmen werde, den 
Einsatz des Katastrophenschutzes in Baden­
Württemberg zu verbessern . "Diese Dienst­
stelle soll nicht nur eine Schulungsstätte 
sein, sondern wie in der Vergangenheit eine 
Begegnungsstätte aller im Katastrophen­
schutz mitwirkenden Drganisationen" , sag­
te Kuhn , und lud anschließend die Gäste zu 
einem Rundgang ein . 

Modernste Übungsanlagen 

Insgesamt 66 Lehrgangsteilnehmer können 
nach dem Umbau des ehemaligen Studien­
heims untergebracht werden . Ihnen stehen 
modern gestaltete Ein- und Zwei-Bett-Zim­
mer zur Verfügung , die teilweise mit Du­
sche und WC ausgestattet sind . 

Jährlich werden etwa 2000 Helfer des 
Katastrophenschutzes in rund 100 ein- bis 
zweiwöchigen Aus- und Fortbildungsveran­
staltungen geschult. 

Zur Ausstattung der Schule gehören drei 
Unterrichtsräume mit moderner Medien­
technik . Sonderveranstaltungen und Schu­
lungen des Führungspersonals im Katastro­
phenschutz werden in einem besonderen 
Taktikhörsaal sowie weiteren Vortragsräu­
men durchgeführt . Für die praktische Aus­
bildung im Fernmeldedienst wird eine im 
Lehrsaalbereich eingebaute Funk- und Fern­
sprechübungsanlage mit Fernmeldezentrale 
genutzt. 

Beeindruckt waren die vielen Gäste von 
der modernen Atemschutz-Übungsanlage 
im Keller der Schule . Sie ermöglicht eine 
praxisnahe Schulung der Atemschutz-Gerä­
teträger . Gewöhnungsübungen erfolgen an 
speziellen Geräten wie Schlaghammer, End­
losleiter, Laufband und Fahrradergometer. 
Wirklichkeitsnah sind eine Industrie- und 
Tankübungsanlage sowie die Lauf- und 
Kriechstrecke gestaltet. Sie kann vernebelt 
und beheizt werden . 

Zu einem Schmuckstück der, Katastrophenschutzes 
in Baden-Württemberg Ist die Schule Neuhausen 
geworden. (Fotos: Sers) 

Die Ausbildung wird von einer Leitstelle 
geräte- und sicherheitstechnisch zentral 
überwacht und gesteuert . Infrarotkameras 
und eine Videoanlage erlauben eine Aus­
und Bewertung der Übungstätigkeiten. 

Breites Schadensspektrum 

Ein Glanzstück der Schule, das Übungsge­
lände mit einer Trümmerstrecke , wurde ge­
rade noch rechtzeitig zur Einweihung der 
Ausbildungsstätte fertig . Beim Bau wurde 
das gesamte Spektrum möglicher Gebäude­
schäden sowie möglicher Schäden an Ver­
sorgungsleitungen berücksichtigt. 

Der Trümmerkegel eines vollständig zu­
sammengebrochenen Doppelhauses er­
möglicht das Orten und Freilegen Verschüt­
teter sowie die Bergung aus Kriechgängen . 

Wie in- und außerhalb eines Gebäudes 
Menschen aus Höhen geborgen werden 
können , wird auf einer kombinierten 
Übungsanlage erlernt , in deren bei den Un­
tergeschossen ein "Irrgarten" als Kriech­
strecke u. a. für die Ausbildung der Atem­
schutz-Geräteträger vorhanden ist. 

Ein Mauerwerkbau beinhaltet Holzbalken­
decken. Rettungsübungen innerhalb des 
Gebäudes mit Deckendurchbruch sowie 
waag- und lotrechtem Ablassen von Verletz­
ten stehen hier im Vordergrund der Ausbi l­
dung . 

Auf einer Bahn "Hebel-Heber" wird die 
einfache Anwendung der Brechstange, Hy­
dropresse und Stahl winde gelehrt. 

Die Ausbi ldungsmöglichkeiten an der 
Station "Trümmerkeller" liegen beim Ber­
gen Verschütteter mit der Trage, dem 
Schleifkorb und der Bergeschleppe sowie 
beim Transport Verletzter über Hindernisse. 

Abgerundet wird das Übungsgelände 
durch einen Feuerlöschteich für den Einsatz 
von Pumpen , den Stegebau und den Bau 
von Schwimmstegen. 

Eindrucksvolle Präsentation 

Nach der Besichtung der Ausbildungsstätte 
traf man sich im Park vor dem Hauptgebäu­
de. Viel Mühe hatten sich die Teilnehmer 
eines gerade an der Schule laufenden Koch­
lehrgangs gemacht. Sie zauberten für die 
Gäste ein kaltes Büfett, das allgemein Aner­
kennung fand. 

Schulleiter Kuhn konnte zufrieden sein 
mit diesem Tag . Ihm und seinen Mitarbei­
tern war es gelungen, die Schule eindrucks­
voll zu präsentieren. - güse -
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Zwiscllen 
NOfd- und (Jstsee 

Flensburg 

30000 Besucher kamen zu den 
"Herings tagen" nach Kappeln, wo 
auch die BVS-Dienststelle Flens­
burg mit ihrem Informationsstand 
vertreten war. Viele Gäste ließen 
sich informieren, sahen sich 
Filmspots an oder wurden Zeuge 
einer praktischen Demonstration 
aus dem Selbstschutz-Grundlehr­
gang. Vier Tage lang präsentierte 
sich die Dienststelle Einheimi­
schen und Urlaubern. Auch viele 
dänische Besucher zeigten Inter­
esse an Maßnahmen des Selbst­
schutzes In der Bundesrepublik 
Deutschland. 

. . . . . . . . . . . . . . . 
Im Gemeindehaus Kotzenbüll 

auf der nordfriesischen Halbinsel 
Eiderstedt wurde Bürgermeister 
Hans Green nach 18jähriger Tätig­
keit als BVS-Mitarbeiter verab­
schiedet. Helfervertreter, Mitar­
beiter der Landesstelle Kiel und 
der Dienststelle Flensburg ka­
men, um Green zu ehren. 

Landesstellenleiter Dr. Sah­
lender ließ die Stationen Greens 
im BVS Revue passieren: Green 
begann 1970 seine aktive lauf­
bahn beim BVS. Es folgten die 
Lehrberechtigungen aller Berei­
che. 1975 wurde er ehrenamtli­
cher Leiter der Dienststelle Hu­
sumo Nach der Umstrukturierung 
des Verbandes übernahm Green 
1981 die Aufgaben des BVS-Beauf­
tragten für den Kreis Nordfries­
land. 

Im Anschluß an die Würdigung 
seiner Arbeit verlieh Dr. Sahlen­
der Green die Ehrennadel des 
BVS. 

Die norddeutschen Landes­
meisterschaften der Motorsport­
meger Schleswig-Holstein waren 
der Anlaß für die BVS-Dienststel­
le Flensburg, einen Sicherheits­
wettbewerb für Aktive und Besu­
cher anzubieten. 

Bei strahlendem Sonnenschein 
und mit der für den Norden übli-

281 ZS-MllGAZIN 51881 

Landesbelfervertreter Böltcher (links) überreicht Hans Green die Erinne­
rungsplakeHe der Helrervertreler. 

ehen "steifen Brise" nutzten viele 
Teilnehmer die Gelegenheit, ihr 
Geschick auch in Sachen Selbst­
schutz zu testen. Zwischen Ziel­
flügen und Punktlandungen kam 
es zu fruchtbaren Gesprächen, 
die schließlich mit Lehrgangsab­
sprachen endeten. So haben so­
wohl die Segel- als auch die Mo­
tormeger einen Selbstschutz­
Grundlehrgang fest in ihre Veran­
staltungsplanung aufgenommen. 
Erstmalig in Flensburg wurden 
die neuen Plaketten für die Teil­
nahme am Sicherheitswettbewerb 
ausgegeben. Für manchen Unent­
schlossenen war dieses kleine 
Souvenir sicherlich letzter An­
stoß, einfach mal mitzumachen. 

Bericllte t/US 
Nt/mllur, 

Hamburg 

Selbst- und Katastrophen-
schutz zum Anfassen boten die in 
Harburg ansässigen Hilfsorganisa-

tionen auf dem Schwarzenberg 
beim "Tag der Hilfsorganisatio­
nen". Ober 10000 Besucher nutz­
ten die Gelegenheit, sich zu in­
formieren oder bei einer der vie­
len Veranstaltungen mitzuma­
chen . 

Schirmherr Bezirksamtsleiter 
Jobst Fiedler eröffnete die Veran­
staltung. Er nutzte die Gelegen­
heit, den vielen Helferinnen und 
Helfern der einzelnen Organisa­
tionen für ihre ständige Einsatz­
bereitschaft und ihr Engagement 
zu danken. 

Im Namen der Veranstalter 
ASB, DRK, DLRG, DW, Feuer­
wehr, THW und BVS begrüßte 
BVS-Dienststellenleiter Michael 
Krüger die zahlreichen Gäste. Er 
wies auf das Motto des Tages 
"Selbst- und Katastrophenschutz 
zum Anfassen und Mitmachen" 
hin. 

Neben den Informationsge­
sprächen gaben Einsatzvorführun­
gen einen Einblick in den Lei­
stungsstand der ehrenamtlichen 
Helfer. So baute z. B. das THW 
einen 15 m hohen Lichtmast auf 

Der leiter deI 8ellrbamtes Harburg, Jobst Fiedler, eröffnete deo "Tag der 
HUrsorganlsationen", 

und die Freiwillige Feuerwehr 
Marmstorf zeigte das Ablöschen 
von kleineren Bränden. 

Ihr eigenes Wissen um die Hil­
fe im Notfall konnten die Besu­
cher bei einem Sicherheitswett­
bewerb unter Beweis stellen. 
Wer Fragen aus dem Bereich der 
lebensrettenden Sofortmaßnah­
men oder zum Brandschutz rich­
tig beantwortete, konnte attrakti­
ve Preise gewinnen, die von Har­
burger Geschäftsleuten zur Ver­
fügung gestellt worden waren. 

Als Gast beteiligte sich auch 
der Arbeitskreis Gesundheit. Zu 
diesem Harburger Arbeitskreis 
gehören u. a. die Arbeiterwohl­
fahrt , die Behindertenarbeitsge­
meinschaft und das Harburger 
Gesundheitsamt. 

Für das leibliche Wohl der Be­
sucher sorgte eine "Verpfle­
gungsstraße". Die Köche der 
Hilfsorganisationen bewiesen, 
daß aus Feldküchen mehr als nur 
Erbsensuppe gezaubert werden 
kann. Die musikalische Unterma­
lung übernahmen ein Polizeimu­
sikcorps und der Spielmannszug 
des Schützenvereins Marmstorr. 

Für die Veranstalter war der 
"Tag der Hilfsorgansiationen" 
eine Premiere. Der gute Verlauf 
und das große Interesse der vie­
len Besucher haben bewirkt, daß 
die Organisationen im Gespräch 
miteinander bleiben wollen und 
im kommenden Jahr eine Wieder­
holung anstreben. 

Querdurcll 
Niederst/cllsen 

Braunschwelg 

Die BVS-Dienststelle Braun­
schweig führte eine Informations­
veranstaltung durch, zu der der 
Regionale Arbeitskreis für Ar­
beitssicherheit, Braunschweig, 
eingeladen hatte. 

Den Teilnehmern wurden die 
Aufgaben und Ziele des Verban­
des und das Ausbi ldungsangebot 
des BVS im Bereich des betriebli­
chen Katastrophenschutz erläu­
tert. In der anschließenden Dis­
kussion konnten einige konkrete 



Ausbildungsvorhaben für ver­
schiedene Betriebe festgelegt 
werden. Alle Teilnehmer zeigten 
großes Interesse an einem Semi­
nar über Fragen des Selbst- und 
Katastrophenschutzes an der 
BVS-Schule Voldagsen. 

Voldagsen 

Zum ersten Mal seit ihrer 
Gründung im Jahr 1956 öffneten 
sich für die Bevölkerung der Um­
gebung die Türen der BVS-Schule 
Voldagsen. 

Zahlreiche befreundete Orga­
nisationen wie die Feuerwehr, 
das THW, das DRK und verschie­
dene Polizeieinheiten beteiligten 
sich mit Geräteschauen, Vorfüh­
rungen und Informationsständen 
an der Veranstaltung, die von 
Schulleiter Garbrand Fisser initi­
iert worden war. 

Die Chance, die Schule von 
innen kennenzulernen und sich 
über den Bevölkerungsschutz zu 
informieren, nutzten denn auch 
weit über tausend Besucher. Vie­
le Repräsentanten aus den örtli­
chen Verwaltungen und politi­
schen Gremien gaben sich an die­
sem Tag auf dem Hof der Schule 
ein Stelldichein. Besonderes In­
teresse an den Aufgaben und Pro­
blemen des Selbst- und Katastro­
phenschutzes zeigten unter ande­
rem die Bundestagsabgeordnete 
Brigitte Traupe (SPD) und ihre 
Kollegin im niedersächsischen 
Landtag, Karola Knoblich (CDU). 

Den Besuchern bot sich ein 
abwechslungsreiches und infor­
matives Programm, dessen Höhe­
punkte zwei spektakuläre Ret­
tungsvorführungen der Hilfskräfte 
waren. Am Beispiel eines Ver­
kehrsunfalles und eines Explo­
sionsunglücks in einem Wohn­
haus demonstrierten sie ihr Zu­
sammenwirken beim Suchen, 
Bergen und Versorgen von Ver­
letzten. Zum Einsatz kam dabei 
auch ein Reuungshubschrauber 
des DRK. 

Über die mögliche Vorsorge 
und Eigenhilfe des Bürgers infor­
mierte der BVS an hand der gro­
ßen schuleigenen Selbstschutz­
ausstellung und vielen prakti­
schen Feuerlösch- und Reuungs­
übungen. 

Dicht umlagert war stets der 
BVS-Computer im Rundzelt, der 
den persönlichen Notvorrat an 
Lebensmitteln errechnete. 

Für das leibliche 'Wohl war an 
diesem Tag ausreichend gesorgt. 
Die musikalische Umrahmung 
durch das Bläserkorps Hemmen­
dorf und nicht zuletzt das schöne 
Wetter sorgten für eine Volks­
festatmosphäre, die es leicht 
machte, das ernste Thema des 
Selbstschutzes den Bürgern nä­
herzubringen. 

IIlcltpunltt 
Notd,IIeln-WestftJlen 

Bochum 

Bei einem Besuch der BVS­
Dienststelle Bochum ließen sich 
die SPD-Landtagsabgeordneten 
Herbert Schwirtz und Ernst-OUo 
Stüber über die Aufgaben und 
Ziele des Verbandes informieren. 
In einem ausführlichen Gespräch 
kamen auch Fragen des Schutz­
raumbaus sowie der Öffentlich­
keitsarbeit des BVS zur Sprache. 
Dabei ging es vor allem um die 
Möglichkeiten, die sich in Zusam­
menarbeit mit Vereinen, Verbän­
den und anderen Organisationen 
in den Stadtteilen ergeben. Gera­
de auf diesem Gebiet, so erfut'­
ren die Politiker, ist die Dienst­
stelle Bochum besonders aktiv. 

Im Laufe des Besuchs kam 
auch der Einsatz von Selbst­
schutzberatern bei friedensmäßi­
gen Katastrophen zur Sprache. In 
diesem Zusammenhang kündigten 
Schwirtz und Stüber an, sich für 
eine bessere Einhaltung der Be­
stimmungen und Verfügungen bei 
den Kommunalverwaltungen ein­
zusetzen. Beide sagten darüber 
hinaus auch ihre Unterstützung 
bei der Durchführung von Infor­
mationsveranstaltungen bzw. Dis­
kussionsabenden in Vereinen zu. 

Schließlich, so die Abgeordne­
ten, werde man sich für eine 
verstärkte Selbstschutzausbildung 
in den Schulen stark machen. Am 
Ende des Besuchs war man sich 
einig, daß der Dialog zwischen 
BVS und Politiker fortgesetzt wer­
den müsse. 

Der Selbstschutz ist nach An­
sicht des CDU-Bundestagsabge­
ordneten Jochen Borchert, Bo­
chum, beim BVS in besten Hän­
den. Darauf wies der Politiker 
anläßlich eines Besuchs bei der 
Dienststelle Bochum hin. Bor­
chert, der sich bei dieser Gele­
genheit ausführlich über Ziele 
und Aufgaben des BVS unterrich­
ten ließ, informierte sich darüber 
hinaus über Fragen der Öffent­
lichkeitsarbeit sowie der Zusam­
menarbeit mit den Kommunalver­
waltungen. Dabei vertrat der Poli­
tiker die Meinung, daß von seiten 
der Verwaltungen mehr noch als 
bisher für den Selbstschutz der 
Bevölkerung getan werden 
müsse. 

Borchert ging auch auf die Tä­
tigkeit der Katastrophenschutz­
Organisationen und deren Zusam­
menwirken ein. Der Abgeordnete 
befaßte si<!ll schließlich mit der 
Selbstschutzausbildung für junge 
Menschen. Gerade auf diesem 
Gebiet müsse besonders für 
Schüler nach neuen Wegen ge­
sucht werden. 

Münster 

Zum 25jährigen Dienstjubiläum 
überbrachte Ferdinand Wagner 
als Vertreter der Landesstelle 
BVS-Mitarbeiter Dieter Schmitz 
die Glückwünsche des Landes­
steIlenleiters. Gleichzeitig mit 

der Übergabe der Dankurkunde 
würdigte Wagner die Verdienste 
des Jubilars in den vergangenen 
Jahren. 

Schmitz kam 1963 als Geräte­
verwalter und Fahrer zur Landes­
steIle Recklinghausen des damali­
gen Bundesluftschutzverbandes. 
Es folgten die Ableistung des 
Wehrdienstes bei der Bundes­
wehr und aschließend die Wie­
deraufnahme der Tätigkeit bei 
der Landesstelle. 1966 erfolgte 
die Versetzung zur Dienststelle 
Münster, wo Schmitz die Aufgabe 
als Geräteverwalter und Hilfsleh­
rer aufnahm. Schmitz, jetzt Aus­
bilder einer FAASt, hat in den 
vergangenen Jahren an rund 4500 
Veranstaltungen der Öffentlich­
keitsarbeit und Ausbildung mitge­
wirkt. 

Bonn 

"Bevölkerungsschutz" war das 
Thema eines ProjekUages, an 
dem Schülerinnen und Schüler 
der Realschule Niederkassel­
Mondorf teilnahmen. Auf dem 
Programm der Veranstaltung, die 
von BVS-Fachlehrerin Anita Lind­
lar und der Realschulleitung vor­
bereitet worden war, standen ein 
Selbstschutz-Grund lehrgang, eine 
Besichtigung der Feuerwache 
Siegburg sowie ein Besuch des 
Übungsplatzes der BVS-Dienst­
stelle Bonn. 

Die jungen Menschen wurden 
auch über die Aufgaben und Ziele 
des BVS informiert. 

Nachruf 

Die Mitarbeiter der BVS­
Dienststelle Münster trauern 
um ihre ehrenamtliche Kol­
legin 

Wallraut Bussmeier 

die im Alter von 54 Jahren 
verstarb. 

Frau Bussmeier stand der 
Dienststelle als Aufklärungs­
und Ausbildungshelferin in 
den vergangenen Jahren im­
mer zur Verfügung. 

Durch ihre kameradschaft­
liche Wesensart war sie im 
Kreise ihrer Mitarbeiter be­
sonders beliebt. 

Alle Mitarbeiter werden ihr 
Andenken in Ehren halten. 
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IIlttuelles (JUS 
'"elnl(Jnd-Pffllz 

Mainz 

Wirtschaftsminister Rainer 
Brüderle besuchte anläßlich der 
Eröffnung der "Rheinland-Pfalz­
Schau" in Mainz auch den BVS­
Stand. Wie sich Im Gespräch mit 
dem Minister herausstellte, war 
er früher engagierter ehrenamtli­
cher Mitarbeiter des Verbandes. 
Selbstschutz sei auch heute noch 
unverziehtbar und jeder Bürger 
solle die Gelegenheit nutzen, sich 
des Informations- und Ausbil 
dungsangebots des BVS zu bedie­
nen, meinte Brüderle. 

Lobende Worte fand der Mini­
ster für die neue Öffentlichkeits­
arbeit und insbesondere für die 
ansprechende Ausstellung des 
BVS bei der "Rheinland-Pfalz 
Schau". 

Zum Abschluß seines Besu­
ches bedankte sich Brüderle bei 
den Mitarbeitern der Dienststelle 
Mainz fUr ihren engagierten Ein 
satz und wünschte der Arbeit des 
BVS weiterhin viel Erfolg. 

Hessensplegel 
Darmstadt 

Zur Zufriedenheit aller Betei­
ligten endete eine Sicherheits­
fahrt für Radfahrer, die die BVS­
Dienststelle Darmstadt durch­
führte. 

, 

WirtschaftsminIster Sruderle (linkt) statlete dem BVS anläßlich der 
..Rheinland ·pfalz-Schau" einen Besuch ab. (Foto: The iß) 

Erstaunlicherweise hatten sich 
zum Start der Fahrt am Friedens­
platz überwiegend "Radlerinnen" 
eingefunden. Die jüngsten Teil­
nehmer waren 14, eine Teilneh­
merin 62, ein Teilnehmer 77 Jah> 
re alt. 

Bei sonnigem Wetter startete 
Oberbürgermeister Günther 
Metzger die ersten Teilnehmer. 
Polizei, Deutsche Verkehrswacht, 
ASB, DRK, DLRG, JUH, THW und 
der BVS besetzten die Kontroll­
punkte. 

Zunächst kontrollierte die 
Darmstädter Polizei den techni­
schen Zustand der Fahrräder. 

Die nächste Station war die 
der JUH. Hier wurde ein Unfall 
zwischen zwei Radfahrern simu­
liert, denen Hilfe zu leisten war. 
Beim ASB galt es, einen Freizeit-

unfall sinnvoll zu versorgen. Ein 
Wurfpfeil steckte in der Brust des 
"verletzten" Darstellers. 

Bei der Deutschen Verkehrs­
wacht mußte ein Fragebogen zum 
verkehrssicheren Radfahren aus­
gefüllt werden. Die DLRG hielt 
Fragen zu einem Badeunfall für 
die Teilnehmer bereit. Beim DRK 
waren Hilfeleistungen eines ge­
stürlten Radfahrers mit Bauch­
schmerzen zu beurteilen und die 
richtige Lagerung vorzunehmen. 

Bei der Station des BVS muß­
ten die Teilnehmer Flammen er­
sticken an einer Person, deren 
Kleidung sich bei Grillvorberei­
tungen entzündet hatte. Die letz­
te Station war vom THW besetzt. 
Hier mußte am Fernsprechappa­
rat, nach einer gestell ten Unfall­
situation, der Notruf an die richti-

ge Stelle mit den richtigen Anga­
ben abgesetzt werden. 

Nach Auswertung der besten 
Punkteplazierungen konnten Poli­
zeipräsident Peter C. Bernet, 
BVS-Landesstellenleiter Gerhard 
Straube und der örtliche BVS­
Dienststellenleiter, Willy Roth, 
den Tei lnehmern Erinnerungsur­
kunden, Medaillen und - dank der 
Spendenbereitschaft zahlreicher 
Darmstädter Firmen wertvolle 
Sachpreise für Fahrrad und Frei­
zeit aushändi~.n 

Eine Umfrage ergab, daß die 
Sicherheitsfahrt allen Teilneh­
mern interessante Informationen 
gebracht hatte. Teilnehmer und 
die Helfer der betei ligten Organi­
sationen waren mit dieser Veran­
staltung sehr zufrieden. 

Die BVS-Dienststelle Darm­
stadt dankte im Anschluß an die 
Fahrt schriftlich allen städtischen 
Behörden, den betei ligten Hilfs­
organisationen, den spenden be­
reiten Darmstädter Firmen und 
dem Schirmherrn, Oberbürger­
meister Metzger, sowie Polizei­
präsident Bernet für die Unter­
stützung. 

............... 
Auf dem Friedensplatz, vor 

dem historischen Schloß, im Her­
zen von Darmstadt, wurde die 
BVS-Ausstellung "Zivilschutz mit 
dem Bürger - für den Bürger" 
gezeigt. Eröffnet wurde die Bil­
derschau von Oberbürgermeister 
Günther Metzger. 

Während der neun Ausstel­
lungstage wurden rund 3700 Be­
sucher gezählt, zu Selbstschutz-

Der ältelte Teilnehmer des SIcherheitswettbewerbes für Radrahrer, Wllhelm Brandes ( links), war 77 Jahre alt , daneben (von links) : Polizeipräsident 
Bemet, Dlenst. lellenlelter Roth und LandessteIlenleIter Straube. 
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fragen ließen sich über 400 Bür­
gerinnen und Bürger beraten. Die 
BVS-Bauberater konnten 125 Bau­
interessenten über den Schutz­
raumbau informieren. 

Nachruf 

Nach langer Krankheit ver­
starb der frühere Leiter der 
BVS-Dienststelle Heppen­
heim 

Arlur Wendfland. 

Wendtland war ein verdienter 
Mitarbeiter aus den Aufbau­
jahren des·BLSV. Nach einer 
ehrenamtlichen Tätigkeit bei 
der damaligen Orts-/Kreis­
stelle Darmstadt begann 
Wendtland seine hauptamtli­
che Tätigkeit zunächst als 
Sachbearbeiter für Ausbil­
dung 1956 bei der Landes­
steIle Hessen in Wiesbaden, 
wechselte dann aber in den 
Bereich der Verwaltung über. 
1966 wurde ihm die Leitung 
der damaligen BLSV-Kreis­
stelle Bergstraße, der späte­
ren Dienststelle Heppen­
heim, übertragen. Diese 
Dienststelle leitete Wendt­
land elf Jahre, bevor er aus 
gesundheitlichen Gründen 
seinen aktiven Dienst nach 
einer mehr als zwanzigjähri' 
gen, hauptamtlichen Tätig­
keit beenden mußte. 

Die Mitarbeiterinnen und 
Mitarbeiter der Landesstelle 
Hessen werden das Anden­
ken an einen geschätzten 
Kollegen stets in Ehren 
halten. 

Im Rahmen dieser Aktionswo­
che wurden auch ~ie ersten 
sechs Selbstschutzberater der 
Stadt Darmstadt durch Oberbür­
germeister Metzger bestellt. 

Friedberg 

Bei der 40. Messe Wächters­
bach war die BVS-Die·nststelle 
Friedberg mit einer Ausstellung 
vertreten. 

Ein besonderer Höhepunkt war 
der Besuch des Hessischen Mini­
sters für Wissenschaft und Kunst, 
Dr. Wolfgang Gerhard (F.D.P.), 
am BVS-Stand. Der Minister be­
tonte hierbei die Notwendigkeit 
des Zivil- und Selbstschutzes. 

Allen haupt- und ehrenamtli­
chen Mitarbeitern der Dienststel­
le wünschte er für die zukünftige 
Arbeit viel Erfolg. 

'.,ern "eute 
Würzburg 

"Wir wollen Nägel mit Köpfen 
machen und unsere Mitarbeiter 
optimal ausbilden", so formulier­
te der Besitzer eines Würzburger 
Hotels seine Bitte, 60 Angestellte 
des Hauses im vorbeugenden und 
abwehrenden Brandschutz zu un­
terrichten und auszubilden. 

Sehr aufmerksam folgten die 
Lehrgangsteilnehmer den Ausfüh­
rungen der BVS-Lehrkräfte bei 
der theoretischen Unterweisung 
"Grundlagen des Brandschutzes" 
sowie in der Handhabung und Be­
dienung der Kleinlöschgeräte. 
Nach der Theorie wurde das Er-

Das BVS·Ausstellungszelt Im Zentrum der Stadt Dannstadt. 

Der Hesslsche Minister für Wissenschaft und Kunst, Or. Wolfgang Ger· 
hardt, und der Bürgenneister der Stadt Wächtersbach, Heinrich Hetdmann, 
informierten sich am BVS·Stand. 

lernte in die Praxis umgesetzt. 
Mit viel Eifer und Engagement 
bekämpfte man brennbare Flüs­
sigkeiten mit dem Feuerlöscher, 
übte den Umgang mit der Ein­
stellspritze. 

Wie man in Brand geratene 
Kleidung löschen kann, wurde an 
einer Übungspuppe gezeigt, und 
jeder Teilnehmer hatte die Mög­
lichkeit, diese Maßnahme der 
Menschenrettung selbst durchzu­
führen. 

Die Besitzer des Hotels, die 
sehr eifrig bei der Sache waren, 
meinten am Abschluß des Lehr­
ganges: "Die Mitarbeiter des Ho­
tels haben sicherlich wichtige In­
formationen und praktische Tips 
erhalten, um in einem Ernstfall 
richtig zu handeln und Paniksitua-

tionen schnell · in den Grirr zu 
bekommen." 

Um über die Arbeit des BVS zu 
informieren, veranstaltete die 
BVS-Dienststelle Würzburg 
Selbstschutztage in Gerolzhofen. 
An fünf Tagen erläuterten die 
BVS-Mitarbeiter bei Straßenaktio­
nen den Bürgerinnen und Bür­
gern die Notwendigkeit der Vor­
sorge für Notzeiten. 

Für den Stadtrat, die Vereine 
und Bevölkerung wurden an drei 
Abenden Informationsveranstal­
tungen angeboten. Den Abschluß 
bildete ein Sicherheitswettbe­
werb "Damit Hilfe kein Zufall 
bleibt". Unter der Schirmherr­
schaft des Ersten Bürgermeisters 
Stephan wurde die Veranstaltung 
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gemeinsam mit den Hilrsorganisa­
tionen durchgeführt. Die Bevölke­
rung war aurgeruren, ihre erlern­
te Hilreleistung zu testen. 

Regensburg 

Aur dem Selbstschutz-Übungs­
platz Regensburg demonstrierten 
die Katastrophenschutzhelrer der 
Bundespost und Behördenselbst­
schutzhelrer der Regierung Ober­
pralz ihren Leistungsstand und 
zeigten, daß sie über die lange 
Winterp!\Jse nichts verlernt 
hallen. 

Nach den Vorführungen aur 
den Stationen "Brandschutz" und 
"Bergung" würdigte BVS-Dienst­
stellen leiter Peter Blazejewski 
die gute Zusammenarbeit zwi­
schen Oberpostdirektion und BVS 
bei der ganzjährigen fachausbil­
dung von Einsatzhelrern. Die Aus­
bildung von Katastrophenschutz­
helfern der Bundespost ist zum 
Schwerpunkt des Veranstaltungs­
kalenders bei den ostbayerischen 
BVS-Dienststellen geworden. In 
den zurückliegenden vier Jahren 
war das ein Verdienst des nun 
scheidenden Bezirkskatastro­
phenschutzleiters Günter Brem, 
der die Aurgaben an seinen Nach­
rolger Marlin Schwelle übergeben 
hat. 

Brem, der mil der BVS-Münze 
geehrt wurde, will sich auch wei­
terhin dem Selbstschutz zur Ver­
fügung stellen und hat sich be­
reils in die Bergungsstarrel der 
OPD aurnehmen lassen. 

München 

Ihr 25jähriges Beslehen reierte 
die Werkreuerwehr von MBB und 
IABG. Aus diesem Anlaß rand ein 
"Tag der orrenen Tür" aur dem 
MBB-Gelände stall, an dem die 
Mitarbeiter und Besucher Gele­
genheit hatten, fahrzeuge und 
Geräte der Wehr zu besichtigen. 

Die BVS-Dienststellen Mün­
chen und Starnberg inrormierten 
an Ständen über Selbstschutz­
maßnahmen und die betriebliche 
Katastrophe nsch u tz -0 rga n isa tion. 

Im Rahmen einer feierstunde 
wurde der langjährige Leiter der 
Werkreuerwehr MBB, Rudolr Hüf­
ner, verabschiedet. Hürner war 
auch ehrenamtlicher fachlehrer 
der BVS-Dienststelle München. 
Landesstellenleiter Günther Kop­
sieker und Dienslstellenleiter 
Hans-Joachim Görnemann über­
reichten Hürner ein Ehrenge­
schenk. ............... 

SPD-Bundestagsabgeordneter 
florian Gerster besuchte die 
BVS-Landesstelle Bayern. fachge­
bietsleiter Rehberg und Sachge­
bietsleiter Brockmann stellten 
dem Gast Auftrag und Organisa­
tion des BVS vor und erläuterten 
die Arbeit der Dienststellen. Sehr 
interessiert ließ sich der Abge­
ordnete die neuen Ausstellungen 
im Hause vorführen. 

In einer anschließenden Aus­
sprache mit Beschärtigten des 
BVS und des THW sprach Gerster 
zum Thema Zivilschutz und 
Schutzraumbau. 

StalIon ,.8randschulz·Gruppe" In Regensburg. 

32 1 ZS-IMGAlIN 5/881 

Besuch des SPD-Bundestagsabgeordneten florlan Gerster (Mitte) In der 
BVS-Landesstelle Bayern. 

Ansbach 

Nach neuntägiger Dauer ging 
die 6. westmittelrränkische Ver­
braucherausstellung "Kontakta" 
'88" mit einem Rekord von über 
82000 Besuchern zu Ende. Erst­
mals war auch die BVS-Dienst­
stelle Ansbach dabei. In Halle G 
wurde mit einer Ausstellung der 
Bürger inrormiert und beraten. 
Im freigelände demonstrierten 
BVS-Mitarbeiter praktische Teile 
aus dem Selbstschutz-Grundlehr­
gang, an denen sich auch die 
Besucher beteiligen konnten. 

Rund 52000 Personen besuch­
ten die BVS-Ausstellung, 415 Per­
sonen ließen sich eingehender 
über Selbstschutz und Schutz­
raumbau beraten. 

Im gleichen Zeitraum wurde in 
einer gesonderten Aktion für eine 
Mitarbeit beim BVS als Schutz­
bauberater geworben. Auch diese 
Veranstaltung brachte einen Er­
rolg. zwölr Architekten bzw. Bau-

Ingenieure bekundeten ihr Inter­
esse an einer ehrenamtlichen 
Mitarbeit. 

Eine Reihe von Persönlichkei­
ten des örrentlichen Lebens 
konnten an den BVS-Ständen be­
grüßt werden. So ließen sich der 
Parlamentarische Staatssekretär 
beim Bundesminister des Innern, 
Carl-Dieter Spranger, Staatsse­
kretär Hans Maurer, vom Bayeri­
schen Staatsministerium für 
Landwirtschart und forsten, so­
wie Senator Georg Ehnes, zu­
gleich auch Landrat des landkrei­
ses Ansbach, über die Arbeit des 
BVS eingehend unterrichten. 

für die hauptamtlichen BVS­
Mitarbeiter, von denen einige 
über die Berursrörderung aus 
dem Bundesgrenzschutz kamen, 
war es eine besondere freude, 
daß sich der Ltd. Polizeidireklor 
des Grenzschutzkommandos Süd, 
Wolrgang Zumkley, über die neue 
Tätigkeil seiner rrüheren Beam­
ten inrormierte. 

Staatssekretär earl-Dleter Spranger und Ud. Pollzeldlrektor Wolfgang 
ZUmldey am Stand des BVS bei der .. Kontakta '88"'. 



Technisches Hilfswerk f) 1 
Hamburg 

~ 
Wechsel der Bezirks­

verbandsführung 

Hamburg. Günter K1ock, in 
seinem Amt als Bezirksbeauftrag­
ter für den Hamburger Bezirks­
verband A1tona bestens bekannt, 
hat in den letzten vier Jahren 
neben dieser Verpflichtung auch 
den Bezirksverband Hamburg­
Eimsbüttel geführt. Nun konnte 
er die Leitung dieses Bezirksver­
bandes an einen Eimsbütteler 
THW-Helfer übergeben. 

Am 29. April 1988 wurde wäh­
rend einer Feierstunde Jörg Eng­
bert zum neuen Eimsbütteler Be­
zirksbeauftragten ernannt. Vor 
zahlreichen Gästen übergab ihm 
Landesbeauftragter Dipl.-Ing. 
Trautvetter das Amt, begleitet mit 
guten Wünschen für die Zukunft. 
Daneben dankte er auch Klock für 
die von ihm in Eimsbüttel gelei­
stete Arbeit. 

Der Bezirksverband verfügt in 
Eimsbüttel neben zwei Bergungs­
zügen und einem Instandset­
zungszug über eine ganz neue Un­
terkunft. R. Z. 

THW beim 3. hanse­
Marathon 1988 

Hamburg. Auch beim diesjäh­
rigen • hanse-Marathon war das 
THW neben anderen Hilfsorgani­
sationen, ohne deren Mitwirkung 
eine solche Veranstaltung nicht 
durchzuführen wäre, wieder da­
bei. 200 Helfer wurden eingesetzt 
für verschiedene Aufgaben wie: 
• Stromversorgung mit Hilfe 
eines Notstromaggregates 40 kVA 
für die Warmwasseraufbereitung 
durch die Feuerwehr für 
200 Duschkabinen und verschie­
dene Therapie-Maßnahmen im 
Sanitätszentrum, 
• Erstellung von Dusch- und 
Massagekabinen, 
• Verpflegung von 800 Einsatz­
kräften, wobei pro Tag 2400 Por-

Der neue Bezlrksbeauftragle Jörg Engbert (Unks) übernahm sein Amt von 
Gönter Klock (Mitte), rechts landesbeauftragter Trautvetler. 

(Foto: Zimmermann) 

2400 Portionen Verpflegung lusgegeben. 

tionen zubereitet und ausgegeben 
wurden, 
• Unterstützung der Polizei bei 
der Verkehrslenkung sowie beim 
Auf- und Abbau von 600 Hambur­
ger Gittern, 
• Mitwirkung in der "zentralen 
Einsatzleitung'; durch eine Füh­
rungsgruppe "Bereitschaft" für 
alle technischen Aufgaben. P. C_ 

Niedersachsen 

25 Jahre "Baracken­
Dasein" beendet 

Sarstedt. Nach 25 Jahren 

(Foto: Claseo) 

Das neue Gebäude umfaßt 
316 qm Unterkunfts-, Schulungs-, 
Büro- und Sanitärräume für die 
96 THW-Helfer sowie eine Fahr­
zeughalle mit 221 qm für sechs 
EinsatzfahT2euge und technisches 
Gerät. 

An der Schlüsselübergabe des 
in der Rekordbauzeit von sieben 
Monaten erstellten Gebäudes 

nahmen unter anderem der nie­
dersächsische Sozialminister 
Hermann Schnipkoweit, Landrat 
Friedrich Deike und Bürgermei­
ster Walter Gleitz teil. 

Die Gäste und Helfer wurden 
vom Ortsbeauftragten Kurt Car­
stens heT2lich willkommen gehei­
ßen. Sozialminister Hermann 
Schnipkoweit gratulierte namens 
der niedersächsischen landesre­
gierung zu der schönen und 
zweckmäßigen Unterkunft. Er 
dankte den THW-Helfern für ih­
ren ehrenamtlichen Einsatz in Ka­
tastrophenfallen in der Heimat 
und im Ausland sowie bei der 
Erfüllung gemeinnütziger Aufga­
ben. In seiner Festansprache 
schilderte THW-Landesbauftrag­
ter Eckhard Leiser ausführlich 
die Geschichte des Projekts. 

Höhepunkt der Veranstaltung 
war die Verleihung des THW-Eh­
renzeichens in Gold an Kurt Car­
stens. In Anbetracht seiner Ver­
dienste um das Technische Hilfs­
werk hat ihm der Direktor der 
Bundesanstalt THW die Auszeich­
nung verliehen. Oberregierungs­
rat Horst Junga nahm die Ehrung 
vor. 

Zuvor hatte Landesbeauftrag­
ter Leiser Kurt Carstens Werde­
gang im THW geschildert. Car­
stens ist seit 1962 Helfer im THW, 
1966 übernahm er die Führung 
des Ortsverbandes und 1971 wur­
de er außerdem Kreisbeauftrag­
ter des THW für den Landkreis 
Hildesheim. 

Seine Führungsqualitäten er­
gänzte er durch eine solide fachli­
che Ausbildung im THW. Dadurch 
gelang es ihm, den 1952 gegrün-

"Baracken-Dasein" konnte der 
THW-Ortsverband Sarstedt seine 
neue Unterkunft offiziell über­
nehmen. 

Oberregierung8rat Jung. überreicht die Auszeichnung an Kurt Carslem 
(Mitte), links Landesbeauftragter Leiser. (Foto: Bormaoo) 
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deten Ortsverband zu einer her­
vorragend ausgebildeten und aus­
gerüsteten Einheit zu machen, 
die hohes Ansehen sowohl bei 
Behörden als auch bei der Bevöl­
kerung genießt. 

Eckhard Leiser dankte Kurt 
Catstens sehr herzlich für alles, 
was er für das THW getan hat und 
gratulierte ihm namens des Lan­
desverbandes zu der verdienten 
ehrenvollen Auszeichnung. P. F. 

Großübung mit 
166 Helfern 

Salzgitter_ Unter Federfüh­
rung von Bereitschaftsführer Her­
mann Lmnes und seinem Stellver­
treter Werner Bittorf wurde Ende 
April 1988 beim THW Salzgitter 
eine große Wochenendübung 
durchgeführt. 

Die Aufgaben begannen mit 
einer Koordinatenfahrt der drei 
Bergungszüge und des Instand­
setzungszuges. Daneben war ein 
Bergungszug aus Berlin-Spandau 
mit Zugführer Horst Noack an der 
Übung beteiligt. Vom Standort 
des THW in Salder wurden die 
einzelnen Züge von der techni­
schen Einsatzleitung an ihren 
Treffpunkt in Salzgiuer-Gel>­
hardshausen beordert. 

Dort wurde ein KeIlergeschoß 
zur Sprengung vorbereitet. Zur 
Sprengung des Objektes wurden 
I1 kg Sprengstoff benötigt. Nach 
Sperrung der Straßen wurde das 
KeIlergeschoß in Trümmer ge­
legt. 

In der Zwischenzeit mußte der 
3. Bergungszug mit Zugführer 
K. H. Mergardt zu einem Einsatz 
nach Baddeckenstedt, bei dem 
zwei Fahrzeuge in die Innerste 
gerutscht waren. Gleichzeitig fiel 
~ie Wasserversorgung in Salzgit-

ter-Ohlendorf aus. Der zuständi­
ge Zugführer H. Schargen setzte 
sofort eine Pumpengruppe seines 
Zuges ein, um die Wasserversor­
gung in der Ortschaft wieder her­
zustellen. 

Etwas später kam die Meldung, 
daß zwei Fahrzeuge nach einem 
Frontalzusammenstoß eine Bö­
schung heruntergerutscht waren. 
Zugführer K. A. Brandes setzte 
sich mit seinem Zug sofort zum 
Unfallort in Bewegung. Nachdem 
die fünf "verletzten" Personen 
befreit waren, wurden die verun­
glückten Fahrzeuge geborgen und 
abtransportiert. 

Die Übung, an der 166 Helfer 
beteiligt waren, wurde am Abend 
beendet. Zum Abschluß bedankte 
sich Bereitschaftsführer Linnes 
bei den THW-Helfern, der Polizei, 
der Feuerwehr und beim DRK für 
die gute Zusammenarbeit. E. K. 

Verlagerte 
Standortausbildung 

Delmenhorst. Zu einer ver­
lagerten Standortausbildung der 
Pontongruppe des THW-Ortsver­
bandes Delmenhorst rückten im 
April 55 Helfer von THW, DLRG, 
DRK und Feuerwehr aus. 

Der Wasserübungsplatz der 
Katastrophenschutzschule in 
Hoya war das Ziel der zweistündi­
gen Kolonnenfahrt. Der für die 
Übung verantwortliche Gruppen­
führer der Pontongruppe, Axel 
Kunz, gab eine kurze Einweisung 
und sprach den Übungsablauf 
durch. 

Nachdem die Wasserfahrzeuge 
ausgerüstet waren, begann man 
mit der ersten Ausbildung, einer 
Fahrt bei Dunkelheit in fremden 
Gewässern, bis um 23.00 Uhr der 

Bergung und Abtransport eiDe. verunglückten Pkw. (FOIO: Kantens) 
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Die Hochwassel'ltege waren rur die Bürger von großem Nutzen. 

erste Obungstag abgeschlossen 
werden konnte. 

Am nächsten Morgen begab 
sich eine kleine Floue von sechs 
Rellungs- und Mehrzweckbooten 
auf die Fahrt. Viele der jungen 
Helfer erlebten nun erstmals 
eine Schleusung. Wahrend der 
Fahrt wurden Anlegemanöver und 
Rettungs- und Bergungsübungen 
durchgeführt. Erstmals wurde 
auch die Übernahme Verletzter 
vom Mehrzweckboot auf die Fäh­
re sowie der Transport von Ver­
letzten auf Trägern in den Was­
serfahrzeugen geübt. 

Am drillen Tag wurden noch­
mals Fahr- und Manövrierübun­
gen durchgeführt. Den Rück­
marsch trat man dann gegen Mit­
tag an und konnte bei der Ankunft 
in Delmenhorst voller Zufrieden­
heit auf die vergangenen Tage, 
auch im Zusammenhang der Koo­
peration der verschiedenen KatS­
Organisationen, zurückblicken. 

Nordrhein-Westfalen 

Doppelhochwasser 
im März 1988 

Bonn-Beuel. Um den Stegebau 
bei den sich immer wiederholen­
den Überschwemmungen ihres 
Stadlleils besser bewältigen zu 
können, hallen die Helfer des 
THW-Ortsverbandes Bonn-Beuel 
die Idee, einen Container für die 
Aufbewahrung des Stegmaterials 
zu konstruieren. Drei Container 
für je 100 Meter Hochwassersteg 

wurden gebaut und lagern bela­
den und transportbereil in der 
Unterkunft des OV. 

März 1988: Die Wasserstands­
metdungen besagten nichts Gu­
tes. Die Prognosen der Wasser­
und Schirrahrtsdirektion deuteten 
einwandfrei auf Hochwasser. 

Nach Beurteilung der Lage 
wurde der Einsatz der Ponton­
gruppe beschlossen. Bis in die 
Nacht hinein wurden 100 m Steg 
in der Rheinaustraße noch auf 
dem Trockenen gebaut. Dieser 
Abschnitt liegt in einer Absenkung 
und läuft zuerst voll. Der 2.ln­
standsetzungs-Zug löste am Mor­
gen die Pontongruppe ab. Er bau­
te weitere 100 m Steg, die not­
wendigen Anleger für die Boote 
und brachte Dielen für die An­
wohner. 

Besondere Vorkommnisse lie­
ßen aber nicht lanqe auf sich 
warten: Plötzlich wurde festge­
stellt, daß sich am Deich der in 
den Rhein mündenden Sieg eine 
Leckstelle befand. 

Dies setzte nun einige Maß­
nahmen in Gang, die darin gipfel­
ten. daß in der Nacht der nächst­
gelegene Kieslieferant 70 m' Kies 
auf die Leckstellen kippte, die 
dann von Feuerwehr und THW 
sachgerecht verteilt wurden. Die 
Beleuchtung stellte das THW. 

Der Rheinwasserstand blieb 
bei 8,45 m stehen. Bis zu diesem 
Zeitpunkt waren dreihundert Me­
ter Steg aufgebaut worden, mit 
einem Schlauchboot wurden die 
abseits liegenden Häuser ver­
sorgt, zu denen kein Steg gebaut 
werden konnte. 

Zwei Tage später fiel das Was­
ser. Die Helfer gingen dem ablau­
fenden Wasser nach und bauten 



die Stege ab. Die Bewohner be­
gannen ihre Garagen, Häuser und 
Bürgersteige vom Schlamm zu 
säubern. 

Doch kurz darauf ergaben die 
Wasserstandsmeldungen, daß das 
nächste Hochwasser sich bereits 
auf dem Weg befand. Der Stegbau 
ging von neuem los. 

Sehr schnell bahnte sich die 
nächste Komplikation an: Das ein­
gelagerte Stegebaumaterial wur­
de bei steigendem Hochwasser 
immer geringer. Die Stadt Bonn 
stellte 15 m Steg zum Verlängern 
zur Verfügung. In der Nacht muß­
ten rund 150 m Steg von der Bau­
höhe 1,30 m auf Bauhöhe 1,80 m 
erhöht werden, was nicht ganz 
problemlos war. 

So wie der Rhein gekommen 
war, so ging er wieder in sein 
Bett zurück. Die THW-Helfer 
sorgten durch den schnellen Ab­
bau des Steges dafur, daß das 
Straßenreinigungsamt so früh wie 
möglich tätig werden konnte. G.S. 

THW Greven im 
Einsatz 

Greven. Am Morgen des 
16. Mai fuhr ein britischer Militär­
Transporter in ein Wohnhaus und 
drückte die vordere Hauswand 
mehrere Meter breit ein. Glück 
licherweise schliefen die Bewoh­
ner im hinteren Teil des Gebäu­
des, so daß sie mit dem Schrek­
ken davonkamen. Der Fahrer des 
12·Tonners konnte von d_er Feuer­
wehr schwerverletzt geborgen 
werden. 

Bereits kurz nach dem Unfall 
war das THW am Unfallort und 
konnte zunächst die beschädigten 
Gebäudeteile absichern. Nach­
dem ein Kranwagen den verun· 
glückten Transporter aufgerichtet 
und abgeschleppt hatte, konnten 
die THW-Helfer die Räumung des 
Gebäudes vornehmen . Es galt, 
sowohl die herabgestürzten Mau­
erreste aus dem Gebäude zu ent· 
fernen als auch das Mobiliar zu 
bergen. 

Positiv vermerkt werden konn· 
te von seiten des THW, daß die 
Alarmierung der Helfer, die zügi­
ge Einsatzbereitschaft und das 
schnelle und si~here Handeln am 
Unfallort von allen Seiten hono­
riert wurden. Alarmübungen -
oftmals geprobt - zahlen sich 
eben aus. M. B. 

Saarland 

Nachruf 

Nach schwerer Krankheit ist 
der Landesbeauftragte der 
Bundesanstalt Technisches 
Hilfswerk für das Saarland 

Ing. (grad.) Günter Faß 

am 11 . Mai 1988 im 50. Le­
bensjahr verstorben . 

In mehr als fünfundzwan­
zigjähriger überaus engagier­
ter Tätigkeit im THW und seit 
1979 als Landesbeauftragter 
und damit als Repräsentant 
und zugleich erster THW· 
Helfer Im Landesverband 
Saarland hat der Verstorbene 
eine vorbildliche Aufbauar­
beit vollbracht. 

Bei persönlicher Beschei· 
denheit, Sachlichkeit und 
Fairneß hat er für das THW 
im jüngsten Landesverband 
eine Grundlagenarbeit gelei· 
stet, die noch lange nachwir­
ken wird . In beispielhafter 
Form hat er nicht nur die 
Aktivitäten der ihm anver· 
trauten Ortsverbände geför­
dert, sondern sich insbeson· 
dere für die Ausbildung und 
die Jugendarbeit eingesetzt . 
Zahlreiche Siege bei Bundes' 
wettkämpfen und hervorra­
gende Ergebnisse bei Lan­
deswettkämpfen waren die 
Beweise für die Richtigkeit 
des von ihm beschrittenen 
Weges. 

Darüber hinaus hat sich 
Günter Faß durch intensive 
Mitarbeit z. B. bei der Lö­
sung von Fachfragen im Be­
reich. der Unfallverhütung 
und der Unterkünfte bundes­
weit Verdienste erworben. 

Das Technische Hilfswerk 
verlor mit Günter Faß eine 
herausragende Führungs­
kraft. 

Wir werden dem THW­
Landesbeauftragten und dem 
Menschen Günter Faß ein eh· 
rendes Gedenken bewahren. 

Gerd Jürgen Henkel 
Direktor der Bundesanstalt 
Technisches Hilfswerk 

Günler Faß t 

Baden-Würtlemberg 

Folgenschweres 
Hochwasser 

Hechingen. Rund 80 Polizei­
beamte suchten Ende März mit 
schwerem Gerät und mehreren 
großen Schlauchbooten die Hoch-

Bayern 

11 
Verheerende 

Hochwasser in Nord­
und Ostbayern 

Vom 25. März bis zum 
4. April 1988 waren über 
1000 THW-Helfer insgesamt 
40000 Stunden Tag und 
Nacht von Aschaffenburg bis 
Passau im Hochwasserein­
satz. Ein Blick auf die 
Schwerpunkte verdeutlicht 
den Umfang . der Hilfelei­
stungen: 

Regensburg. Seit dem 
26. März war das THW rund um 
die Uhr mit 110 Helfern schicht­
weise im Einsatz. Die ersten drei 
Tage in 12·Stunden-Schichten. 

Am 21. März löste Oberbürger­
meister Viehbacher Kata­
strophenalarm aus. Das THW, die 
Bundeswehr und Beschäftigte der 
Stadt Regensburg füllten pausen· 
los Sandsäcke, die dann in die 
vom Hochwasser tetroHenen 
Stadtgebiete transportiert wur· 
den. 

wasser führende Eyach zwischen 
Ostdorf und Eyach nach zwei seit 
Tagen vermißten Kanufahrern ab. 

Auch 19 THW·Helfer vom Orts­
verband Hechingen waren an der 
Suchaktion beteiligt. Mit Staken 
und Stangen wurden die tiefen 
Ausspülungen an den Uferbö­
schungen abgestochert. Die Su­
che nach den Vermißten gestalte· 
te sich sehr schwierig, da man 
zwar das herrenlose Schlauch· 
boot-Kanu im Strudel eines Weh­
res bei Owingen gefunden hatte, 
die konkrete Stelle, wo die bei· 
den Paddler gekentert waren und 
den Unglücks hergang aber nicht 
kannte. 

Schließlich entdeckte die Be­
satzung eines Polizeihubschrau­
bers einen leblosen Körper im 
Uferbereich kurz vor Bad Imnau. 
Der Kanufahrer konnte nur noch 
tot geborgen werden. Von dem 
zweiten Vermißten fehlte jedoch 
jede Spur. Er wurde erst einen 
Monat später bei Haigerloch ge­
funden, auch er war ein Opfer 
der reißenden Fluten geworden. 

R. B./G. S. 

Im Einsatz waren in Regens­
burg die Wasserwacht des BRK, 
die Deutsche Lebens-Rettungs­
Gesellschaft, das Technische 
Hilfswerk, die Berufsfeuerwehr, 
die Freiwillige Feuerwehr, die 
Staatliche Feuerwehrschule, das 
Tiefbauamt der Stadt, das Ord­
nungsamt und schließlich die 
Bundeswehr, die Landespolizei 
und die Bereitschaftspolizei. 

Straubing. An der Donau 
spitzte sich am 28. März die Lage 
weiter zu. Allein in den Hochwas­
sergebieten bei Straubing brach­
ten Rettungsmannschaften bis 
zum Mittag rund I 450 Personen 
in Sicherheit. Etwa 450 Bewohner 
der Ortschaften Niederachdorf, 
Oberachdorf und Pittrich hatten 
noch in der Nacht und in den 
frühen Morgenstunden ihre Häu­
ser mit Booten verlassen müs­
sen; seit den Mittagsstunden flo­
hen auch die insgesamt I 000 Ein­
wohner von Aholfing, Obermut­
zing und Niedermutzing vor den 
Fluten. 

Die Donau hatte in der Nacht 
bei Niederachdorf im Landkreis 
Straubing-Bogen den Damm ge­
brochen. Wasserrnassen ström­
ten durch ein 100 Meter breites 
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Ein 100 Meter breiter RJß kJame Im 
Damm bei NI,.d .. rachdorf. 

Loch. Einige Dämme hielten nur 
noch mühsam den Fluten stand. 
An insgesamt sechs Hochwasser­
dämmen an der Donau zwischen 
Regensburg und Straubing war 
die Lage sehr kritisch. Hunderte 
von THW·Helfern waren im Ein­
satz, die Dämme mit Sandsäcken 
zu sichern. 

Zwei Dammbereiche im Stadt­
gebiet von Straubmg konnlen un­
ter starker Beteiligung des THW 
"nur mit größter Mühe" gehalten 
werden. Das THW fuhr 300 t Was­
serbausteine und ca. 3000 Kubik­
meter Kies an die bedrohten 
Dämme. 

Insgesamt hatte der THW­
Ortsverband Straubing 150 Helfer 
in drei Schichten eingesetzt. Ne 
ben dem Füllen, Transportieren 
und Verteilen von Sandsäcken 
wurden zahlreiche Einsätze mit 
Pumpen verschiedener Leistun­
gen von 300 biS 2000 Liter/Minute 
im Stadtgebiet durchgeführt. 

Straubings Oberbürgermeister 
Scher! sagte abschließend, daß 
das THW ganz entscheidend zu 
den Hilfsmaßnahmen beigetragen 
habe, er könne den Kommunen 
nur raten , die Ortsverbände des 
Technischen Hilfswerks zukünftig 
verstärkt zu unterstützen. 

Deggendorf, Die THW-Orts­
verbände Deggendorf und Regen, 
unterstützt durch die OV Bay­
reuth und Landshut sowie durch 

den oberba)'erischen Ortsverband 
Traunstein waren bis zum I . April 
im Landkreis Deggendorf einge­
setzt. Mit kilometerlangen Deich­
verstärkungen durch Kies und an­
deres Erdmaterial konnten Deich­
brüche verhindert werden. 

Mehrere THW-Kipper aus Deg­
gendorf und Regen hatten in 
einer Nacht 73 Fuhren je 15 Ku 
bikmeter Kies durchgeführt. 

Allein der OV Deggendorf hat 
in einer Woche mit seinen Fahr­
zeugen ca. 6000 km gefahren, die 
Helfer haben 6000 Einsatzstun­
den hinter sich. 

Passau, 53 THW-Helfer leiste­
ten ca. 500 Stunden mit Füllen 
und Verteilen von Sandsäcken, 
Räumen von Kellern sowie Bauen 
von Stegen. Wahrend in Straubing 
der Katastrophenalarm ausgelöst 
wurde, beruhigte sich die Lage in 
Passau. 

Im Passauer Umland jedoch 
war man mit dem Hochwasser 
noch nicht "über'n Berg". Bis 
zum 30. März wurden um Vilsho­
fen bei Windorf und HofKirchen 
sowie in Reibersdorf Dämme ge­
sichert, Keller ausgepumpt und 
Hochwasserstege gebaut. In Hof­
kirchen räumten THW-Helfer den 
Warenbestand eines Lebensmit­
telgeschäftes auf THW-Last­
wagen. 

Für seine vielfiiltigen Hilfelei­
stungen wurde dem THW hohes 
Lob zuteil. Dank und Anerken­
nung kamen aus allen Kreisen der 
Bevölkerung, von Behörden und 
den anderen Hilfsorganisationen. 
Dankschreiben von Landräten, 
Oberbürgermeistern und Bürger­
meistern der betroffenen Gebie­
te dokumentieren die Einsatzbe­
reitschaft des THW beim soge-
nannten Jahrhundert-Hochwas-
ser. J. D. 

Der Steg wird von der Bevölkerung..mit Kind und Kegel" genutzt 
(Folo: Schmldhuber) 

THW-Auszeichnung 
zum Abschied 

München_ In Anerkennung 
seiner Verdienste um das THW 
wurde dem ehemaligen Leiter der 
Berufsfeuerwehr München, 
Oberbranddirektor a. D. Dipl.­
Ing. Kar! Seegerer, das THW-Eh­
renzeichen in Silber verliehen. 
Die Auszeichnung wurde in einer 
Feier am 20. April 1988 in der 
THW-Unterkunft München-Ost 
durch den Landesbeauftragten 
Reiner Vorholz übergeben. 

Führungskräfte der Münchner 
Ortsverbände - an ihrer Spitze 
Kreisbeauftragter Dipl.-Ing. FH 
Dieter Frank und der Geschäfts­
führer des Münchner Bereiches, 
Walter Mayr - bildeten den Rah­
men der Veranstaltung. 

Rudolf Hierl, Ortsbeauftragter 
von München-Nord und Stadtrat, 
überbrachte die Glückwünsche 
des Kommunal-Parlaments. Eben­
falls begrüßt werden konnte Lei­
tender Branddirektor Dipl.-Ing. 

Hans Brandl, der jetzige Chef der 
Berufsfeuerwehr München. 

In der laudatio wurden die 
Verdienste von Karl Seegerer um 
das THW dargeslellt: ,, 1965 als 
Leiter der Berufsfeuerwehr Mün­
chen berufen, hat er sich ständig 
steigernd auch um die Förderung 
des THW bemüht. Dabei war ihm 
die die Feuerwehr unterstützen­
de Zuarbeit des THW nicht das 
wichtigste, sondern die gemein­
same Einsatzerfahrung zwischen 
Technischem Hilfswerk und Feu­
erwehr. 

Er hat sich um die Einbindung 
der THW-Einheiten in München 
verdient gemacht und förderte 
dies durch unterstützende Maß­
nahmen im Bereich der Ausbil ­
dung und Unterbringung. Die Zu­
sammenarbeit zwischen Feuer­
wehr und Technischem Hilfswerk 
hat er immer mit offenen Worten 
dargestellt und dadurch aufKom­
mende Störungen beseitigt. 

Kar! Seegerer hat sich um das 
TIM weit über Bayern hinaus ver­
dient gemacht." J. D. 

Oberbranddlreklor 8.D. Seegerer (Mitte) Im Gespräch mit Landesbeau(· 
traglern Vorholz (links) und dem Krelsbeaunraglen von München, Frank. 

(FOlo, Delle) 

7000 Liter Heizöl 
versickert 

Deggendorf_ Spazi'lfgänger 
hatten an der Asphaltmischanlage 
im Kieswerk Uttenkofen auslau­
fendes Öl festgestellt und die 
Polizeiinspektion Plattling infor­
miert. In der lsarstadt wurde ge­
gen 20.10 Uhr Alarm ausgelöst. 
Das Technische Hilfswerk wurde 
mobilisiert, ebenso die Feuer­
wehr Osterhofen, die mit einem 
Ölabscheidegerät ausgerüstet ist. 

Mit J'robebohrungen im Um­
feld des oberirdischen Lager­
tanks, der 33000 Liter faßt, ver­
schafften sich die THW-Helfer un-

ter der Leitung von Norbert Wag­
ner sowie Sepp Fuchs und Her­
mann Jungtäubl zunächst einen 
Überblick über das Ausmaß des 
Umweltschadens. Ein erstes Auf­
atmen: Nur im unmittelbaren Um­
feld des Tanks war der Boden mit 
Heizöl durchsetzt. 

Mit einem Bagger wurde eine 
Grube zum Sammeln des Öls ge­
graben. Die Feuerwehr und das 
THW pumpten mit vereinten Kräf­
ten rund 20000 ÖI-Wasser-Ge­
misch ab. Daraus wurden mit 
dem Abscheideghät zwischen 
3000 und 5000 Liter Heizöl ge­
wonnen, das von einem Abfuhrun­
ternehmen zur Sondermüllbesei­
tigung gebracht wurde. F. B. 



Ein "Dankeschön" in 
Briefform 

Ansbach. Eine Anerkennung 
für einen besonderen Einsatz er­
hielt der THW-OV Feuchtwangen 
jetzt in schriftlicher Form. Erster 
Polizeihauptkommissar Falge von 
der Verkehrspolizeiinspektion 
Ansbach schreibt über die Helfer: 

"Sehr geehrter Herr Meßtha­
Ier. am Dienstag, dem I. März 
1988 kam es in den Nachmittags­
stunden zu extremen Schneefal­
len. Innerhalb kurzer Zeit war die 
Fahrbahn der Bundesautobahn 
A 6 schneeglatt. Da viele Auto­
bahnbenutzer ihre Geschwindig­
keit den veränderten Straßenver­
hältnissen nicht anpaßten, kam 
es zu zahlreichen Verkehrsunfal­
len mit Schwerpunkt im Raum 
Lichtenau und einem Massenun­
fall in der Nähe des Autobahn­
kreuzes Feuchtwangen. Zwölf 
Einsatzfahrzeuge der Verkehrspo­
lizeiinspektion waren über sechs 
Stunden ständig mit der Aufnah­
me von Verkehrsunfallen beschäf­
tigt. 

Am Spätnachmittag waren die 
Fahrbahnen des Anstieges zur 
Frankenhähe so glatt, daß sich 
Lastzüge querstelIten, in die 
Sehneehaufen seitlich der Fahr­
bahnen fuhren und dadurch der 
Verkehr total zum Erliegen kam. 
Die Autobahnmeistereien waren 
mit sämtlichen Fahrzeugen im 
Streueinsatz, steckten jedoch 
größtenteils auch in den bis zu 
7 km langen Staus und konnten 
daher ihre Streuaufgaben nur un­
zureichend erfüllen. 

In dieser chaotischen Phase 
bot Herr Vogel vom THW-Ortsver­
band Feuchtwangen seine Hilfe 
durch Einsatz von mit Schneeket­
ten ausgerüsteten Anschleppfahr­
zeugen an, die natürlich dankbar 
angenommen wurde. Herr Vogel 
sorgte dann später noch dafür, 
daß ein drittes THW-Abschlepp­
fahrzeug aus Ansbach eingesetzt 
wurde. 

Dem engagierten Verhalten al­
ler am Einsatz beteiligten THW­
Kräfte ist es zu verdanken, daß 
die Totalblockierung der A 6 im 
Bereich des Anstieges an der 
Frankenhöhe in erstaunlich kur­
zer Zeit beseitigt werden konnte. 
Das THW-Team hat bewiesen, 
daß es in der Lage ist, innerhalb 
kürzester Zeit durch gezielten 
Einsatz technischen Gerätes 

schwierige Aufgaben schnell und 
sicher zu lösen. Der THW-Einsatz 
wurde von allen Beobachtern des 
Geschehens als hervorragende 
Leistung bewertet. 

Als Leiter der für die polizeili­
che Betreuung des betroffenen 
Autobahnabschnittes zuständigen 
Verkehrspolizeiinspektion möchte 
ich mich für die tatkräftige Unter­
stützung bedanken und dabei das 
besonders positive Verhalten des 
Herrn Vogel hervorheben. 

leh würde mich freuen, wenn 
Sie meinen Dank und die Aner­
kennung an die am Einsatz betei­
ligten Kräfte weitergeben 
könnten." 

Große Augen - viele 
Fragen 

Würzburg. Große Augen be­
kamen die 28 Kinder der Klas­
se 4 ader Walterschule Heidings­
feld. Kurz vor Unterrichtsbeginn 
fuhren drei Transportfahrzeuge, 
zwei Mannschafts- und ein Gerä­
tekraftwagen des THW-Ortsver­
bands Würzburg an der Schule 
vor. Die Lehrerin, Frau Schmidt, 
hatte einen Unterrichtsgang für 
ihre Klasse vorbereitet. 

Für die Männer des THW war 
es das erste Mal, daß eine so 
junge Besuchergruppe den Weg 
zum THW antrat. Die Fahrt von 
der Schule zur Unterkunft war für 
die Kinder besonders aufregend. 
Im Sehulungsraum stellten die 

Klassenmitglieder ihre Fragen. 
Ortsbeauftragter Dipl.-Ing. Gün­
ter Müller stand zu allen Rede 
und Antwort. 

Im Hof waren die Fahrzeuge 
des OV aufgestellt. Die Kinder 
zeigten sich sehr wißbegierig und 
waren von der Vielfalt der Ausrü­
stung begeistert. Beeindruckt wa­
ren die Kinder von den Vorfüh­
rungen mit dem Öldruckheber. 

Zum zweiten Mal an diesem 
Tag bekam der Besuch große Au­
gen, als Zugführer Günter Wolny 
und Schirrmeister Reiner Hensel 
mit der Hydraulikschere einem 
"Unfallauto" zu Leibe rückten. 
"Eiqs, zwei, drei - ab war der 
Holm". Mit dem Hydrauliksprei­
zer öffnete sich die verklemmte 
Tür. "Vaters Auto so zu öffnen, 
das würde Spaß machen", meinte 
ein Junge. K. -P. R. 

THW und Feuerwehr: 
Keine Konkurrenz 

Passau. Für die Passauer 
Neue Presse stellte sich die Fra­
ge, wie es in Passau mit der 
Zusammenarbeit zwischen THW 
und Feuerwehr aussieht, wie sie 
bei Großeinsätzen funktioniert. 

"Wenn wir zusammenarbeiten, 
gibt es keine Probleme", betonte 
Stadtbrandrat Josef Aschenbren­
ner und mW-Chef Gottfried 
Weindler bewertet die Teamar­
beit beider Hilfsorganisationen 
als "gut bis sehr gut". 

Wer wird wann zur Hilfe geru­
fen? "Der Alarmplan sieht sieben 
Stufen vor, ab Stufe vier sind wir 
dabei", erklärt Weindler. Das 
bayerische Rettungsdienstgesetz 
räume den freiwilligen Feuerweh­
ren erste Priorität ein. Der jewei­
lige Einsatzleiter entscheide von 
Fall zu Fall, ob das THW ge­
braucht werde oder nicht. 

"Ich weiß um die Stärken des 
gut ausgebildeten THW, es ist 
zudem hervorragend ausgerüstet, 
und wir fordern es an, wenn wir 
beispielsweise mit unserem Ge­
rät nicht mehr auskommen." Der 
Einsatz des THW sei mehr scha­
densereignis-abhängig. Es wäre 
nicht angemessen, bei Bränden 
oder kleineren Ölunfallen das 
THW heranzuziehen, sagt Stadt­
brandrat Aschenbrenner. 

Neben Einsätzen bleiben Feu­
erwehr und THW die gemeinsa­
men Übungen, die zum guten Ver­
ständnis und reibungsloser Zu­
sammenarbeit beitragen sollen 
und "des öfteren", so Stadt­
brandrat Aschenbrenner, durch­
geführt werden. 

Bei Einsätzen gegen das all­
jährlich Passau bedrohende 
Hochwasser hätten ja beide Orga­
nisationen schon bewiesen, wie 
gut die Zusammenarbeit zwischen 
Feuerwehr und Technischem 
Hilfswerk im Notfall funktioniere. 
Weindler und Aschenbrenner sind 
sich einig: "Wir wollen uns gegen­
seitig unterstützen und keine 
Konkurrenz sein." RWI 
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I Warncliens. 

Eine weitere Aufgabe für den Wamdienst 
Nach dem Zivilschutzgesetz hat der Warndienst die Auf­

gabe, die Bevölkerung vor den Gefahren zu wamen, die ihr 
in einem Verteidigungsfall drohen. Neue Aufgaben nach 
dem Strahlenschutzvorsorgegesetz kamen 1987 hinzu. 

Im Anschluß an den Artikel im ZS-Magazin 9/87, Seite 33, 
..zuwachs neuer Aufgaben für den Warndienst nach dem 
Strahlenschutzvorsorgegesetz vom 19.12. 1986" wird nun­
mehr das zwischen den Bundesressorts verabschiedete Kon­
zept "Integriertes Meß- und Informationssystem zur Über­
wachung der Umweltradioaktivität nach dem Strahlen­
sChutzvorsorgegesetz" auszugsweise wiedergegeben. 

Am 3. September 1986 hat die Bundesregierung elll Arbellspro 
gramm zu den sicherheits-, gesundheits-, forschungs und energlepoli 
tischen Folgen aus dem Reaktorunfall in Tschernobyl verabschiedet. 

Die Bundesregierung hat dem Deutschen Bundestag am 12. Novem 
ber 1986 über die Konsequenzen für die Bundesrepublik Deutschland 
aufgrund des Reaktorunfalls in Tschernobyl berichtet. 

Am 19. Dezember 1986 hat der Deutsche Bundestag das Gesetz zum 
vorsorgenden Schutz der Bevölkerung gegen Strahlenbelastung (Strah 
lenschutzvorsorgegesetz StrVG) beschlossen. Zweckbestimmung des 
Gesetzes (§ I StrVG) ist es, zum Schutz der Bevölkerung die Radioakti 
vität in der Umwelt zu überwachen und die Strahlenexposition der 
Menschen und die radioaktive Kontamination der Umwelt im Falle von 
Ereigilissen mit radiologischen Auswirkungen durch angemessene 
Maßnahmen so gering wie möglich zu halten. 

Als eine wichtige Folgerung aus dem Reaktorunfall wird im Strahlen 
schutzvorsorgegesetz die Aufgabenverteilung zwischen Bund und Län 
dern bei der Überwachung der Umweltradioaktivität neu geregelt. 

Um das genannte Schutzziel zu erreichen, werden III den §§ 2 bis 5 
sowie 10 und II StrVG Festlegungen getroffen, die Grundlage für das 
schrittweise zu errichtende integrierte Meß- lind Informationssystem 
zur Überwachung der Umweltradioaktivität sind. 

I. Anforderungen an das integrierte MeS­
und Informationssystem zur Überwachung 
der Umweltradioaktivität 

Die III den Meßnetzen von Bund und Ländern ermiuetten Daten 
über die Umwelt radioaktivität werden in dem Informationssystem 
"Radioaktivität in der Umwelt" des Bundes zusammengefaßt. 

In den §§ 2 und 3 StrVG sind die Aufgaben von Bund und Ländern 
hinsichtlich der Überwachung der Umweltbereiche geregelt, die im 
Rahmen des nach § 4 StrVG vorgesehenen Informationssystems wahr 
genommen werden müssen, um die Zweckbestimmung des Gesetzes 
mit seinem Schutzziel erfüll en zu können. Dieses Informationssystem 
muß so ausgestattet sein, daß die von den Meßnetzen gewonnenen 
und aufbereiteten Informationen die Grundlage für Maßnahmen nach 
den §§ 6 bis 9 StrVG bilden. 

Daraus lassen sich folgende Aufgaben für das Meß· und Informa 
tionssystem ableiten: 
• Ständige Überwachung der Umweltradioaktivität. 
• Frühzeitige Erkennung und Abschätzung von Ereignissen mit mög 
lichen nicht unerheblichen radiologischen Auswirkungen (Frühwar 
nung) . 
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• Ständige und vollständige Übersicht über die Lage in einem 
derartigen Ereignisfall unter Abschätzung der Auswirkungen auf die 
Bevölkerung. 
• Gewillnung von Erkenntnissen über Folgewirkungen bei Lagen mit 
erhöhter Umweltradioaktivi tät. 
Für diese Aufgaben muß das Gesamtsystem so konzipiert werden, daß 
• die Radioaktivität in den erforderlichen Umweltbereichen standig 
nächendeckend erfaßt \\ird, 
• die Meßdaten so schnell wie möglich ermittelt, aufbereitet und den 
für die Bewertung zuständigen Behörden zur Verfügung gestellt 
werden, 
• Voraussagen über die weitere Entwicklung ermöglicht werden, 
• die ermittelten Daten und Informationen sowei t aggregiert werden, 
daß sie ats Grundtage für rasche Entscheidungen dienen können und 
• die reibungslose Zusammenarbeit zwischen den zuständigen Behör­
den von Bund und Ländern gewährleistet wird. 

Im Interesse eines schnellen Aufbaus und aus Gründen der 
Kostenersparms soll auf bestehende Einrichtungen und Organisatio­
nen in Bund und Ländern zurückgegriffen werden. 

Vom Bund werden die Messungen vorgenommen, die für eine 
schnelle Übersicht und Prognose benötigt werden, um im Ereignisfall 
unverzüglich handeln zu können. Dabei handelt es sich im wesentli­
chen um Messungen der Aktivität in Luft, Niederschlag und repräsen­
tativen Gewässern sowie der Gamma-Ortsdosisleistung einschließlich 
der für die Beurteilung der Ortsdosisleistung erforderlichen nuklid­
spezifischen Messung der Bodenkontamination. 

Die Länder übernehmen ergänzend die Messungen der Umweltbe­
reiche nach § 3 StrVG, die im Hinblick auf die zu erwartenden 
radiotoglschen Auswirkungen relevant sein können. Gemäß § 2 Abs.2 
StrVG bleibt die Befugnis der Länder zu weitergehenden Ermittlungen 
der Radioaktivität in den in § 2 Abs. I Nr. I genannten Bereichen 
unberührt. 

11. Konzept für ein integriertes MeS- und 
Informationssystem zur Überwachung der 
Umweltradioaktivität 

I . Grunclslih:e 

Die Erfahrungen aus dem Reaktorunfall in Tschernobyl zeigen die 
Notwendigkeit der Errichtung eines integrierten Meß- und Informa­
tionssystems zur Überwachung der Umweltradioaktivität. Dieses 
System soll durch die Einbeziehung der Meßnetze und Meßstelien des 
Bundes und der Meßeinrichtungen der Länder den schnellen und 
zei!gerechten Informationsnuß zwischen den Stellen, die die benötig­
ten Daten ermitteln und den Einrichtungen, die die Daten zusammen­
fassend aufbereiten und dokumentieren sowie den für die Bewertung 
und Entscheidung zuständigen Behörden sicherstellen. 

Aus den Anforderungen ergibt sich ein dreistufiger Aufbau des 
integrierten Meß und Informationssystems zu r Überwachung der 
U mwe It rad ioa k tivi tä t: 
• Ermittlung der Meßwerte der Umweltradioaktivität durch Meß-
stellen • 
• Zusammenfassung, Aufbereitung und Dokumentation der ermittel­
ten Daten durch Verwaltungsbehörden des Bundes 



• Bewertung der Daten durch den BMU mit Unterstützung durch die 
Zentralstelle des Bundes für die Überwachung der Umweltradioakti­
vität 

Die Verknüpfung dieser drei Ebenen muß durch ein neuzuschaffen­
des Kommunikationssystem zur Verbesserung und Beschleunigung des 
Informationsnusses sichergestellt werden. Die bestehenden Meßsy­
sterne und -einrichtungen müssen zum Teil so erweitert und ertüchtigt 
werden, daß die erforderlichen Informationen für eine umfassende 
Bewertung der aktuellen Lage sowie für das frühzeitige Erkennen und 
Abschätzen einer sich entwickelnden Lage gewonnen und bereitgestellt 
werden können. 

Bei Ereignissen mit Auswirkungen auf das Bundesgebiet muß das 
System in der Lage sein, auch ohne Mitwirkung des Verursachers 
Informationen dafür zu liefern, ob eine Gefährdungslage in der 
Bundesrepublik Deutschland besteht oder zu erwarten ist (Frühwar­
nung). 

Aus den möglichen Ereignisfallen leitet sich auch die Forderung 
nach einer das gesamte Bundesgebiet abdeckenden Überwachung ab. 
Das bedeutet, daß das Meßnetz eine Dichte aufweisen muß, die es 
gestattet, in der Bundesrepublik Deutschland den aktuellen Zustand 
der Umweltradioaktivität entweder meßtechnisch direkt zu erfassen 
oder anhand von Meßwerten rechnerisch für jeden Ort zu ermitteln 
(Analogie betrachtung) . 

2. Aufbau des Systems 

Die Aufgabenverteilung zwischen Bund und Ländern hinsichtlich der 
Überwachung der Umweltbereiche ist in den §§ 2 und 3 StrVG geregelt 
und spiegelt sich im Konzept des integrierten Meß- und Informations­
systems wieder. 

Nach § 2 StrVG kommt dem Bund die großräumige Überwachung von 
Luft, Niederschlag und Wasser sowie der Gamma-Ortsdosisleistung in 
Bodennähe - dazu gehört auch die für die Beurteilung der Ortsdosis­
leistung erforderliche nuklidspezifische Messung der Bodenkontamina­
tion - mit Hilfe der nachfolgend genannten Meßnetze zu. 
Bundesminister für Verkehr 
• Deutscher Wetterdienst (DWD) 
Radioaktivität in der Luft 
Radioaktivität im Niederschlag 

Bundesminister für Umwelt, Naturschutz und 
Reaktorsicherheit 
• Umweltbundesamt 
Radioaktivität in der Luft 
Bundesminister des lnnem 
• Bundesamt für Zivilschutz (BZS) 
Gamma-Ortsdosisleistung 
auf dem Boden abgelagerte Aktivität 
Bundesminister für Verkehr 
• Bundesanstalt für Gewässerkunde (BfG) 
Radioaktivität in den Bundeswasserstraßen außer Küstengewässern 
• Deutsches Hydrographisches Institut (DHI) 
Radioaktivität in der Nord- und Ostsee einschließlich der Küsten­
gewässer 

Im Vordergrund steht hier die Erfassung von Meßdaten für eine 
schnelle und umfassende Information über den aktuellen großräumi­
gen Zustand der Umwelt radioaktivität, sowie über die sich entwik­
kelnde Lage. 

Die Daten werden entsprechend dem Informationsbedarf in zusam­
mensefaßter oder aufbereiteter Form der Zentralstelle des Bundes für 
die Uberwachung der Umweltradioaktiyität zur Verfügung gestellt. 

Neben den Bundesmeßnetzen bestehen die Meßeinrichtungen der 
Länder, die nach § 3 StrVG für die Erfassung und Messung der 
Radioaktivität in den übrigen Umweltbereichen zuständig sind. 

Die Messung der Aktivität in diesen Bereichen und der Transfer 
radioaktiver Stoffe in der Nahrungskette ist von grundlegender Bedeu­
tung für die Abschätzung über Folgewirkungen nach einem Ereignis. 

Die bei den Landesmeßstelien gewonnenen Daten werden von den 
Meßdatenzentralen der Länder ebenfalls an die Zentralstelle des 
Bundes weitergeleitet, von wo sie nach Sichtung zur Aufbereitung an 
die in § II Abs.4 StrYG genannten Verwaltungsbehörden des Bundes 
weitergeleitet werden. Die aufbereiteten Daten fließen von diesen 
Behörden des Bundes an die Zentralstelle des Bundes zurück. 

Die Organisation des gesamten Datentransfers muß vereinheitlicht 
werden, damit ein reibungsloser Datentransfer gewährleistet wird. 

Das Kommunikationssystem soll einen Informationsaustausch 
jeweils in beide Richtungen zulassen, so daß auch den Ländern die bei 
der Zentralstelle des Bundes vorhandenen Daten zur Verfügung 
gestellt werden können. (Fortsetzung folgt) 
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I Deutsches Roees Kreul + 1 
,,Bürgerinitiative im besten Sinne" 

"Wir wollen Im besten Sinne 
des Wortes demonstrieren, was 
",ir tun und was unsere Aufgabe 
ist." - Mit diesen Worten eröffne­
te Dr. Bruno Merk, Präsident des 
Bayerischen Roten Kreuzes, in 
Augsburg die zentrale Veranstal ­
tung zum Jubiläums Weltrotkreuz­
lag, zu der sich auch die Rot­
kreuz-Präsidenten aus Wien und 
Bern, rund 5000 Rotkreuzler aus 
dem Bundesgebiet, Österreich 
und der Schweiz, sowie der Präsi­
dent des Deutschen Roten Kreu­
zes, Prinz Wittgenstein, eingefun­
den hatten. Der DRK-Präsident 
rief dazu auf, das Rote Kreuz in 
seinem Kampf für die Menschen­
würde zu unterstützen. Er appel­
lierte besonders an die Jugend, 
sich zu engagieren, und sprach 
sich auch für ein klares Nein zur 
geplanten Gesundheitsreform 
aus. 

Danach verlas Prinz Wittgen­
stein eine GrußbolsChaft von 
Bundeskanzler Helmut Kohl. Der 
Regierungschef zollte besondere 
Anerkennung für das Bemühen 
des DRK, Brücken zu den osteu­
ropäischen Ländern zu schlagen. 
Seinen Respekt vor den Leistun­
gen des Roten Kreuzes hatte auch 
Bundesmnenminister Dr. Fried­
rich Zimmermann schriftlich be­
kundet. 

Umrahmt von Fahnenabord 
nungen und Musikgruppen steil ­
ten auf dem "Markt der Möglich­
keiten" die nationalen Gesell-

schaften und die Landesverbände 
ihre Heimat und die Besonderhei­
ten ihrer Rotkreuz-Arbeit vor. 

In der Zwischenzeit waren die 
österreich ischen Schäferhunde 
natürlich längst wieder von ihrem 
morgendlichen Ausgang zurück 
und harrten ungeduldig einer 
neuen Probe in der Augsburger 
Sporthalle für die Fernseh-live­
sendung am nächsten Abend. Auf 
dem Festgelände Wittelsbacher 
Park trafen die Besucher der Aus­
stellung "Mensch und Gerät" ein, 
im Treff-Zelt bruzzelten Hähn­
chen und Haxen, die ersten Bier­
krüge wurden gestemmt, Uni­
form- und Miniröcke machten 
sich gegenseitig Konkurrenz, und 
ein Helikopter der Schweizeri­
schen Rettungsnugwacht donner­
te über den Platz: das große Rot­
kreuz-Familienfest hatte be­
gonnen. 

Die O.terrelchlsche JRK-Gruppe war Sieger des Olympia-Parcoun. 

40 IZS-MAGAZIN 5188 I 

Am Nachmittag vermerkte Prä­
sident Merk, daß die Attraktionen 
"nicht abreißen" würden. Er 
spielte damit auf die Rotkreuz­
Olympiade an, bei der Helfen als 
olympische Disziplin ausgetragen 
worden war. Aus den 16 teilneh­
menden Gruppen ging als "Olym­
piasieger" das JRK von Ober­
österreich hervor. Die "Silberme­
daille" errang die Bezirksstelle 
Feldbach im Landesverband Stei­
ermark, "Bronze" gewann der 
Kreisverband Eichstätt (Bezirks­
verband Oberbayern), und auf 
den vierten Platz kam das JRK 
Niedersachsen. 

Nach den Festgottesdiensten 
am eigentlichen Weltrotkreuztag 
am Sonntagmorgen gab auf dem 
Festgelände der Stellvertreter 
des bayerischen Ministerpräsi­
denten und Staatsminister für Ar­
beit und Sozialordnung, Dr. Karl 

-

Viel Spaß für die jungen Rotkreuz­
Ier. . (Foto.: lJmmermann) 

Hillermeier, dem Roten Kreuz die 
Ehre. Ihm oblag es, den "Henry­
Dunant-Gedenkstein" zu enthül­
len, den Klaus Mumm geschaffen 
hatte. Der Staatsminister würdig­
te das Rote Kreuz als "Bürgerin­
itiative im besten Sinne" und un­
terstrich vor allem die familien­
bezogene Arbeit des Roten 
Kreuzes. 

Neben den Gedenkstein 
pnanzten hernach die Rotkreuz­
Präsidenten fünf Bäume, die für 
Österreich, die Schweiz, das 
DRK, das Bayerische Rote Kreuz 
und für Augsburg wachsen sollen. 

Am Ende eines harmonischen 
Familientages mit Information 
und Unterhaltung, Spielen für die 
Kinder, Karussell und Schaukeln 
drängelten die Gäste in die Augs­
burger Sporthalle, um die Eurovi­
sionssendung aus Anlaß des 125. 
Jubiläums des Roten Kreuzes un­
ter dem Motto "Menschen, die 
helfen" live mitzuerleben. Eine 
große zweitägige Geburtstagsfei­
er hatte ihren würdigen Abschluß 
gefunden. Carl-Walter Bauer 

Steran Remmler und seine Band wihrend der fernsehsendung. 
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Gesundheitsreformgesetz 

Beispiele für die künftige 
Belastung der Bevölkerung 
und die Gefahrdung der not­
fallmedizinischen Versor­
gung. 

Nach dem Gesetzentwurf der 
Bundesregierung zur Strukturre­
form im Gesundheitswesen 
(Drucksache 200/88 vom 29. 04. 
1988) wird die präklinische Not­
fallversorgung der Bevölkerung in 
ihrer Funktionsfahigkeit untrag­
bar gefahrdet. 

Für das Gesundheitswesen 
sind nach dem Grundgesetz die 
Länder zuständig. Diese haben, 
aus noHalimedizinischen Erkennt­
nissen heraus, das fiächendek­
kende, jederzeit einsetzbare Vor­
sorgesystem Rettungsdienst in 
den letzten 20 Jahren aufgebaut. 

Nach den Erkenntnissen von 
NoHalimedizinern, von Wirt­
schafts fachleuten, von Bundes­
und Länderbehörden setzt die Ef­
fektivität dieses Systems einen 
weltweit anerkannten Standard. 

Eine Studie des Deutschen 
Verkehrssicherheitsrates von 
1985 hat nachgewiesen, daß jede 
im Rettungsdienst eingesetzte 
Deutsche Mark einen volkswirt­
schaftlichen Nutzen von fünf 
Deutscher Mark erbringt. Allein 
durch die schnelle medizinische 
Versorgung des Rettungsdienstes 
sind im Bereich der Verkehrsun­
falle ca. 2300 Unfalltote pro Jahr 
weniger zu beklagen. Fachgerech­
te Hilfe durch den Rettungsdienst 
innerhalb kürzester Zeit hilft zu 
verhindern, daß Invalidität auf­
tritt. Krankenhausaufenthalte 
werden verkürzt oder sind nicht 
erforderlich. 

Die Funktionsfahigkeit des 
Rettungsdienstes ist durch den 
Gesetzentwurf deshalb gefahrdet, 
weil seine medizinischen Leistun­
gen zu einer reinen Transportlei­
stung degradiert werden. 
Kostenersatz darf keine Hemmnis 
dafür sein, daß eine Leistung 
nicht in Anspruch genommen 
wird. 
Folgende Beispiele beweisen das 
Gegenteil: 

Stellungnabme des 
Deutschen Roten Kreuzes 

I. Beispiel 
Verkehrsunfall auf einer Bun­

desautobahn 
Der Rettungsdienst wird durch 

die Polizei alarmiert. Die Meldung 
der Polizei lautet: zwei Schwer­
verletzte. 

Nach den heutigen notfallme­
dizinischen Erkenntnissen und 
den daraus resultierenden lan­
desrechtlichen Vorgaben werden" 
ein Rettungswagen und Rettungs­
hubschrauber zur NotfallsteIle 
entsandt. 

Ein Schwerverletzter hat so 
starke Verletzungen, daß ein 
Herzstillstand eingetreten ist. Er 
wird erfolglos reanimiert und ver­
stirbt am NoHaliort. Es erfolgt 
kein Transport zum Krankenhaus. 

Der andere "Schwerverletzte" 
leidet an Schwindelgefühlen, war 
kurzzeitig bewußtlos und klagt 
über starke Kopfschmerzen. Es 
erfolgt ein Transport ins Kranken­
haus zur diagnostischen Abklä­
rung (z. B. Ri)ntgen) . Nach dieser 
Abklärung kann der Patient in die 
Obhut des Hausarztes entlassen 
werden, weil sich die befürchtete 
Schädelverletzung nicht bestätigt 
hat. 

Es erfolgt keine stationäre Auf­
nahme, da die weitere Versor­
gung durch den Hausarzt über­
nommen werden kann. 

Durch den sachgerechten und 
schnellen Einsatz des Rettungs­
dienstes wird eine stationäre Auf­
nahme des Patienten vermieden. 

Was ist' die Konsequenz aus 
dem Gesetzentwurf: 

Zukünftig zahlt die Krankenkas­
se diesen Einsatz nicht. Wer be­
zahlt den Einsatz? Ist eine solche 
medizinische Versorgung über­
haupt noch vom Gesetzgeber ge­
wollt? 

2. Beispiel 
Meldung an die Rettungsleit­

stelle durch eine Privatperson, 
daß jemand in einer Wohnung 
zusammengebrochen und be­
wußtlos ist. Anhand dieses Mel­
debildes wird ein Notarztwagen 
zum Einsatzort geschickt. 

Der Patient wird am NoHaliort 
(Wohnung) untersucht, notfall-

mäßig versorgt und zur weiteren 
diagnostischen Abklärung in ein 
Krankenhaus eingeliefert. Nach 
der klinischen Untersuchung 
(z.ll. EKG, Labor) wird der Pa­
tient entlassen, da eine stationä­
re Behandlung nicht erforderlich 
ist und die weitere Behandlung 
durch den Hausarzt erfolgen 
kann. 

Durch den schnellen und sach­
gerechten Einsatz des Rettungs­
dienstes werden Folgeschäden 
für den Patienten und damit für 
die Krankenkassen vermieden. 

Konsequenz aus dem Gesetz­
entwurf: 

Zukünftig zahlt die Krankenkas­
se diesen Einsatz nicht. Wer be­
zahlt den Einsatz? ist eine solche 
medizinische Versorgung über­
haupt noch vom Gesetzgeber ge­
wollt? 

3. Beispiel: 
Meldung von einem Werksarzt 

(Betriebsarzt), daß eine Person 
am Arbeitsplatz zusammengebro­
chen ist. Er fordert einen Ret­
tungswagen an. Nach seiner Ver­
dachtsdiagnose handelt es sich 
um einen Kreislaufkollaps oder 
Herzinfarkt. 

Der Patient wird nach der Erst­
versorgung durch den Werksarzt 
zur weiteren diagnostischen Ab­
klärung in eine Klinik eingewie­
sen. Nach Abklärung der Diagno­
se wird festgestellt, daß eine sta­
tionäre Aufnahme nicht notwen­
dig ist. Der Patient Wird an den 
Hausarzt überwiesen. 

Weil der Patient nicht statlno­
när aufgenommen wurde und da­
mit die Krankenkassen von den 
vermutlichen Kosten des Kran­
kenhausaufenthaltes befreit wor­
den ist, ist die Konsequenz aus 
dem Gesetzentwurf: 
• Zukünftig zahlt die Krankenkas­
se diesen Einsatz nicht. Wer be­
zahlt den Einsatz? Ist eine solche 
medizinische Versorgung über­
haupt noch vom Gesetzgeber ge­
wollt? 

4. Beispiel 
Meldung eines Sportunfalles 

durch einen Lehrer, daß eine 

Schülerin vom Reck gestürzt sei 
und über starke Schmerzen im 
Rücken und im Beckenbereich 
klage. Anhand des Meldebildes 
wird ein Rettungswagen zum Ein­
satz geschickt. 

Es erfolgt ein Transport in ein 
Krankenhaus, da der Verdacht 
einer Wirbelverletzung besteht. 
Nach dem Röntgen können Frak­
turen an Wirbelsäule und Becken 
ausgeschlossen werden. Es lie­
gen nur Prellungen vor. Es ist 
keine stationäre Aufnahme not­
wendig. 

Durch den sachgerechten Um­
gang mit der Schülerin durch das 
Rettungsdienstpersonal werden 
Folgeschäden vermieden. 

Konsequenz aus dem Gesetz­
entwurf: 

Zukünftig zahlt die Krankenkas­
se diesen Einsatz nicht. Wer be­
zahlt den Einsatz? Ist eine solche 
medizinische Versorgung über­
haupt noch vom Gesetzgeber ge­
wollt? 

5. Beispiel 
Arbeitsunfall 
Meldung an die Rettungsleit­

stelle: Arbeitsunfall, Person mit 
starken Blutungen. 

Anhand des Meldebildes wird 
ein Rettungswagen entsandt. 

Das nach kurzer Zeit eingetrof­
fene Rettungsdienstpersonal ver­
sorgt den Patienten mit stark blu­
tender Wunde am Kopf und stillt 
die Blutung. Nach dem Transport 
zum Durchgangsarzt wird die 
Wunde genäht; der Patient kann 
nach Hause entlassen werden. 

Durch den schnellen und sach­
gerechten Transport mit dem 
Rettungswagen und den Trans­
port zum Durchgangsarzt wird 
eine stationäre Aufnahme ver­
mieden. 

Konsequenz aus dem Gesetz­
entwurf: 

Weil ein teuerer Klinikaufent­
halt erspart wurde, muß der Pa­
tient nun die Kosten des Ret­
tungseinsatzes selbst bezahlen. 

Somit gilt künftig: je effektiver 
der Rettungsdienst, um so eher 
wird der Bürger zur Kasse gebe-
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ten. Ist dieses vom Gesetzgeber 
gewollt? 
o Mit dem vorliegenden Ge· 
setzentwurf wird der Aspekt der 
Entscheidung aufgrund eines 
Meldebildes nicht berücksichtigt. 
Der Rettungsdienst muß seine 
Entscheidung nach dem MeIde­
bild trellen und das erforderliche 
Rettungsmittel zum Einsatz brin­
gen. Diese Entscheidung muß im 
Interesse des Patienten unver­
züglich getroffen werden. Die 
Übernahme von Transportkosten 
im Rettungsdienst muß zwingend 
von der Notwendigkeit eines Ein­
satzes aufgrund des Meldebildes 
abhängig gemacht werden. 
e Die Beispiele aus der Praxis 
belegen deutlich, daß in der Re­
gel anhand der Untersuchung vor 
Ort die Notwendigkeit einer sta 
tionären Behandlung nicht vor-

ausgesagt werden kann; ge­
schweige denn anhand des Mel­
debildes. 

Für das Ausfallen des Ergeb­
nisses der klinischen Abklärung 
aber darf der Bürger nicht zur 
Kasse gebeten und damit bestraft 
werden. 
E) Die Beispiele haben praxisna­
he Fälle aufgezeigt, in denen der 
Bürger künftig rettungsdienstli­
ehe Einsätze zahlen muß. 
o Die Leistungsrahigkeit des 
Rettungsdienstes Räehendek­
kend, rund um die Uhr und inner­
halb der Hilfsfristen trägt dazu 
bei, daß ein Krankenhausaufent­
halt in vielen rallen nicht mehr 
notwendig ist. In diesen rallen 
muß der Bürger künftig zahlen. 

Dies kann im Interesse aller 
Bürger wohl nicht gewollt sein. 

Bundeswettbewerb der DRK-Wasserwacht 
in Kiel 

Bei der Siegerehrung bejubel­
te die siegreiche Herrenmann­
schaft aus lIessen ihren 23-Punk­
te-Vorsprung im 15. Wettbewerb 

Die Rellungslelnen·Staffel beim Start. 
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Rettungsschwimmen in Kiel. Im 
Gesamtergebnis der drei Wettbe­
werbe hatte Bayern mit 2403 
Punkten die Nase vorn. 

Im Feriendorf Falkenstein an 
der Kieler Förde wurden die Fä­
higkeiten in Erster Hilfe bewer­
tet, nachdem zuvor die Mann­
schaften In der Universitäts­
Schwimmhalle ihr schwimmeri­
sehes Können unter Beweis ge­
steilt hatten. 

Aus acht Landesverbänden 
nahmen fünf Damen-, drei ge­
mischte und sieben Herrenmann­
schaften teil , die folgende Ergeb­
nisse erzielten: 

Damen-Mannschaften 
I. Bayern 8757 Punkte 
2. Schleswig Holst. 8495 Punkte 
3. Hessen 7297 Punkte 
4. Rheinl. Pfalz 6580 Punkte 
5. Niedersachsen 6412 Punkte 

Gemischte Mannschaften 
I. Bayern 8408 Punkte 
2. Sehleswig-Holst. 7676 Punkte 
3. Hessen 7442 Punkte 

Herren-Mannschaften 
I. Hessen 9150 Punkte 
2. Bayern 9127 Punkte 
3. Schleswig Holst. 8924 Punkte 
4. Rheinl.-Pfalz 8207 Punkte 
5. Berlin 7595 Punkte 
6. Baden Württemb. 7453 Punkte 
7. Oldenburg 6814 Punkte 

Bei der Siegerehrung durch 
den Präsidenten des ausrichten­
den DRK-Landesverbandes 
Schleswig-Holstein, Dr. Hartmut 
Schlegelberger, fanden sich alle 
Teilnehmer und Begleiter bei la­
gerfeuer und deftigen Grillspezia­
litäten zusammen. Dr. Schlegel­
berger begrüßte dabei Beobach­
ter des US-amerikanischen Roten 
Kreuzes in der Bundesrepublik 
Deutschland und des Niederländi­
schen Roten Kreuzes. Er wies auf 
die über einhundert jährige Tradi­
tion der Wasserwacht im DRK mit 
ihren inzwischen fast 950 Wach­
stationen hin und dankte den 
Wettbewerbsteilnehmern für ihr 
ehrenamtliches Engagement, ins­
besondere auch den Mimen, die 
im 10 Grad kalten Ostseewasser 
der Kieler Förde sehr realistisch 
die "Bergungsopfer" eines kom­
binierten Surfer -, Wasserski und 
Schnorchlerunfalls simulierten. 

Insbesondere gab er der Hoff­
nung Ausdruck, daß beim 16. Bun­
deswettbewerb auch wieder die 
Mannschaften aus dem DRK-Lan­
desverband Nordrhein dabeisein 
würden. Horst F. Hamborg 
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Arbeieer-Samarieer-Buncl 
Der ASB auf der INTER SCHUTZ in Hannover 

Beweglichkeit ist Trumpf 
bei modemen Rettungsmitteln 

Weithin sichtbar leuchtete das 
ASB-Emblem den Besuchern der 
INTERSCHUTZ-Messe vom 
28. Mai bis 2. Juni in Hannover 
entgegen. Wer sich entschloß, 
auf der 800 qm großen Ausstel­
lungsnäche des ASB zu verweilen, 
wurde nicht enttäuscht. Der Ar­
beiter-Samariter-Bund bot einen 
eindrucksvollen Querschnitt 
durch seine heutigen Aufgaben. 
ASB-Orts- und Landesverbände 
aus dem gesamten Bundesgebiet 
hatten einen Parcours aus Fahr­
zeugen und Geräten aufgebaut. 

Die INTERSCHUTZ, die zuletzt 
vor acht Jahren stattfand, ist eine 
internationale Fachmesse für 
Brand- und Katastrophenschutz. 
Neben kommerziellen Anbietern, 
die den aktuellen Stand der Tech­
nik auf diesem Gebiet zeigen, 
hatten auch andere, nicht-kom­
merzielle Organisationen, die Ge­
legenheit, ihre Arbeit im Kata­
strophenschutz ~arzustellen. 
Auch der ASB nutzte dieses Fo­
rum, um sein Katastrophenhilfe­
konzept für das Ausland darzu­
stellen und einige Spezialfahrzeu­
ge aus dem Bereich Rettungswe­
sen vorzuführen. 

Eine Helferin demonstriert die Rä­
dertrage. im Hintergrund Heribert 
Röhrig, Leiter des Technischen Re­
ferates des ASB-Bundesverbandes. 

Alle diese Fahrzeuge waren frei 
zugänglich, und die Besucher 
konnten alles ausprobieren. Nicht 
zuletzt deshalb machten viele Be 
sucher am ASB-Stand halt und 
informierten sich über die Arbeit 
der Hilfsorganisation. 

Als Kuriosität fielen den Gä 
sten sofort zwei alte Rettungs 
fahrzeuge auf: eine Rädertrage 
und eine Fahrradtrage. Beide 
dienten bis weit nach dem Ersten 
Weltkrieg zum Transport von Ver 
letzten, wenn kein Auto oder 
Fuhrwerk zur Verfügung stand. 
Manch ein Besucher ließ sich auf 
einem dieser Geräte als "Patient" 
photographieren. 

Im krassen Gegensatz dazu 
standen die modernen, speziali­
sierten Rettungsmittel wie der 
Baby-Notarztwagen und das Berli­
ner Rettungsboot. Der Baby-Not­
arztwagen ist ein besonders aus­
gerüsteter Rellungswagen mit 
einem transportablen Inkubator. 
Wenn irgendwo bei einer Geburt 
Komplikationen auftreten und das 
Leben des Neugeborenen gefahr­
det ist, kann ein Baby-Notarztwa­
gen das Neugeborene zu einer 
Intensivstation fahren und schon 
auf dem Transport voll versorgen. 

Das Berliner Rettungsboot ist 
eine Neuentwicklung, die eine 
Gefahr künftig bannt: Der zu Ret-

Auf 800qm f1äche stellte der AS8 in Hannover Fahrzeuge und Geräte aus. 

tende kann nicht mehr durch die 
Schiffsschraube verletzt werden, 
da das Boot durch einen Wasser­
strahl angetrieben wird, den im 
Innern eine Turbine erzeugt. 

Darüber hinaus zeigte der ASB 
in Hannover eine ganze Reihe von 
Hilfsmitteln für Katastrophenfal ­
le. Als mobile Unterkunft und Er 
ste-Hilfe-Station gibt es seit 
einem Jahr den Ambulanz-Contai­
ner. In dem Container befinden 
sich zwei Räume, einer mit Kü­
cheneinrichtung und einer mit 
medizinischer Ausrüstung. Vom 
LKW abgesetzt, ist der Ambulanz­
Container auch ebenerdig zu be­
gehen. 

Ebenfalls seit einem Jahr be­
sitzt der ASB ein aufblasbares 
Sanitätszelt. Es ist gegenüber 
konventionellen Zelten leichter 
und läßt sich schneller aufbauen. 

Zur raschen Versorgung nach 
einer Katastrophe trägt auch die 
T rinkwasse r -Au fbe re i tu ngsan lage 
bei, die der ASB auf der INTER­
SCHUTZ zeigte. Die in einem VW­
Bus montierte Anlage kann auch 
per Flugzeug schnell in ausländi­
sche Katastrophengebiete ge­
bracht werden und dort pro Stun-

Das Rettungsboot des ASU Berlln 
Ein transportabler Inkubator ist das Herzstück des ASB-Baby-Nolarzt- bat statt einer Schiffsschraube 
wagens. einen Jet-Strahl-Antrieb . 
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Der Ambulanzconlalner enthält eine Küche und einen Verbandraum. 

Die mobile Trlnkwasser-Aufbereitungsanlage kann pro Stunde 6000 Uter Ein ASB-Helfer demonstriert Erste Hilfe bei einem simulierten Unfall. 
Trinkwasser bereiten. 

~~---------------------

de 6000 Liter Tnnkwasser produ 
zieren. 

Um jederzeit sofort Helfer in 
ein Notstandsgebiet entsenden zu 
können, hat der ASB feste Grup­
pen mit standardisierter Ausrü­
stung zusammengestellt. Das 
ASB-Konzept Sieht vor, daß diese 
Gruppen hochstens fünf Perso­
nen auch das für die Selbstver­
sorgung Nötige mit sich führen 
und jederzeit abrufbar sind_ In 
dem Sanitätszelt wurde die Aus­
rüstung einer solchen Einsatz­
gruppe gezeigt. 

Für eine Wirksame Hilfe am 
Katastrophenort ist oft entschei­
dend, daß man rasch genaue In­
formationen über den Bedarf an 
Helfern und Hilfsgütern erhält_ 
Dafür hat der ASB eine mobile 
satelliten Bodenfunkstation ange­
schafft, die In Hannover zu sehen 
war Diese Anlage wird In das 
Notstandsgebiet gebracht und ist 
dort Innerhalb einer Stunde ein­
satzbereit. An die Einsatzzentrale 
in Köln können dann Telefonge­
spräche, Fernschreiben, Faksimi­
li und sogar VideoStandbilder 
übermittelt werden, 

Einen Blickfang stellten auch 
zwei Unfallsituationen dar, die 
realistisch mit Puppen dargestellt 
waren : eine Kollision zwischen 

einem Auto und einem Motorrad 
und ein Unfall auf der Baustelle, 
Die Puppen sind hochwertige 
Lehrpuppen, an denen eine Viel 
zahl von menschlichen Körper 
funktionen simuliert werden kön­
nen, Sie atmen, bluten und rea­
gieren sogar auf Ansprache, Die 
Figuren stammen aus einem Not­
fall-Parcours des ASB-Landesver­
bandes Bayern in Lauf, wo sie 
den Mittelpunkt von realistisch 
nachgebauten Unfallszenen bil­
den, In einem solchen Parcours 
können die richtigen Handgriffe 
bei einem Notfall praxisnah ein­
geübt werden, 

Behinderten Menschen ihre 
Bewegungsfreiheit zu erhalten, 
ist ebenfalls eine zentrale Aufga­
be des ASB, Auf der INTER­
SCHÜTZ zeigte der Verband daher 
ein Behindertentaxi, wie es seit 
einigen Jahren mit Erfolg einge­
setzt wird_ Auch auf Fernreisen 
müssen Menschen, die auf den 
Rollstuhl angewiesen sind, nicht 
verzichten, Ein Reisebus des ASB 
Köln, der speziell für Rollstuhl 
fahrer ausgestattet ist" war in 
Hannover zu besichtigen, Bei die­
sem Bus kann das Heck so weit 
abgesenkt werden, daß Behinder­
te ebenerdig in den Bus hinein­
fahren können, 

Ein Baustellenunrall ist naturgetreu dargestellt. 

Wer als Besucher dieser Mes­
se am ASB-Ausstellungsgelände 
Halt machte, traf stets auf sach­
kundige Helfer, die gern bereit 
waren, die einzelnen Exponate zu 
erläutern und vorzuführen, Vier 
Eckpfeiler begrenzten die 800 qm 
große Fläche, Diese Säulen nutz­
te der ASB-Bundesverband, um 
seine Aufgaben über die Ausstel ­
lungsstücke hinaus in Text und 
Bild zu erklären, Alle beteiligten 
Mitarbeiter waren zu frieden und 
bestätigten ein reges Zuschauer­
interesse, Nicht unerwähnt sollte 
bleiben, daß dem ASB die Durch­
führung dieser Ausstellung nur 
durch die engagierte Mitarbeit 
vieler ehrenamtlicher Helfer 
möglich war. Martin Lehrer 

Mit einer hydraulischen Hebebühne 
können Rollstuhlfahrer in das Be­
hlnderteotaxl einsteigen. 
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Köln bietet zwölf Rollstuhlfahrem 
Platz_ (Foto" ASB-Archlv) 



I Johannicer-Unlall·Hille (1) 1 
Organspende hilft: 

Leben mit neuem Herzen 

Wer beute den 23jäbrigen 
Martin Scbwab auf dem Ten­
nisplatz sieht, der wird kaum 
vermuten, daß der junge 
Spieler noch im Sommer vor 
zwei Jahren als Todeskandi­
dat bezeichnet wurde, weil 
seine Herzleistung nur noch 
minimal war. Setn heute fast 
beschwerdefreies Leben ver­
dankt der Würzburger Jo­
banniter einem Spender­
herz, das ibm im Deutschen 
Herzzentrum in Berlin 
transplantiert wurde. 

Angefangen hat die Krankheit, 
die Martin Schwabs Leben verän­
dern sollte, im frühjahr 1985. 
Was zunächst wie eine Grippe 
aussah, entpuppte sich als Herz­
muskelerkrankung, bei der sich 
das Herz erweitert und somit an 
Leistung verliert. Zum damaligen 
Zeitpunkt war Martin Schwab 
schon langjähriges Mitglied der 
Johanniter-Unfall-Hilfe Würzburg 
und jede freie Minute im Ret­
tungsdienst und bei Sanitätsdien­
sten im Einsatz. Mit besonderem 
Engagement kümmerte er sich als 
Jugendgruppenleiter um seine 
"Kurzen", wie er die kleinen Jo­
hanniter liebevoll nennt. 

Oliver Sitko erinnert sich noch 
genau an die Nacht, als er und 
seine Kollegen auf dem Notarzt­
wagen der JUH Dienst hatten und 
zu Martin Schwab gerufen wur-

den, um ihn in die Intensivstation 
der Universitätsklinik einzulie­
fern: "Es ist schon ein komisches 
Gefühl gewesen, einen Kollegen 
zu transportieren - vor allem, 
weil Martin ja nie vorher Proble­
me mit dem Herzen hatte." 

In der Folgezeit mußten Mar­
tins Kollegen mit anschauen, wie 
sich sein Gesundheitszustand zu­
sehends verschlechterte. Jedes­
mai wenn Martin zuversichtlich 
aus der Klinik entlassen wurde, 
glaubten zwar alle, jetzt ginge es 
endlich aufwärts, doch die Ab­
stände zwischen den Klinikaufent­
halten wurde immer geringer. 

Die einzige Rettung 

für Martin Schwab war das 
eine harte Zeit, denn jegliche 
körperliche Anstrengung, also 
auch die Rettungsdiensttätigkeit, 
war ihm schon nach dem ersten 
Klinikaufenthalt verboten worden. 

Bel der Ausbildung. 

So wandte er sich einem anderen 
Aufgabenbereich in der JUH zu 
und absoliverte im April 1986 er­
folgreich das Ausbilderseminar, 
um fortan Erste-Hilfe-Kurse abzu­
halten. 

Wie ein Schock traf es dann 
alle Johanniter, als es sich ab­
zeichnete, daß für Martin als ein­
zige Rettung die Transplantation 
eines Spendeorgans im Deut­
schen Herzzentrum Berlin in Fra­
ge kam. Doch bis ein solches 
gefunden war, verging noch eine 
lange Zeit des "Wartens und Ban­
gens", wie der Würzburger es 
heute beschreibt. Denn niemand 
konnte voraussehen, wann ein ge­
eignetes Spenderherz zur Verfü­
gung stehen würde. 

Suche nach $penderorgan 

Professor Dr. Roland Hetzer 
'vom Herzzentrum und sein Chi­
rurgenteam mußten deshalb 

überall erreichQat sein. Eine Ge­
meinsamkeit hatten der berühm­
te deutsche Herzspezialist und 
Martin Schwab übrigens von An­
fang an: die JUH. Prof. Dr. Ro­
land Hetzer ist seit 17 Jahren 
Johanniter. Als junger Mediziner 
schon hatte er sich katastrophen­
schutzverpflichtet und war als 
Johanniter-Notarzt bei den ver­
schiedensten Veranstaltungen im 
Einsatz. 

So war Martin Schwab, als die 
Herztransplantation schließlich 
mit Erfolg durchgeführt wurde, in 
den "kollegialen" Händen eines 
Johanniters. Nicht nur der Ein­
griff, auch die anschließende Ge­
nesung des jungen Sanitäters ver­
liefen völlig problemlos. An das 
erste Telefonat mit Martin, der 
noch auf der Intensivstation lag, 
erinnern sich seine Kollegen 
Klaus Röhl und Bernd Spengler: 
"Nachdem er kurz erzählt hatte, 
daß es ihm den Umständen nach 
ganz gut gehe, galten seine fra­
gen nur noch seiner Jugend­
gruppe." 

Nach acht Tagen dann durfte 
der erste Würzburger Herztrans­
plantierte schon wieder auf dem 
Heimtrainer radfahren. Nach vier 
Wochen bereits wurde er aus 
dem Berliner Herzzentrum ent­
lassen. 

Aktiver Sportler 

Keiner der 15 Johanniter, die 
am Wochenende nach Martins 
Entlassung Dienst hatten und in 
der Würzburger Rettungswache 
saßen, wird den Augenblick ver­
gessen, als plötzlich ein Radler in 
den Hof einbog: Da stand Martin 
Schwab dann neben seinem fahr­
rad, wegen der Infektionsgefahr 
noch mit Mundschutz um den 
Kopf, und tat so, als wäre das die 
natürlichste Sache der Welt. 
Schließlich wolle er "ja auch kör­
perlich wieder belastbar wer­
den", erklärte er den verdutzten 
Kollegen. 
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Bei den VI. Welttransplantier 
ten-Spielen m Innsbruch im Som 
mer 1987 war der begeisterte 
Sportler dann sogar wieder so fit, 
daß er fur Deutschland die Bron 
zemedaille Im Tennis gewann, ge 
schlagen nur von zwei Exprofis, 
die mit Spendernieren leben. 

Nach seiner Transplantation 
engagierte sich Martin Schwab 
auch bel der Interessengemein 
schaft lIerztransplantierter 
Deutschlands, um an seinem Bei 
spiel zu zeigen, daß Menschen 
mit Spenderorganen nach der 
Operation genauso leistungsfahig 
sind wie and re Gleichaltrige. Er 
will die Öffentlichkeit darauf auf­
merksam machen, wie wichtig die 
Organspende heutzutage ist, da 
die RiSiken dieses medizinischen 
Eingriffs Immer geringer werden. 
Doch blsber sterben noch Viel zu 
viele mögliche Herzempfanger 
während der Wartezeit, weil nicht 
genügend potentielle Spender zur 
Verfügung stehen. 

Martm Schwab hatte Glück. 
Und das sogar in zweifacher Hin­
sicht. Durch seine Aufenthalte am 
Deutschen Hementrum entdeck­
te Martin seme Liebe zu dieser 
Stadt. So mußten die Würzburger 
Johanniter ihn dieser Tage 
schweren Herzens nach Berlin 
ziehen lassen. Viele verlieren 
nicht nur emen stets freund­
lichen Kollegen, sondern auch 
einen guten Freund. 

Eines aber prophezeiten alle 
Johanniter der Mainfrankenme­
tropole: ,.Bald haben die Kollegen 
in Berlin em aktIVes Mitglied 
mehr!" Bernd Spengler 

Der Organiransport gewährleistet 
schnellen Einsatz. 
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Praxis statt grauer Theorie 
Ältere und pflegebedürfti ­

ge Menschen waschen, Ein­
käufe tätigen, die Welt aus 
dem Rollstuhl sehen: Mit 
diesen Erfahrungen wurden 
21 Zivildienstleistende aus 
dem gesamten Bundesgebiet 
an der Landesausbildungs­
stätte Baden-Württemberg 
in Wertheim konfrontiert. 
Theorie und Praxis s tehen 
gleichberechtigt bei dieser 
dreiwöchigen Ausbildung in 
den Mobilen Sozialen Hilfs­
diensten (MSHD) nebenein­
ander. Der Einführungslehr­
gang soll die Zivildienstle i­
stenden zu einem qualifi­
zierten Einsatz in den ver­
schiedenen Aufgabenberei­
eben des MSHD berahigen, 
damit diese den älte ren und 
behinderten Menschen nicht 
unvorbereitet gegenüberste­
hen. Er wurde e rstmals in 
diesem Bereich für Zivil­
dienstle istende JUH ange­
boten. 

Das Konzept erstellte die Bun­
desgeschäftsführung in Abstim· 
mung mit dem Dezernenten Aus· 
bildung des Landes BadenWurt 
temberg, Axel Simon. Die Lehr-' 
gangsleitung teilten sich Si mon 
und Gaby Fröhlich, Sachbearbei 
terin für Soziale Dienste in der 
Bundesgeschäftsführung. 

Mobile Soziale Hilfsdienste 
das heißt: Ausbildung für die Be· 
reiche häusliche Alten- und Kran 
kenpflege, Alten- und Behinder­
tenhilfte, Behindertenfahrdienst. 
Auf dem Lehrgangsplan standen 
aber nicht nur die theoretische 
Ausbildung, sondern auch der 
praktische Umgang mit alten und 
behinderten Menschen sowir 
pflegerische Hilfsmaßnahmen 
und die hausWirtschafthche Un 
terweisung. 

Die Mitarbeit im Altenwohn 
heim im Hofgarten gehört mit zur 
Ausbildung: Frühstück zuberei 
ten, alten Menschen beim Essen 
behilflich sein, beim Waschen 
helfen. Daneben begleiteten die 
Zivildienstleistenden auch das Ak 
tivitätenprogramm im Wohnstift, 
um zu erfahren, wir man mit 
alten Menschen die Freizeit ge· 
stalten kann. Zum pflegerischen 
Bereich gehören das Bettenma­
chen, mögliche Hilfestellungen 

Der ente Lehrgang .,Mobile Soziale HJlrsdlenJleM für Zivild ienstleistende 
fand In der Landesschule Werthelm In Baden-Würtlemberg staU. 

Die vemduelten Leminhalte wurden von den ZIvi ldienstleistenden prak­
tisch umgesetzt. 

beim Aufstehen, das An- und Aus 
ziehen ijnd die Handhabung der 
Bettpfanne. 

An den Rollstuhl gefesselt: 
Auch diese Erfahrung wird nicht 
nur theoretisch abgehandelt. Die 
jungen Zivildienstleistenden setz · 
ten sich selbst in den Rollstuhl, 
erlebten die Welt aus der Sicht 
der Behinderten, die sich in ih 
rem Gefahrt oft unüberwindli 
ehen Hindernissen gegenüberse­
hen. Wie hebt man einen Behin­
derten aus dem Rollstuhl? In der 
praktischen übung simulieren die 
Zivis den Umgang mit Behinder­
ten, reagieren ängstlich, wenn sie 

im Rollstuhl sitzend von ihren 
Kollegen eme Treppe hinunterge­
hievt werden und es ein wenig 
schaukelt. Durch solch eigenes 
Erleben soll den Zivildienstlei­
stenden die eigene Situation der 
Hilfsbedürftigen nähergebracht 
werden. 

Welche Formen und Ursachen 
fur Behinderungen gibt es? Was 
geht in alten Menschen vor? Wes 
halb reagieren sie in einer be­
stimmten Art und Weise? Themen 
in Hülle und Fülle, die in Vorträ­
gen, DiskUSSionen und Filmen mit 
den jungen Zivis aufgearbeitet 
werden, um Verständnis und Ein-



fühlungsvermögen für die Proble­
me der Betroffenen zu wecken. 

Auch das Thema AIDS darf 
nicht ausgespart werden, denn 
die Betreuung von AIDS-Kranken 
wird in Zukunft einen noch größe­
ren Raum einnehmen. . Dabei 
müssen verstärkt die psychischen 
Faktoren ins Blickfeld rücken, so­
wohl hinsichtlich der seelischen 
Belastung der Kranken selbst als 
auch der ihrer Helfer, für die es 
erhebliche Barrieren gegenüber 
dieser speziellen Krankheit abzu­
bauen gilt. msk 

lohanniter-Reise 
nach Moskau 

90 Johanniter fuhren un­
längst für fünf Tage nach 
Moskau. Die Unterbringung 
erfolgte im großen ' Hotel 
"Rossija" - mit .nur" 6 000 
Betten - direkt am Roten 
Platz. Die Zeit verging wie im 
Fluge. 

Neben Stadtrundfahrt, Besich­
tigung des Kreml und einiger sehr 
schöner Metro-Stationen, Auffüh­
rung des Moskauer Staatszirkus­
ses, Besuch des Ikonenmuseums 
und vielen anderen sehr interes­
santen Sehenswürdigkeiten fand 
auch ein Fachbesuch bei der Zen­
trale des Krankentransport- und 
Rettungsdienstes für Moskau 
statt. 

Nachdem der stellvertretende 
Bundesgeschäftsführer der JUH, 
Wilfried Voigt, sich für dieses 
Treffen bedankt hatte, gab er 
einen kurzen Überblick über Auf­
gaben und Organisation der Joh­
anniter. Danach wurde ein Über­
blick über die Moskauer Nothilfe­
organisation gegeben: Es werden 
2500 Ärzte und Hilfskräfte be­
schäftigt. Täglich werden in Mos­
kau mehr als I 000 Einsätze 
durchgeführt. Die .Fahrzeugbesat­
zungen bestehen aus einem Arzt 
und zwei Hilfskräften. Interessant 
war, daß bei einer Einwohnerzahl 
von fast neun Millionen täglich 
nur 15 bis 20 Autounfälle mit Ver­
letzten passier~n. 

Gesteuert wird die Nothilfe 
durch eine zentrale Einsatzlei­
tung, der ein zentraler Betten­
nachweis angeschlossen ist. Für 
diesen ist eine Datenverarbei­
tungsanlage eingesetzt. Die Ein­
satzleitung für die Nothilfe soll 

Auch der Umgang mit dem Rollstuhl 
muß gelernt werden. 

künftig auch mit einem Rechen­
zentrum ausgestattet werden. 

Die Anforderungen gehen bei 
einer Zentrale ein und werden 
auf 40 Reuungswagen verteilt. 

Es ist sichergestellt, daß die 
Nothilfefahrzeuge in ca. 15 bis 20 
Minuten nach Alarmierung ihren 
Einsatzort erreichen. In der zen­
tralen Einsatzleitung steht immer 
ein Arzt zur Verfügung, der an 
den Entscheidungen über den 
Einsatz von Fahrzeugen beteiligt 
wird. Hausärzte wie bei uns in 
der Bundesrepublik Deutschland 
gibt es in Moskau zur Zeit noch 
nicht, aber im Rahmen der Umge­
staltung ist vorgesehen, daß Ärzte 
künftig auch Privatpraxen eröff­
nen können. 

Die Moskauer Rellungsfahrzeuge sind mit einem Arzt und zwei Hilfskräften 
besetzt. 
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Ein erfolgreiches Jahr 

MIt diesem Jahresbericht gibt 
der Malteser-Hilfsdienst Rechen­
schaft über seine Arbeit im zu­
rückliegenden Jahr. Der Bericht 
soll aber auch Tendenzen und 
EntwIcklungen aufzeigen, sowie 
das, was geplant ist. 

Als Resümee läßt sich feststel ­
len, daß 1987 insgesamt betrach­
tet ein erfolgreiches Jahr für die 
Malteser war. Nicht, daß sich 
Spektakuläres ereignet häUe. Da­
für gibt der Dienst am und für 
den Menschen im allgemeinen 
nichts her. Dieser Dienst ge­
schieht Im Stillen, ohne große 
Schlagzeilen in den Medien. 
Wenn dennoch von einem erfolg­
reichen Jahr die Rede sein kann, 
so allein deswegen, weil die zahl­
reichen und vielfaltigen Dienste 
bundesweit fortgesetzt, beste­
hende Dienste ausgebaut, neue 
begonnen werden konnten. Nicht 
zuletzt aber auch deswegen, weil 
erneut viele Mitglieder, ehren­
und hauptamtliche Mitarbeiter 
und Zivildienstleistende bereit 
waren, sich in der Dienstgemein­
schaft der Malteser für den hilfe­
bedürfhgen Nächsten zu enga­
gieren. 

1987 war kein Jahr des Still­
stands. Einiges wurde in Gang 
gebracht, nach innen und außen. 
Erinnert sei an die von der Bun­
desversammlung im September 
1987 verabschiedete Resolution 
zur Verbesserung des Katastro­
phenschutzes. 

Die Satzung, der Leitfaden 
(Teil B) und die Jugendordnung 
wurden neu gefaßt, um dem MHD 
und seiner Jugendorganisation in 
Anpassung an eingetretene Ent­
WIcklungen ein effizienteres 
Strukturgefüge zu verleihen. Eine 
der wesentlichen Neuerungen 
stellt die Einführung eines kolle­
gialen Führungsgremiums auf 
Ortsebene dar. Damit wurde der 
Tatsache Rechnung getragen, daß 
die heutige Größenordnung vie ler 
Gliederungen es nicht mehr zu­
läßt, deren Wohl und Wehe allein 
dem Ortsbeauftragten aufzubür 
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den. Ortsleitungen überall dort 
zu installieren, wo es ihrer be­
darf, wird innerverbandlich in 
diesem Jahr eine der Hauptaufga­
ben sein. 

Die Novellierung der Jugend­
ordnung haUe zur erfreulichen 
Folge, daß die Malteser-Jugend 
im Oktober 1987 die staatliche 
Anerkennung als Träger der 
freien Jugendhilfe auf Bundes­
ebene erhielt. 

Die Zunahme des Anteils alter 
Menschen in unserer Gesell­
schaft wird dazu führen, daß 
schon in den nächsten Jahren die 
Zahl der Hilfebedürftigen rapide 
anwachsen wird. Der MHD will 
dieser Situation und anderen 
"neuen Nöten" durch einen ver­
stärkten Ausbau seiner ambulan­
ten Sozialen Dienste begegnen. 

Um die gesteckten Ziele errei­
chen zu können, braucht der Mal­
teser-Hilfsdienst auch in Zukunft 
Förderer und Freunde, die ihm 
finanziell und ideell zur Seite ste­
hen. Noch mehr aber ist er auf 
die Bereitschaft von Menschen 
angewiesen, die sich aktiv in sei­
nen Diensten engagieren. Allen 
Mitglieder für ihre aktive Mitar­
beit und ihre Unterstützung im 
zurückliegenden Jahr von Herzen 
zu danken, aber auch unserer Kir­
che, der Caritas, den Bundes­
und Landesministerien, den Be­
hörden und Kommunalverwaltun­
gen für ihre verständnisvolle För­
derung unserer Arbeit Dank zu 
sagen, ist mir ein besonderes 
Anliegen. 

Dieter eraf landsberg-Velen, 
Präsident des Malteser-Hilfsdien­
stes. 

I. Organisationsdaten: 

I. OrganisatiOllS!JliedervngenI 
Dienststellen: 

DiOlesan· und gleichgeordnele 
RegJonalgllederungen 
(Bremen, Hamburg/ 
SchleSYI-ig-HoIstein, 
aIdenburg); 25 

Orts· und Kreisebene: S85 

OO\'On hauptamtlich besetzte 
Geschar"'tellen: 110 

Dienststellen: 52 

2. Mitglieder und Grvppetl: 

Ordenthche 
Mitglieder: 13.512 

dayon akll\'e: 45.428 

AuSerordent· 
liche 
Mitglieder: 340.825 

Insgesamt: 414.331 

Akllve Helfer. 
die in Gruppen 
mitarbeiten: 31.158 

Helfer: 21.~ 

Helferinnen: 9.154 

Helrergruppen 
insgesamt: 2212 

Zu!<: 321 

BereItschaken: 4ö 

Katastrophen 
schutz-Einheiten 
nach Bundes· 
oder Landes· 
recht anerkannt 

Vom Wehrdienst 
freigestellte Helfer 
nach 8 (2) 
des KatS-

464 

Gesetzes: 8.534 

(+ 2.903) 

(+ 623) 

(+ 51.084) 

(+ 53.981) 

(+ 1.553) 

11 

3. Hauptamtrtche MihlrIIeiter: 

1981 1986 +/-

Hauptamtliche 
Mitarbeiter: 1.111 1.069 + 48 

VoIlzeit-
beschäftigte: 950 963 - 13 

Teilzeit-
beschaftigte: 161 106 + 61 

taLig mAusbildung, 
Sozialen Diensten, 
Rettungsdienst, 
Katastrophen-
schutz u.a.m.: 183 165 + 18 

tätig in der 
Verwaltung: JJ4 JG4 +30 

Genngmg~ 

beschaft~te 
MItarbeiter: 1.440 1.J02 +138 

tahg in Ausbildung, 
SoZialen Diensten, 
Rettungsdienst, 
'Katastrophen-
schutz u.a.m. 1.110 948 +152 

latig m der 
Verwaltung: 340 J54 - 14 

Insgesamt 
Beschäftigte: 2.551 2.311 +186 

4. ZivJVJenstieislellde: 

1987 1980 +/-

u.ildienst-
stellen: 214 195 + 19 

Zlvildienst-
p~tle; 2.450 2.159 +291 

Zlvildienst-
leistende: 2081 1.858 +229 

davon eingesetzt im 

Rettungs-
dienst/ 
Kranken 
transport: 1.201 1.010 +131 

PfIegehilfs-1 
Betreuungs-
dienst: 821 766 + 61 

Mobilen 
Sozialen 
Hilfs· 
dienst: 295 Z31 +64 



11. Ausbildungen: 
NeueAnsb 

1. Erste Hilfe: Weniger 
Teilnehmer - mehr Lehrgilnge 

1987 nahmen im Vergleich zum 
Vorjahr I 725 Personen weniger 
an den Erste-Hilfe-Ausbildungen, 
die vom Bund finanziell gefördert 
werden, teil. 

Bemerkenswert ist, daß sich 
die Zahl der Teilnehmer an den 
einzelnen Kursen im Durchschnill 
verringerte. Nur durch ein ver­
mehrtes Lehrgangsangebot konn­
te der Rückgang relativ gering ge­
halten werden. 

Die Zahl der Ausbildungen in 
Herz-Lungen-Wiederbelebung 
(HLW) konnte auf 2814 Teilneh­
mer (+ 25,94 % gegenüber 1986) 
gesteigert werden. Im Frühjahr 
1988 startete der Malteser-Hi lfs­
dienst eine bundesweite HLW­
Ausbildungsaktion, die in der Öf­
fentlichkeit reges Interesse 
findet. 

Weitere Ausbildungen 

Bund 19B5 1987 +/- +/-11 

Helfer 9.575 7.374 -2.201 -22,98 

Au,· 
bilder 467 510 + 43 + 9l 

Au,-
bilder-
Fortbil· 
dungen 961 761 - 200 -20,8 

2. SofortmaBnahmen.m 
ullfallort: Weiter rilddäufig 

Das Ausbildungsergebnis in 
Sofortmaßnahmen am Unfallort 
(SMU) weist eine weiterhin fal­
lende Kurve auf; eine Entwick­
lung, die verschiedene Gründe 
hat (z. B. Erste-Hilfe-Kurse in 
den Schulen, weniger Führer­
scheinbewerber) . 

Eine Arbeitsgruppe der Hilfs­
organisationen hat 1987 damit be­
gonnen, ein neues Ausbildungs­
konzept "lebensrellende Sofort­
maßnahmen" zu erstellen, das 
sich stärker am tatsächlichen Be­
darf der Zielgruppen orientieren 
wird. Es ist vorgesehen, die Herz­
Lungen-Wiederbelebung in diese 
Ausbildung zu integrieren. 

3. Schwestemhelferinnen­
Pragramm: Dezentralisierung 
greift 

Mit 6051 Schwesternhelferin­
nen (SH) konnte das Ausbil­
dungsergebnis des Vorjahres 
(\986 = 6443) nicht ganz er­
reicht werden. Insbesondere in 
den Großstädten und Ballungsge­
bieten ließ das Interesse an der 
SH-Ausbildung stark nach. Dage­
gen fanden im ländlichen Raum 
die von ehrenamtlichen SH-Refe­
rentenIinnen auf Ortsebene orga­
nisierten Ausbildungslehrgänge 
großen Zuspruch. 

Das Fortbildungsergebnis für 
Schwesternhelferinnen konnte 
gegenüber 1986 auf insgesamt 
11719 Teilnehmerinnen gestei­
gert werden. 

4. PRegedienstheHer: 
Weniger attraktiv? 

Auch die Zahl an Ausbildungen 
zu Pflegediensthelfern war mit 
404 Personen (1986: 754) rückläu­
fig. Dieser Entwicklung wird in 
den nächsten Jahren entgegenzu­
wirken sein. 

5. Altenlu"He: Wachsende 
Bedeutung 

An den Lehrgängen zu Alten­
heIfernlinnen, welche in Theorie 
IIl1d Praxis 240 Stunden umfas­
seil. lIahmen insgesamt 413 Per­
sonen (\986: 442) erfolgreich 
teil. Das Fortbildungsangebot 
(dreimal jährlich a 8 Std.) wurde 
von 880 Helfernlinnen (1986 = 
361) wahrgenommen. 

6. Hilusliche Krankenpflege! 
SiluglingspRege 

2222 Personen (1986 = 1713) 
absolvierten die 12 Stunden um­
fassenden Kurzlehrgänge in häus­
licher Krankenpnege, die im Auf­
trag bzw. in Zusammenarbeit mit 
den Caritasverbänden durchge­
führt werden. 

Im Bereich der Säuglingspne­
ge-Ausbildung ergab sich folgen­
des Ergebnis: 1987 wurden 300 
Personen ausgebildet (1986 = 
230). 

7. Einfllhrungslehrgilnge tur 
Zivildienstleistende 

In 83 mehrwöchigen Einführungs­
lehrgängen wurden insgesamt 
I 994 Zivildienstleistende (ZDL) 
geschult. Gegenüber dem Vorjahr 
(81 Kurse bei 1962 Teilnehmern) 
konnte somit eine leichte Steige­
rung verzeichnet werden. 

WL ImIln der Kurse Teilnehmer 

Pflegedienst 27 663 
Altenpflegehilfe 6 152 

Behinderten-
fahrdienst 11 244 

Behmderten-
arbeit 12 282 

RettungsdiensV 
Krankentransport 27 653 

Insgesamt 83 1.994 

a. Zentrale Schulungen: 
Angebot ausgeweitet 

Die Zentralen Schulung führ­
ten im Berichtszeitraum 14 zen­
trale Ausbi lderlehrgänge mit 247 
TeilnehmerfInnen und 4 Aufbau­
und Abschlußlehrgänge mit 89 
TeilnehmerfInnen sowie für Ret­
tungssanitäter 8 Rellungshelfer­
Lehrgänge mit 200 Teilnehmern 
durch. 

In 17 dezentralen Ausbilder­
lehrgängen wurden weitere 267 
Mitglieder zu Ausbildernlinnen 
für Erste Hilfe und Sofortmaß­
nahmen am Unfallort qualifiziert. 

Aus- und Fortbildungsangebote 
nahmen 1987 einen breiten Raum 
ein. So fanden allein 6 Modellse­
minare zur kooperativen Führung 
und zu neuen didaktischen Ansät­
zen in der Aus- und Fortbildung 
von Multiplikatoren statt. 

Die Rolle von Ausbildern als 
Lernmoderatoren wurde in der 
Weiterentwicklung der Konzep­
tion ,.Ausbilderschulungen" mit 
Erfolg erprobt. Teilnehmermoti­
vation und Unterrichtserfolg 
konnten gemäß der Auswertung 
der Rückmeldebögen durch das 
Konzept des kooperativen Ler­
nens und Führens wesentlich ge­
steigert werden. Streßbewälti­
gung in Ausbildungs- und Einsatz­
situationen, die Begleitung von 
Helfern und Patienten aus psy­
chologischer Sicht, Angst als 
Lernbarriere in der Ersten Hilfe 
und Methoden der Erwachsenen­
bildung waren in diesem Bereich 
Schwerpunktthemen. 

Im August 1987 fand ein Mo­
dell-Lehrgang "Zivildienst in der 
individuellen Schwerstbehinder­
tenbetreuung" in Kooperation mit 
dem Deutschen Caritasverband 
statt. Ferner wurden Seminarkon­
zepte zum Einsatzfeld "ZDL in der 
Psychiatrie" entwickelt. 

Diese Ausbildungsangebote, 
Fach- und Informationstagungen 
sowie Arbeitskreissitzungen für 
ehren- und hauptamtliche Füh­
rungskräfte wurden in 55 Veran­
staltungen mit insgesamt I 230 
Teilnehmern durchgeführt (\986: 
46 Veranstaltungen mit 936 Teil­
nehmern). 

Sanitätsdienst 

19B5 1987 +/-11 

Dienst-
stunden 1.283.669 956.965 -24,511 

Hilfelei-
stungen 92.578 97.053 + 4.8" 

Zahl der 
Einsätze 39.809 31.626 -20.611 

(Fortsetzung folgt) 

Der Ausbildung wird große Bedeu­
tung beigemessen. 

• 

Der MHO verfügt für alle Aufgaben 
über die richtigen Fahrzeuge. 

(Fotos: Sen) 
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Forderungen der Feuenvehren an den 
Bundesinnenminister 

Delegiertenversammlung des Deutschen Feuerwehrverbandes 
am 27 J28. 5. 1988 

Die 36. Delegiertenversamm­
lung des Deutschen Feuerwehr­
verbandes am 27.128. Mai 1988 in 
Hannover stand ganz im Zeichen 
einer Reihe von grundsätzlichen 
Forderungen an das Bundesin­
nenministerium. So wurde Bun­
desmnenminister Dr. Zimmer­
mann vom Präsidenten des DfV, 
Hinrich Struve, in der Öffentlich­
keit aufgefordert, dem DfV-Vor­
stand und damit den 1,2 Millionen 
Aktiven der Feuerwehren nun bal­
digst einen Gesprächstermin an­
zubieten, worauf schon rund ein 
Jahr gewartet wird. Bei keinem 
früheren Bundesinnenminister 

sei dem Deutschen Feuerwehr­
verband eine solche Mißachtung 
widerfahren. Der anwesende Par­
lamentarische Staatssekretär Dr. 
Waffenschmidt wurde vom Präsi­
denten gebeten, seinem Minister 
dieses auszurichten. Eine weitere 
Forderung an das SMI war, nun 
endlich davon abzusehen, der 
Bundesanstalt Technisches Hilfs­
werk zu Lasten der öffentlichen 
Feuerwehren durch gesetzliche 
Regelungen neue friedenszeitli­
che Aufgaben aus dem Einsatzbe­
reich der Feuerwehren verschaf­
fen zu wollen. Vorstand und Prä­
sidium hatten in ihren Tagungen 

am Vortag nochmals einstimmig 
die in diesem Zusammenhang 
vom DfV im Januar des Jahres 
gefaßte Resolution als notwendig 
und richtig bekräftigt und klarge­
stellt, daß dieses eine überein­
stimmende Auffassung aller Ver 
bandsgremien und damit aller 
Landesfeuerwehrverbände sei 
und nicht nur die Ansicht der 
Bundesgeschäftsstelle oder "eini­
ger weniger" im Verband, wie es 
unwahrheitsgemäß von Dritten 
außerhalb des Verbandes in letz­
ter Zeit versucht wird so danu 
stellen. Es werde diesen Kräften 
nicht gelingen, einen Keil in die 

Verbandsgremien und Geschäfts­
stellen zu treiben. Staatssekretär 
Dr. Waffenschmidt sagte der De­
legiertenversammlung Klärung 
dieser Fragen zu. Nach seinen 
Vorstellungen werde es keine ge­
setzlichen Regelungen gegen die 
Feuerwehren geben (Anmerkung: 
Der neueste Gesetzentwurf vom 
25.4. t988 sieht aber anders aus) 
und künftig erhalte der DfV-Vor­
stand mindesten~ einmal jährlich 
einen Gesprächstermin mit dem 
Minister und seinen Staatssekre­
tären. 

Leistungsbilanz des DFV und Kritik am Bund 
Präsidenl Slruve erslatte­

le der 36. Delegiertenver­
sammlung des DfV am 27./ 
28. Mai 1988 in Hannover 
seinen Täligkeilsberichl, er­
hob aber aucb Forderungen 
an das Bundesinnenminisle­
rium: 

Die Fochausschusse hoben ill ih­
ren Si/zungen entsprechend den 
ThemellL'orgabell wert/JOlle Arbeit 
fur uns olle geleIStel. Dabei ist die 
Belaslllllg der einzelneIl Fachaus­
schusse sehr unterschiedlich. Allen 
Mitarbel/ern gilt mein uneinge­
schrallkter Dank fur d:e ehren­
amtlICh ubernammene Aufgabe, 
die IIlIt Viel Zeitaufwand verbun­
deli ist, denn die Aktivitdt be­
schrankt sich ja nicht nur auf die 
Sitzungen, sondern viel Zeit muß 
bei der Vorbereitung und den ab­
schließenden Arbeiten aufgewen­
det werden. 

Nachfolgend die wichtigsten in 
den eil/zeinen Fachousschussen 
behandelten Themen: 
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FA "Öffentlichkeitsarbeit" 

Erstellung einer Broschüre, 
die Einblick in die Aufgabenberei­
che der Feuerwehren gibt (hier­
von wurden mehr als 20000 Ex­
emplare durch die Feuerwehren 
bezogen). 

Zur INTERSCHUTZ wurde ein 
Faltblatt erstellt. In der Präsi­
diumssitzung 1987 in Bosen wur­
de uns auf Anregung des Fachaus­
schusses em Vortrag über die 
Wichtigkeit der Öffentlichkeitsar­
beit vermittelt, des weiteren Er­
stellung von Hilfen zur Durchfüh­
rung von Medienarbeit in den 
Feuerwehren, 

Einer der Fachausschüsse mit 
den schwierigsten Aufgaben. Er­
arbeilung von StellungDahmen zur 
Beratung in den Verbandsgre­
mien, zur Störfallverordnung, 
Strahlenschutz, Zivilschutzgesetz­
gebung, Verbesserung der Lei-

stungsfähigke it des Katastrophen­
schutzes, Aufgabenabgrenzung 
Feuerwehrll'HW, Arrondierungs­
programm des Erweiterten Kata­
strophenschutzes. 

Allein diese Aufzählung ver­
deutlicht schon, welcher Umfang 
von Gesetzesentwürfen, Richt­
linien etc. bearbeitet werden 
muß. Dabei fallt mir auf, daß die 
Vorlagen für die Stellungnahmen 
gerade seitens des Bundes so 
umfangreich sind, daß sie den 
Ehrenamtlichen schon von der 
Zeit her überfordern und man 
beim Bund nicht bereit ist, in der 
Terminsetzung die Strukturen der 
vorwiegend ehrenamtlich arbei­
tenden Organisationen zu berück­
sichtigen. Letztendlich sollen die­
se aber die Gesetze, Erlasse und 
Richtlinien ausfüllen. 

Deshalb isl es wohl kein 
unbilliges Verlangen, wenn 
ich erneut darauf hinweise, 
daß es unzumulbar und fasl 
schon eine Provokation isl, 
wenn man verlangl, daß wir 

zu Entwürfen , an denen in 
der Ministerialbürokratie 
mehr als I Jahr gearbeilei 
wurde, innerbalb von 4 Wo­
chen und weniger Siellung 
zu nehmen baben. 

Ich appelliere deshalb auch an 
Sie, meine Herren, als Gewählte 
und Verantwortliche, für eine 
praktikable und den Gegebenhei­
ten entsprechende Lösung zu 
sorgen. 

FA "Frauenarbeit" 

Daß Frauen in den Feuerweh­
ren neben den Männern ihre Auf­
gaben versehen, ist zumindest im 
Bereich der Freiwilligen Feuer­
wehren und insbesondere bei 
den Jugendfeuerwehren nichts 
Außergewöhnliches mehr. Vieler­
orts ist vor allem in Pendlerge­
meinden der Feuerwehreinsatz 
oft nur dadurch gewährleis tet, 
weil Frauen aktive Mitglieder in 
den Wehren sind. Themen der 
Facharbeit sind: Brandschutzauf-



klärung und -erziehung, Prauen in 
der Berufsfeuerwehr, Übernah­
me von Mädchen aus der Jugend­
feuerwehr in die Einsatzabtei­
lung, Dienstbekleidung, Öffent­
lichkeitsarbeit. 

FA .,5ozialwesen" 

Die Mitglieder der Peuerwehr 
haben ein Anrecht darauf, daß sie 
und ihre Pamilien im Palle eines 
Unfalles abgesichert sind. Gleich 
wichtig sind die Vorsorgemaßnah­
men, damit es möglichst gar nicht 
erst zu einem Unfall, zu einer 
Berufsunfahigkeit oder gar zu 
einem Todesfall kommt. Darauf 
ausgerichtet ist die Arbeit im 
Pachausschuß: Ausbildungskon­
zept für die Sicherheitsbeauftrag­
ten, UVV-Peuerwehren und deren 
Geltungsbereiche, Erstellung von 
Merkblättern, Einsatzgefahren, 
Gefahrdungen, die durch AIDS 
beim Einsatz auf die Peuerwehr­
aktiven zukommen können, Ar­
beitsmedizinische Vorsorgeunter­
suchungen, Mehrleistungen, Hin­
terbliebenenversorgung. 

FA "Ausbildung" 

"Wer helfen will, muß helfen 
können." Dazu bedarf es einer 
Ausbildung, die möglichst umfas­
send den Aktiven der Peuerwehr 
auf den Einsatz, gleich welcher 
Art, vorbereitet. Zum Arbeitsbe­
reich gehören: Erarbeitung und 
Überarbeitung von Peuerwehr­
dienstvorschriften, Aus- und Port­
bildung in den Preiwilligen Peuer­
wehren, Ausbildung Kraftfahrer 
im Bereiche des Katastrophen­
schutzes, Ausbildung von Püh­
rungspersonal für die technische 
Einsatzleitung, sportl iches Trai ­
ning. 

FA "Einsab" 

In den vergangenen Jahren ha­
ben sich die Gefahren, denen die 
Peuerwehren bei Einsätzen ge­
genüberstehen, gewandelt. Past 
bei jedem Brandeinsatz und vor 
allem bei Einsätzen nach Unfallen 
von Transportfahr.eugen ist mit 
dem Preiwerden von für den 
Menschen und für die Umwelt 
gefahrlichen Stoffen zu rechnen. 
Hierauf gilt es sich einzustellen. 
In den Tagungen nimmt das The­
ma "Gefahrliehe Stoffe" einen 
breiten Raum ein: Aufgaben im 
Strahlenschutz (Ausrüstung u. 

Ausbildung), Atemschutz im Peu­
erwehrdienst, Weiterentwicklung 
des Peuerwehreinsatzwesens, 
Geräteprüfordnung und moderne 
Kommunikation (BTX, Telefax 
etc.) waren weitere Themen der 
Tagungen. 

Wie heißt es so schön: "Vor­
beugen ist besser als heilen." In 
Kreisen der Versicherungswirt­
schaft hört es sich dann so an: 
"Schäden verhüten ist besser als 
Schäden vergüten." Dem vorbeu­
genden Brandschutz und in den 
letzten Jahren auch dem vorbeu­
genden Umweltschutz wird in den 
Peuerwehren 'besondere Bedeu­
tung beigemessen. Große Scha­
densereignisse veranlassen ein 
Überdenken der bisherigen Vor­
sorgernaßnahmen. Umweltgefahr­
dung durch Brände, durch Trans­
portunfalle mit gefahrlichen Stof­
fen oder durch abfließendes 
Löschwasser waren ebenso Bera­
tungspunkte wie die Brandverhü­
tungsschau, verkehrsberuhigte 
Zonen (Einengung der Pahr­
bahn), Störfallverordnung, Brand­
meideanlagen. 

FA "Gesundheitswesen und 
Rettungsdienst" 

Ein Drittel aller Rettungs­
diensttätigkeiten (Notfall- und 
Krankentransporte) in der Bun­
desrepublik werden durch die 
Peuerwehren wßhrgenommen, in 
den meisten Ländern vorrangig 
durch die Berufsfeuerwehren, im 
Lande Nordrhein-Westfalen auch 
durch die Preiwilligen Peuerweh· 
ren. Das Rettungsdienstgesetz 
zur Erschaffung eines Berufsbil­
des hat gerade in den Teilberei­
chen Ausbildungsumfang und 
Prüfordnung den Pachausschuß 
gefordert, ebenso das Personen­
beförderungsgesetz und das Ge­
sundheitsreformgesetz. Hier muß 
ein Weg gefunden werden, die 
erwiesenermaßen vorhandene 
Qualität im Rettungsdienst zu er­
halten, wenn möglich, noch zu 
verbessern unter der Gewährlei­
stung, daß auch in der Zukunft es 
ausbildungs mäßig vom Zeitauf­
wand her auch noch ehrenamtli­
che~ Kräften möglich ist, mitzu­
wirken. Übungsvorschriften, 
Atemschutzstrecke, Normenent­
würfe waren neben anderen wei· 

tere Themen des Pachaus-
schusses. 

Der immer stärker werdende 
Einsatz von elektronischen Bau­
teilen hat ein Umdenken in der 
Herstellung und Anwendung ge­
fordert. Die Prage, ob die vorhan­
dene Peuerwehrfahrzeuggenera­
tion und -ausrüstung den Erfor­
dernissen der nächsten Jahrzehn­
te entspricht, beschäftigt sicher­
lich nicht nur den Ausschuß Tech­
nik. Die INTERSCHUTZ 88 wird 
uns Denkanstöße geben können. 
Der Pachausschuß Technik, in 
dem auch der Arbeitskreis "Pern­
meldewesen" integriert ist, hat 
sich mit folgendem zu beschäfti­
gen gehabt: Weiterentwicklung 
des Peuerwehreinsatzwesens ein­
schI. technischer Einsatzmittel, 
Schlauchkraftwagen im LZ-W 
(Bundesausstattung), UVV-Lei-
tern und Tritte, UVV-Hebebüh­
nen, Gerätewagen, Gefahrgutwa­
gen, Tragkraftspritzenfahrzeug. 
Speziell vom Bereich Pernmelde­
wesen: moderne Kommunika­
tionsmittel, Prequenzzuteilungen, 
Pernmelderichtlinien. 

FA "Jugendarbeit" 

Dieser Ausschuß ist identisch 
mit dem deutschen Jugendfeuer­
wehrausschuß. Es versteht sich 
von selbst, daß hier vorrangig 
Themen beraten werden, die sich 
mit den Aufgaben der Jugend vor 
Ort, auf Bundes- und internatio­
naler Ebene befassen. Dies sind: 
Leistungsspange und Bundes­
wettkampf, Mädchen in der Ju­
gendfeuerwehr, Medienarbeit, 
Bildungsarbeit und Jugendfeuer­
wehrfibel, Öffentlichkeitsarbeit 
und Umweltschutz, Hilfe für die 
Dritte Welt, Vorbereitung für den 
Deutschen Peuerwehrtag 1990. 

FA "Wettbewerbe" 

• Um ihre Leistungen mit ande-
ren vergleichen zu können, füh­
ren die Peuerwehren auf Gemein­
de-, Kreis-, Landes- und Bun­
desebene Wettbewerbe durch. 
Diese Wettbewerbe dienen der 
Ausbildung, tragen aber auch zum 
Kennenlernen und damit zur Ver­
ständigung bei. Die Leistungsbe­
werbe sind inzwischen fester Be­
standteil bei Veranstaltungeq der 
Länder. Da zu verschiedenen Zei-

ten in den einzelnen Ländern mit 
den Bewerben begonnen wurde, 
ist es verständlich, daß diese sich 
von Land zu Land unterscheiden. 
Seit einiger Zeit ist der Pachaus­
schuß bemüht, Richtlinien für 
einen bundeseinheitlichen Wett­
kampf zu erarbeiten in der Hoff­
nung, daß dieser eine Chance zur 
Einführung hat. Die Mitgliedsna­
tionen des CTIP, dieses sind 
34 Staaten, führen einen einheit­
lichen Wettkampf durch, den man 
ggf. als "Bundeswettkampr' über­
nehmen will. Die Vorbereittings­
arbeit für die 1988 in Hannover 
stattfindende Bundesausschei­
dung erfolgte auf den Sitzungen, 
ebenso wie die Vorbereitung für 
den 1989 in WarschaulPolen statt­
findenden "Internationalen Peu­
erwehrwettkampf des CTII"'. Vie­
le Mannschaften nehmen auch an 
Wettkämpfen der Nachbarländer 
teil. Auch hierfür gilt es.entspre­
chende Regelungen und Bewer­
tungen zu treffen. 

Man erkennt sehr schnell den 
hohen Stellenwert, den die Mu­
sik- und Spielmannszüge in der 
Peuerwehr haben, wenn man 
weiß, daß über 30000 Mitglieder 
in den I 336 musiktreibenden Zü­
gen musizieren. Sie tragen dazu 
bei, das gesellschaftspolitisChe 
Bild der Peuerwehren mit zu prä­
gen. Es gibt kaum eine bedeuten­
de Veranstaltung in unserem Ort, 
an denen der musikalische Rah­
men nicht von der Peuerwehr ge­
geben wird. Dadurch, daß 'der 
DrY der "Bundesvereinigung 
Deutscher Blas- und Volksmusik­
Verbände" beigetreten ist, haben 
wir eine verbesserte Informa­
tions- und Ausbildungsmöglich­
keit geschaffen. Neben musikspe­
,i fischen Themen trifft der Pach­
ausschuß zur Zeit die Vorberei­
tungen für das 1990 aus Anlaß des 
Deutschen Peuerwehrtages in 
Priedrichshafen stattfindende 
Bundeswertungsspielen. 

Überblick 

Mit diesem Überblick habe ich 
Ihnen einen kurzen Abriß über 
die vielfaltige Täigkeit der Pach­
ausschüsse im DrY gegeben. Sie 
werden hierbei festgestellt ha­
ben, daß manche Themen von 
mehreren Ausschüssen, da sie 
übergreifend sind, behandelt 

1 Zs-t-NlGAZIN 51881 51 



wurden. Hier Ist es die Aufgabe 
des Vorstandes, zu koordinieren. 

Zusammenarbeit 

Der Deutsche Peuerwehrver­
band arbeitet mit anderen Ver­
bänden, Institutionen, den. Bun­
des und l..andesdienststeHen und 
-behörden eng zusammen. Oiese 
Arbeit ",ird zum größten Teil 
durch Entsendung von Mitglie­
dern aus den entsprechenden 
Pachausschüssen geleistet. Des­
halb noch einmal meinen Dank an 
aHe, die durch ihre Bereitschaft 
die vielraltige Arbeit des DrY un-

terstützen. In diesen Dank möch­
te ich besonders die Vorsitzen­
den und Vorstände der Mitglieds­
verbände und nicht zuletzt die 
Vizepräsidenten, die ihre Arbeit 
ebenso wie aHe anderen ehren­
amtlich verrichten, einschließen. 

Kontakte des Priisidenten 

Die Haltung von Verbindungen 
und Kontakten auf Landes- und 
Bundesebene ist mit eine der 
Aufgaben des Präsidenten. Ich 
versuche, die Meinung vor Ort zu 
hören, in den einzelnen Sitzungen 
mir die Probleme anzuhören, um 

sie dann in die Arbeit des Deut­
schen Peuerwehrverbandes ein­
meßen zu lassen. Dazu gehören 
die Gespräche in den Kommunen, 
auf Länderebene, in den Ministe­
rien, aber nicht zuletzt die Ge­
spräche mit den verantwortlich 
gewählten Politikern. 

Museum 

Als nächste große Veranstal ­
tung steht am IUuni 88 die 
Erörrnung des Deutschen Peuer­
wehr-Museums in Pulda bevor. 
Mit unendlich viel Mühe, Arbeit 
und Pleiß der Peuerwehr, aber 

Wird Katastrophenschutz vor einer Behördenkatastrophe bewahrt? 

Seit etwa 10 Jahren wird beim 
Bund an dem Zivilschutzgesetz 
gearbeitet. Wollte man zuerst ein 
gänzlich neues, so wird zur Zeit 
an eine Überarbeitung von Teilbe­
reichen gedacht. Es ist sicher 
wichtig, daß auch ein solches Ge 
setz deJ veränderten Zeit ange­
paßt Wird. Der DrY hat zu allen 
Zeiten seine VorsteHungen in fun 
dierten Ausarbeitungen kundge· 
tan, und war nicht nur zur Zusam­
menarbeit mit allen Stellen be­
reit , sondern hat in vielen rallen 
zu tragbaren Kompromissen bei­
getragen. 

Die Peuerwehren, und das 
sind Aussagen von Verantwortli­
chen auf Länder- und Bundesebe­
ne aller politischen Richtungen 
waren und sind das Rückgrat des 
Zivil und Katastrophenschutzes 
und werden es bleiben. 

Schon deshalb kann nicht 
Platz greifen, daß man Teile 
aus unseren Stellungnah­
men, die in Abstimmung mit 
den Landesfeuerwehrver­
bänden erarbeitet wurden, 
beim Bund unberücksichtigt 
läßt, ja so behandelt, als ob 
sie gar nicht gegeben wären. 
Derjenige, der vor Ort zum Wohle 
der Allgemeinheit tagtäglich sei­
nen Dienst versieht, hat ein An­
recht darauf, daß er nicht nur 
gehört wird, sondern daß seine 
berechligten Porderungen Be­
rücksichtigung finden. Ich habe 
mitunter den Eindruck, als ob 
man in bestimmten Kreisen der 
Meinung ist, Katastrophen wer 
den nicht durch den sich engagie­
renden Menschen bekämpft, son­
dern daß es hierzu genügt, um-

fangreiche Gesetze, Erlasse und 
Richtlinien zu schaffen. Daß dem 
nicht so ist, haben die letzten 
Großschadensereignisse mit aller 
Deutlichkeit gezeigt. 

Methoden des Bundes 

Der DrY hat sich veranlaßt ge­
sehen, Ende Januar 1988 eine Re­
solution zur Aufgabenabgrenzung 
zwischen Peuerwehr und THW zu 
beschließen. Die Reaktionen 
hierauf zeigen uns, daß wir hier 
ein Problemgebiet berührt haben. 
Um es noch einmal deutlich 
zu sagen, uns ging es nicht 
darum, den ehrenamtlichen 
Helfer des THW anzugreifen. 
Wir alle stehen genug in der Pra­
xis, wir alle wissen, wie es vor 
Ort aussieht. Uns ging es darum, 
aufzuzeigen, mit welchen Metho­
den, trotz anderer Verlautbarung, 
vom Bund Tatsachen geschaffen 
werden sollen, die im Verlaufe 
der nächsten Jahre zum Schaden 
der Peuerwehren führen. 

Nicht der Wahrtteit 

Wenn in einem Schreiben des 
Herrn Bundesinnenministe,s an 
uns steht, wir wollten eine Aufga­
benausgrenzung zu Lasten des 
THW, dann entspricht dieses 
SChlichtweg nicht der Wahrheit! 
Von uns ist seit vielen Jahren, 
und dies schon unter meinem 
Arntsvorgänger, eine Aufgabenab­
grenzung angestrebt wQrden. 
Wenn dann auch noch der Vorsit­
zende der "Vereinigung der Hel­
fer ~nd Pörderer des THW' in 
Baden-Württemberg, Herr Wer-

ner, Ulm (MdB), schreibt: "Wenn 
heute bei den Peuerwehren weni­
ger als 20 % der Einsätze nur 
noch Brandeinsätze sind, ist es 
zwar verständlich, daß die Peuer­
wehren nach neuen Betätigungs­
feldern suchen ... ", frage ich 
mich, wo Herr Werner denn lebt. 

Seit vielen Jahrzehnten ist die 
technische Hilfeleistung eine 
pmchtaufgabe nach den dafür zu­
ständigen Landesgesetzen der 
Peuerwehren. Hinter dem Wort 
"technische Hilfeleistung" ver­
bergen sich auch die Einsätze im 
Umweltschutz, Gewässerschutz, 
Wasserrettung und Sturmeinsät­
ze, eben alle Gefahren, die von 
unseren Mitbürgern abgewendet 
werden müssen, um auch dieses 
noch wieder anzuführen, auch die 
Rettung der Katze oder des Kana­
rienvogels aus dem Baum. Dieses 
müßte Herrn Wemer, der CDU­
Abgeordneter des Deutschen 
Bundestages ist, zur Genüge be­
kannt sein. Dieses mag als Bei­
spiel für mehrere unsachliche 
Gegenargumente stehen. 

Wir erwarten •.. 

Der DrY hat nicht nur seine 
Gesprächsbereitschaft bekundet, 
sondern zwischenzeitlich (April 
1988) fand zwischen Pührungs­
kräften des THW und des DrY ein 
Gespräch statt, ein weiteres ist 
terminiert. Wir erwarten, zumal 
der Herr Bundesinnenminister 
diese Gespräche ausdrücklich be­
fürwortet, daß Ergebnisse daraus 
auch ihren Niederschlag in der 
anstehenden Gesetzgebung des 
Bundes finden. 

auch durch die Hilfe des Landes 
Hessen, der Stadt Pulda, des 
Landkreises Pulda, des Bundes 
und der Bundesländer konnte 
dieses Museum verwirklicht wer­
den. Ich hoffe, daß dies eine 
Stätte nicht nur der Technik wer­
den wird, sondern auch eine Stät­
te der Begegnung. 

Iivilschutzgesefz 

Lassen Sie mich zu zwei Pro­
blemkreisen, die bei den Pach­
ausschüssen nur kurz gestreift 
wurden, noch einige Ausführun­
gen machen. 

Minister ahne Zeit 

Unverständlich ist sicher nicht 
nur mir, daß im Laufe eines Jah­
res seitens des Herrn Bundesin­
nenministers Dr. Zimmermann 
kein Termin zu einem Gespräch 
mit dem Vorstand des DrY einge­
räumt werden konnte. Die mehr 
als I Million aktiven Bürger, Bür­
ger in den Reihen der Peuerweh­
ren, können erwarten, daß trotz 
sicherlich erheblicher Termin­
schwierigkeiten des Herrn Innen­
ministers für ein solches Ge­
spräch sich ein Termin finden 
läßt, zumal manches Positive sich 
bei einem solchen Gespräch auf 
politischer Ebene erReben 
könnte. 

Noch lU keinem Zeitpunkt 

Ich darf Sie, sehr geehrter 
Herr Staatssekretär Dr. Waf­
fenschmidt, ganz herzlich 
bitten, dem Herrn Bundesin­
nenminister die Stimmung 
der Feuerwehren mitzutei­
len. Ich will es noch deutli­
cher sagen: Noch zu keinem 
Zeitpunkt hat es das gege­
ben, daß Gespräche zwi­
schen dem jeweiligen Bun­
desinnenminister und dem 
Deutschen Feuerwehrver­
band nicht zustande kom­
men. Im Gegenteil, die vor­
hergehenden Innenminister 
haben In j edem Jahr ver­
sucht, ein Gespräch mit uns 
zu bekommen, auch wenn 
wir nicht darum nachge­
sucht hatten. 



Dank 

Danken möchte ich denen, die 
uns behilnich waren, die das Ge­
spräch der Sache wegen mit uns 
gesucht haben_ Zum Schluß gilt 
'mein Dank Ihnen, meine Kamera­
den und Kameradinnen, für Ihren 
unermüdlichen Einsatz im huma-

nitären Dienst, dem wir uns aus 
Überzeugung heraus verpnichtet 
fühlen. So tragen wir Mitverant­
wortung für unser Gemeinwohl. 

Im Einsatzgeschehen vor Ort 
müssen oft in Minuten Entschei­
dungen von großer Tragweite ge­
troffen werden. Zu diesen getrof­
fenen Entscheidungen haben wir 

• 
zu stehen, und wir haben sie zu 
verantworten. Wir haben nicht 
immer die Möglichkeit, erst zu 
prüfen, ob wir nach allen Seiten 
durch entsprechende Vorgaben 
abgesichert sind. Unser Handeln 
hat sich danach zu richten, was 
der Augenblick des Einsatzes er­
fordert. Ich möchte heute meine 

Ausführungen schließen mit 
einem Wort des nordfriesischen 
Dichters Theodor Storm: 

"Der eine fragt: Was kommt da­
nach? 
Der andere fragt nur: Ist es recht? 
Und also unterscheidet sich der 
Freie /IOn dem Knecht. " 

,,Niemand darf an Feuenvehraufgaben tasten" 
In seiner Ansprache führte 
der Parlamentarische Staats­
sekretär Dr_ Horst Waffen­
schmidt beim DFV-Delegier­
tentag aus: 

Meine Damen und Herren, ich 
bin gerne heute zu Ihnen gekom­
men zu dieser Delegiertenver­
sammlung in Hannover als lang­
jähriger aktiver Kommunalpoliti ­
ker, als langjähriger Chef einer 
kommunalen Feuerwehr, auch als 
heutiger Staatssekretär im Bun­
desinnenministerium! Am wich­
tigsten von all dem ist und das 
können etliche unter Ihnen be­
zeugen: Ich bin ein Freund der 
Feuerwehr. Ich will in diesem 
Sinne mit Ihnen heute auch zu­
sammensein und zu Ihnen spre­
chen. 

Ich habe mit ein bißchen Kum­
mer gehört, daß Sie keinen Ter­
min bei Bundesinn~nminister 
Zimmermann bekommen hätten. 
Wissen Sie, ich komme aus der 
Kommunalpolitik, ich bin immer 
für das Praktische, ich mache Ih­
nen gleich einen Vorschlag: Ich 
werde das, was ich heute gehört 
habe, gleich am Montag noch ein­
mal mit Minister Zimmermann 
besprechen und werde ihm sagen 
in der Art - nicht nur verehrter 
Herr Minister, sondern auch lie­
ber Fritz - es ist Zeit, daß ein 
Termin gemacht wlrd_ Wir 
werden sehen, wie wir das 
hinkrlegenl Ich fande es gut, 
wenn wir mit dem Deutschen 
Feuerwehrverband etwas Ähnli­
ches machen würden, was ich 
seit über 5 Jahren zusammen mit 
dem Minister und dem Bundes­
kanzler bereits mit den Kommu­
nalen Spitzenverbänden praktizie­
re. Wir kommen mindestens ein­
mal im Jahr zusammen und be-

sprechen alle aktuellen Aufgaben 
und Fragen, unabhängig davon, ob 
ein bestimmtes Gesetz ansteht. 
Ich meine, das sollten wir 
auch mit dem Deutschen 
Feuerwehrverband machen. 
Ich sage Ihnen in aller Öffentlich­
keit zu, mich dafür einzusetzen. 
Sollte einmal der Minister selbst 
nicht Zeit haben, dann wird der 
Kollege Spranger oder ich das 
Gespräch mit allen zuständigen 
Leuten führe·n. Sie haben auf 
jeden Fall ab heute jedes 
Jahr schon einmal eine feste 
Verhandlung im Innenmini­
sterium gebucht. Das sage 
ich Ihnen zu, und das steht 
Ihnen auch zu, meine Da­
men und Heren. 

THW-Podest 

So, nun noch etwas Nelles. Sie 
haben /IOn einem Podest gespro­
chen, He" Struue, das fand ich 
großartig. Wissen Sie, ich wußte 
gar nicht, wer das schöne Podest 
gebaut halle, auf dem wir stan­
den, aber es war ganz prima, das 
Podest. Als langjiJhriger Chef der 
Feuerwehr sage ich Ihnen natür­
lich, unsere Feuerwehr hälle das 
auch bauen können. Das ist völlig 
klar. Sie hälle das genauso gut 
gekonnt. Ich will aber hinzufügen: 
Eigenlfich Ronnten Sie mit der 
Arbeitslei/ung heute morgen ganz 
zufn'eden sein. Das THW hat das 
Podest gebaut und Sie haben für 
9 Mio. DM Feuerwehrfahrzeuge 
(Anm.: Bundesfahrzeuge für erw. 
KatS) erhalten. Das war doch 
eigentlich eine ganz gute Arbeits­
teilung! Also, meine Damen und 
He"en, in diesem Sinne weiter an 
die Arbeit! 

Dankesworte 

Als erstes möchte ich ganz von 
Herzen Ihnen ein Wort des Dan-

kes sagen: Sie vertreten über 
I Mio. Feuerwehrleute in der 
Bundesrepublik Deutschland. 
Wer hier spricht für die Bundes­
regierung oder überhaupt für die 
Öffentlichkeit, dessen Pnicht und 
Schuldigkeit, aber auch angeneh­
me Pnicht sollte es als erstes 
sein, danke zu sagen für all den 
Einsatz, der durch Sie und Ihre 
Kameradinnen und Kameraden 
geschieht. Für die deutsche Feu­
erwehr ist es kennzeichnend, daß 
sie nicht nur eine Einrichtung zur 
Wahrnehmung der sehr wichtigen 
öffentlichen Aufgaben des 
Brand-, Kalastrophen- und Zivi l­
schutzes sowie des Rettungsdien­
stes ist. Bedeutsam ist auch, daß 
sie diese Funktion flächendek­
kend, und zwar überwiegend auf 
ehrenamtlicher und freiwilliger 
Basis ausübt. Sie ist zu einem 
Faktor geworden, der - Hanno­
vers Bürgermeister hat es eben 
schon angesprochen - auch für 
die gesellschaftliche Bewußt­
seinsbildung in unserem Land von 
unschätzbarem Wert ist. Inzwi­
schen haben sich mehr als I Mio. 
Männer und Frauen und Jugendli­
che in Tausenden >on Freiwilligen 
Eeuerwehren in Dörfern und auch 
in den Stadtteilen unserer Groß­
städte in den Dienst des Gemein­
wohls gestellt. Sie sind - das will 
ich hier heute sagen - der sicht­
bare Ausdruck des nach wie vor 
lebendigen Gemeinschaftsbe­
wußtseins vieler Mitbürger, sich 
nicht nur zum Eigennutz, sondern 
auch für die Allgemeinheit aktiv 
zu engagieren. Sie haben damit 
Vorbildfunktion. 

An die Medien 

Ich möchte heute morgen auch . 
einen Appell an unsere Medien,' 
an Presse, Funk und Fernsehen 
richten. Wir alle sollten uns wün­
schen, daß dem Einsatz unserer 

Feuerwehrkameradinnen und -ka­
meraden, insbesondere der vie­
len ehrenamtlichen, auch der vie­
len Jungfeuerwehrleute, viel 
mehr Sendezeit im Fernsehen 
eingeräumt wird. 
Ich weiß, wovon ich spreche, 
einige unter Ihnen auch. Ich ha­
be, als mir eines Tages einmal 
der Kragen geplatzt war, bei einer 
öffentlich-rechtlichen Fernsehan­
stalt wenigstens durchgesetzt, 
daß es von einem landesfeuer­
wehrtag eine ordentliche Bericht­
erstattung gab. Dies kam dann 
auch. 

Bi/rgerinitiative 

Schon lange bevor dieser Be­
griff Mode wurde, meine lieben 
Freunde, meine Damen und Her­
ren, waren die Feuerwehren die 
beste Bürgerinitiative, die es 
überhaupt in Deutschland gibt. 
Was sie auszeichnet ist, daß sie 
eine Bürgerinitiative für das Posi­
tive, für das Allgemeinwohl ist. In 
diesem Sinne muß sie auch be­
handelt werden bei allem, was 
Staat und Gesetzgebung und alle 
öffentlich Verantwortlichen tun. 
Für mich ist es immer wieder 
beeindruckend, daß die Feuer­
wehren diese Funktion, die sie 
haben, sowohl im kleinsten Dorf 
als auch im dicht besiedelten Be­
zirk einer Großstadt auszuüben 
vermägen. Von der Bevölkerung 
wird sie nicht nur als eine Institu­
tion für die Bekämpfung von Feu­
ersnöten, sondern ebenso selbst­
verständlich auch als Träger von 
gesellschaftlichen Veranstaltun­
gen angesehen. Ich denke z. B. 
auch an vieles, was sie für die 
Senioren, was sie für sozial 
Schwache tun. Nichts wäre ge­
fährliCher, dies einfach als 
selbstverständlich anzusehen wie 
die Tatsache, daß die Zahl von 
Bürgerinnen und Bürgern in den 
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deutschen Feuerwehren bisher 
ständig gewachsen ist. Dahinter 
steht vieles mehr. 

Vertrouensbildung 

In der Vergangenheit. in Ge­
genwart und natürlich auch in der 
Zukunft wurde bzw. wird ein ge 
waltiges Maß an Arbeit und Ver 
trauensbildung geleistet für das 
Ihnen. lieber Herr Struve. dem 
Deutschen Feuerwehrverband 
und den anderen vielen Initiato 
ren Dank und Anerkennung ge­
bührt. Nur so war es möglich. 
bisher rd. I Mio. Helferinnen und 
Helfer für den uneigennützigen 
Dienst am Gemeinwohl zu moti­
vieren und zusammenzuführen. 
Die Freiwilligen Feuerwehren 
sind danllt eine unverzichtbare 
Komponente des gesamten 
Brandschutzes geworden. in die 
auch die ca 20000 Berufsfeuer 
wehrleute m den großen Städten 
und die etwa 40000 Werkfeuer 
wehrleute der Industne. die die 
se Tätigkeit professionell aus­
üben. mit emzubeziehen sind. 
Meme Damen und Herren. an 
dieser Stelle ein Satz aus sehr 
praktischer Erfahrung. Es gibt ja 
auch DiskUSSionen: Sind denn 
auch die vielen Löschgruppen 
noch nölig? Ich bin seit 1961 ja 
selbst akliver Kommunalpolitiker. 
Da hat man manche Debatte er 
lebt. Ich bekenne mich ausdrück­
lich auch zu dieser dezentralisier­
ten Organisation. nach der auSer 
in den neuen GroSgemeinden. 
die manchmal in der Gebietsre­
form Viel zu groS geworden sind. 
dann aber doch noch Löschgrup­
pen und Löschzüge auch in den 
einzelnen Dörfern und Gemein­
de· und Stadtteilen existieren. 
Das ist eine ganz wichtige Präsenz 
für das allgemeine Wohl. Nie­
mand soll das einfach wegzentra­
lisieren. Ich sage das jetzt hier 
auch. weil ich als Kommunal­
staatssekretär auf Bundesebene 
für viele Fragen die Diskussionen 
mit den Städten. Gemeinden und 
Kreisen führe. und jeder. der 
mich kennt. weiS. daS ich da die 
gleiche Sprache bezüglich dieser 
Aufgaben spreche. Die wirtschaft­
liche Bedeutung der Freiwilligen 
Feuerwehren wird dann beson­
ders augenfällig. wenn man sich 
einmal anhand der Statistik vor­
stellt. daS von ihnen jährlich über 
700000 Löscheinsätze. technische 
Hilfeleistungen und Einsätze im 
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Rettungsdienst durchgeführt wer 
den. Der Staat auf seinen drei 
Ebenen Bund. Länder und KOlli 
munen hat nicht gezögert. diese 
Einsatzbereitschaft der Feuer 
wehren auch matenell anzoerken 
nen. Es gibt jährlich bei Bund. 
ländern und Kommunen netto 
einen Aufwand von 2.3 Mrd DM 
für den Feuerschutz. davon tr. 
gen die Gemeinden über 1.7 Mrd 
DM bei. was großen Dank und 
Anerkennung finden sollte_ Die 
länder tragen einen groSen Tell . 
was ebenfalls mit groSem Dank 
zu vermerken ist. 

leistung des Bundes 

Ich habe eben mit guten Grün 
den Staatssekretar HaaSengier 
für das Länd Niedersachsen dan 
ken können Als Staatssekretär 
der Bundesregierung möchte Ich 
natürlich insbesondere das Kon 
solidierungsprogramm zur Mu 
dernisierung und Komplellierun8 
der Ausstattung der Einheiten 
und Einrichtungen erwahnen. das 
mit einem Gesarntvolumen von in 
zwischen mehr als 1.2 Mrd. DM 
eine ganz erhebliche Steigerung 
der materiellen Leistungsstärke 
bewirkt hat. Nach der Ansicht der 
Bundesregierung darf Sich die Zu 
sammenarbeit des Bundes nllt 
den Feuerwehren aber naturlich 
nicht allein aufs Geld oder ähnli 
che Fragen beschränken. Ich darf 

Ihnen verSichern. daß die Feuer 
wehren m der Bevölkerungs 
s('hutzkonzeption des Bundes 
nach wie vor einen wichtigen und 
hervorragenden Rang einnehmen 
sollen Es wurden eben auch so 
allerh.nd Sachen zitiert. 

Ein klares Wort 

Ich sage es hier ganz 
deutlich: Die Feuerwehren 
haben ihre gesetzlichen und 
auch ihre traditionellen Auf­
gaben_ Diese nehmen sie in 
bewährter Weise und hervor­
ragend gut wahr_ Und ich sa­
ge ganz klar für die Bundes­
regierung: Niemand darf, 
niemand soll und niemand 
wird irgendwo die Aufgaben 
der Feuerwehren antasten, 
meine Damen und Herren. 
Das ist ein klares Wort_ Dar­
an müssen wir uns orientie­
ren_ Al les andere wäre von 
der Sache unsinnig_ Dies 
muß ich auch einmal ganz 
deutl ich sagen als einer, der 
das nun schon Jahrzehnte 
bearbeitet. Im übrigen will 
Ich auch klar herausstellen: 
Wenn da einige Leute bis­
weilen sich einen Kleinkrieg 
meinen leisten zu können, 
irgendwo zwischen THW 
oder Feuerwehren oder her­
über und hinüber - ich will 
überhaupt keine Scbuldfra-

gen stellen - so halle ich 
dies für unsinnig und an der 
Sache vorbei_ Vielerorts vor 
Ort arbeiten die Menschen sehr 
gut als Kameraden zusammen. sie 
haben Ihre Aufgaben! Und ich sa­
ge nochmals hier ganz deutlich. 
das kann jeder hören und das 
habe ich auch schon bei vielen 
Anlässen so gesagt. auch wenn 
Ich THW Unterkünfte eingeweiht 
habe: Es hat das THW seine Auf­
gaben. und die Feuerwehr als 
die uralle Einrichtung zum 
Schutze und zum Wohl des 
Bürgers und der Menschen 
hat ihre Aufgaben traditio­
nell und nach Gesetzen, die 
soll niemand antasten_ 

Zivilschuhgesetz 

Meme Damen und Herren. so 
sind denn m den letzten Jahren 
nicht nur die Kommunen. die 
Länder. sondern auch der Deut­
sche Feuerwehrverband immer 
wieder m die zahlreichen Diskus­
sionen um No'ellierung des Zivil­
schutzrechtes eingeschaltet wor­
den. Aus den bekannten Grün­
den. ich will das nicht im einzel­
nen darstellen. kommt kein Ge­
samtgesetz. sondern wir haben 
jetzt einen Arbeitsentwurf zur 
Stellungnahme auch Ihnen zuge­
leitet. dessen Ziel es Ist. unter 
Erhaltung der vorhandenen recht­
lichen und bewährten Grundlagen 

Parlamentarischer -Staatssekretär Dr. Waffenschmidt (Bundes innenministerium ) war Ga,t der OeJegler1enver­
sammlung, Unq DfV-Präsldent " Infleh Struve. (Folo: Voßmeier) 



bestimmte gesetzliche Lücken zu 
schließen, deren Ausfüllung sich 
aufgrund der letzten Jahre als 
notwendig erwiesen hat. Mit den 
betroffenen Bundesressorts, den 
Ländern, den Kommunalen Spit­
zenverbänden, den Hilfelei­
stungsorganisationen, der Bun­
desärztekammer, aber auch mit 
dem Deutschen Feuerwehrver­
band wird in einer gemeinsamen 
Besprechung zunächst der Ar­
beitsentwurf, noch nicht einmal 
der Referentenentwurf, erörtert 
werden. 

Unsinnig 

Lieber Herr Struve, Sie haben 
von Fristen für die Stellungnah­
men zum Arbeitsentwurf gespro­
chen. Vielleicht haben Sie es be­
merkt, ich habe gleich Herrn Bey­
er dazugeholt, unseren zuständi­
gen Abteilungsleiter (BMI), mit 
dem ich bereits heute morgen 

• über diesen Fragenkomplex ge­
sprochen hatte. 

Ich will hier deutlich erklären 
für unser Haus, auf die Mög­
lichkeiten der einzelnen 
Verbände, insbesondere auch 
Ihres Verbandes, der ja mit eh­
renamtlichen Gremien im we­
sentlichen arbeitet, muß Rück­
sicht genommen werden. Mit 
Blick auf die fortschreitende Zeit 
wi ll ich nicht über Einzelheiten 
und Termine reden - Herr Beyer 
hat das mit mir heute morgen 
noch einmal besprochen - es soll 
so eingerichtet werden, damit Sie 
auch in Ihrem Verband in Ruhe 
die Stellungnahme abgeben kön­
nen und auch ausführlich mit uns 
bereden können. Alles andere 
wäre auch unsinnig, denn 
wir ,\,ollen ja nicht Galopp­
verfahren, sondern wir wol­
len etwas Solides machen. 
Das muß sich dann auch bei 
der Gesetzgebung nieder­
schlagen. 

In diesem Zusammenhang 
möchte ich noch auf einen ande­
ren Auftrag des Ministeriums hin­
weisen: Stichwort Entbürokrati­
sierung. Das ist ein Jahrhundert­
programm. Aber eines, meine Da­
men und Herren, will ich Ihnen 
sagen: Manches haben wir uns 
doch selbst eingebrockt, wenn 
wir Gesetze viel zu überstürzt ge­
macht haben. Kaum waren sie 
irgendwo veröffentlicht, da muß­
ten sie schon wieder novelliert 
werden, weil wir ein paar Sachen 

vergessen hatten. Das ist ja auch 
nicht der Sinn der Sache. Also, 
ich bin überzeugt, wir werden 
eine Lösung erreichen. 

Zusammenarbeit 

Ich habe nicht den Ehrgeiz auf­
zuzählen, auf welchen Gebieten 
wir überall gut zusammenarbei­
ten. Nur eins: Beispielhaft möch­
te ich die Gremien erwähnen, die 
sich mit den Folgen aus den Er­
eignissen von Tschernobyl und 
den zu ziehenden Konsequenzen 
befassen. Um die Ernsthaftigkeit 
des Willens unseres Hauses zur 
Zusammenarbeit zu unterstrei­
chen, haben wir in dem bereits 
erwähnten Arbeitsentwurf eines 
Ka tastroph e nsch u tze rgänzu ngsge­
setzes ausdrücklich eine Bestim­
mung aufgenommen, daß in den 
Sie betreffenden Angelegenhei­
ten des erweiterten Katastro­
phenschutzes der Deutsche Feu­
erwehrverba'nd ausdrücklich im­
mer zu beteiligen ist. Aber der 
Wille der Zusammenarbeit be­
schränkt sich - das sage ich aus­
drücklich - nicht nur auf die na­
tionale Ebene, sondern auch auf 
das viel schwierigere internati()­
nale Gebiet. Das wird mit dem 
Zusammenwachsen Eoropas noch 
viel wichtiger. So waren an den 
Fachgesprächen zwischen dem 
deutschen und dem österreichi­
schen Innenministerium für den 
Anschluß eines Hilfeleistungsab­
kommens in Katastrophen- und 
schweren Unglücks fallen auf der 
deutschen Seite auch Sie, Herr 
Präsident Struve, und auf der 
österreichischen Seite Herr Prä­
sident Kast beteiligt. Bei dem er­
sten diese; Tage in München 
stattgefundenen Treffen der Bun­
desrepublik Deutschland und der 
Länder, mit denen Abreden zur 
Hilfeleistung in Katastrophen und 
schweren Unglücks fallen beste­
hen, war neben den Hilfelei­
stungsorganisationen auch der 
Deutsche Feuerwehrverband aus­
drück)ich entsprechend unserem 
Willen beteiligt. Ich habe mich 
sehr gefreut, daß Sie, Herr Präsi­
dent Struve, die Zeit finden konn­
ten, an den Verhandlungen in 
München teilzunehmen. Diese 
Beispiele zeigen das Bemühen 
des Bundes, den erweiterten Ka­
tastrophenschutz entsprechend 
dem gesetzlichen Auftrag aus 
dem Jahre 1968 zu einem inte­
grierten Faktor eines modernen, 

für die Zukunft offenen Bevölke­
rungsschutzes zu machen. 

BMl·Komeption 

Lassen Sie mich nun im letzten 
Teil meiner Ausführungen noch 
die Grundzüge einer Konzeption 
des Bundesinnenministers darle­
gen, wie wir künftig die anstehen­
den Aufgaben auch mit Ihrer Hilfe 
angehen wollen. Ich sage dazu 
10 Stichworte: 
o Wir wollen die Kooperation 
mit unseren Nachbarn. Späte­
stens seit den Ereignissen von 
Tschernobyl und dem Brand bei 
der Firma Sandoz wissen wir, daß 
die modernen Gefahren nicht an 
den Grenzen des eigenen Territo­
riums Halt machen, sondern noch 
tausende Ki lometer weit entfernt 
verheerende Wirkungen auslösen 
können. Wir haben daher mit un­
seren Nachbarn im Norden, We­
sten, Süden und Südosten ent­
sprechende Hilfeleistungsabre­
den getroffen und sind bemüht, 
die offene Flanke im Osten in 
Kontakten mit der CSSR und der 
DDR noch zu schließen. 
f) Wir setzen im nationalen 
Rahmen auf den vorbeugenden 
Katastrophenschutz. Der besle 
Katastrophenschutz ist unstreitig 
derjenige, der eine Katastrophe 
erst gar nicht entstehen läßt. Ich 
hoffe dabei auch auf Initiativen 
und Anregungen von seiten Ihres 
Verbandes. Ich habe mir berich­
ten lassen, daß insoweit die Kon­
takte zwischen Ihnen und der vor­
läufigen Koordinierungsstelle 
meines Hauses z. B. bei der No­
vellierung der Störfall-Verord­
nung erste Früchte getragen hat. 
Ich wünsche mir, daß sich diese 
gute Entwicklung aus der Praxis 
für die Praxis und die Vorsorge 
weiter entwickelt. 
e Wir wollen ein umfassendes, 
nicht nur die Gefahren der Radio­
aktivität erfassendes Warnsy­
stem. In Zusammenarbeit mit den 
Professoren der Schutzkommis­
sion zeichnet sich ab, daß es in 
absehbarer Zeit möglich sein 
könnte, das bestehende Meßnetz 
um automatisch arbeitende Son­
den zur Erfassung gefährlicher 
Gase zu ergänzen. 
e Wir wollen die Ablösung des 
jetzigen über 50 Jahre alten Si­
renenwarnsystems durch ein 
kombiniertes A1armierungs- und 
Rundfunkwarnsystem. Es soll die 
Möglichkeit geben, in einer zeit-

gerechten Weise die Bevölkerung 
und die Einsatzkräfte zu alarmie­
ren und parallel über Rundfunk 
und Fernsehen die situationsan­
gepaßten Verhaltensvorschläge zu 
geben und so weit wie möglich 
und so schnell wie möglich be­
kannt zu machen. 
9 Wir wollen die Ausbildung und 
Ausrüstung der Einsatzkräfte auf 
die modernen Gefahren der Ra­
dioaktivität und .der gefahrlichen 
Stoffe ausrichten. Manche Kreise 
und kreisfreien Städte verfügen 
derzeit noch nicht über einen ein­
zigen Zug zur Bekämpfung von 
ABC-Gefahren. In Zusammenar­
beit mit den Professoren der 
Schutzkommission und der Indu­
strie sind inzwischen die Arbeiten 
zur Entwicklung eines mobilen 
Massenspektrometers weit gedie­
hen, der der schnellen und für 
die Einsatzkräfte gefahrloseren 
Analyse gefahrlicher Stoffe die­
nen soll. 
o Wir wollen die Umrüstung un­
serer Rettungshubschrauber auf 
ein größeres Modell. Es soU nicht 
nur gefahrloser für die Piloten 
durch den Einsatz eines Naviga­
tors genogen werden können und 
ärztliche Sofortbehandlung an 
Bord möglich sein, sondern ent­
sprechend der Zweckbestimmung 
für den Katastrophenschutz der 
schnelle Transport von Experten 
und wichtigem Gerät wie z. B. 
eines mobilen Massenspektrome­
ters an den Katastrophen- und 
Unfallort. Dies alles haben wir im 
Blick. Der Innenausschuß des 
Deutschen Bundestages hat die­
sem Projekt vor kurzem bereits 
zugestimmt. Meine Damen und 
Herr~n, an der Stelle, wo es hier 
um den Unfallrettungsdienst und 
auch um dieses moderne Gerät 
geht, möchte ich sagen, natürlich 
ist das modernste Gerät gerade 
gut genug, aber wichtig ist natür­
lich immer der Mensch. Und 
wichtig sind die Menschen, die 
zum Einsatz kommen. 
Das ist den vielen zu danken, die 
Sie heute hier vertreten. Aber ich 
finde, es ist eine ganz prima Sa­
che, daß heute auch eben der 
Präsident des Deutschen Roten 
Kreuzes bei uns ist. Und ich 
möchte daran erinnern, daß wir 
vielerorts die gute Zusammenar­
beit zwischen den Feuerwehren 
und dem Deutschen Roten Kreuz 
haben. Das Deutsche Rote Kreuz 
hatte neulich ein großes Jubi­
läum, und ich nehme an dieser 
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Stelle gerne Anlaß, auch noch 
einmal für die Bundesregierung, 
Ihnen Prinz Witlgenstein als Prä­
sident des Deutschen Roten 
Kreuzes, dem ganzen Roten 
Kreuz zu gratulieren und Dank für 
Ihren Einsatz im Roten Kreuz 
auch gemeinsam mit der Feuer­
wehr zusammen. 
o Wir wollen zur BekAmprung 
länderübergreirender großflächi­
ger Katastrophen die Einrichtung 
einer interministeriellen Koordi­
nierungsgruppe mit einer ständi­
gen Koordinierungsstelle beim 
Bundesminister des Innern. Sie 
erinnern sich daran, wie wir nach 
Tschernobyl z. B. manches durch­
einanderlauren hatten. Das ging 
um Bezeichnungen, um Werte, 
um Schlußrolgerungen. Die zen­
trale Koordinierungsstelle ist am 
29. April 1988 durch die Konrerenz 
der Innenminister der Länder 
und des Bundes gebilligt worden. 
In Kürze wird dem Bundeskabi­
nett eine entsprechende Vorlage 
zur Beschlußrassung vorgelegt. o Wir wollen die Prürung und 
Untersuchung, inwieweit mit 
schon geringem Mittelautwand 
die vorhandene Bausubstanz oder 
Teile davon zum Schutz vor Radio-

aktivität oder gefährlichen Storren 
ertüchtigl werden kann. Schon 
heute rordern die Feuerwehren 
bei einem Brand mit der mög­
lichen Entwicklung gerahrlicher 
Storre die Bevölkerung aur, die 
Häuser nicht zu verlassen und 
Fenster und Türen zu schließen, 
ohne daß der genaue Scflulzwert 
dieser Emprehlungen immer be­
stimmbar ist. Ebenso weisen die 
Rahmenemprehlungen für den 
Katastrophenschutz in der Umge­
bung von Kernkrartwerken aus 
dem Jahre 1977 in abstrakter Wei­
se aur den Schulzwert vorhande­
ner Bauten hin. Hier gilt es, diese 
Werte für die Bevölkerung deut­
lich, transparent zum Schutz des 
eigenen Lebens in Handlungsvor­
schlägen operabel zu machen. o Wir wollen natürlich auch, 
daß Lücken im Regelungsbereich 
geschlossen werden. Diesem Ziel 
dient der bereits erwähnte Ar­
beitsentwurr eines Katastrophen­
schutzergänzungsgesetzes. An ihn 
muß sich eine überprürung der 
inzwischen 20 Jahre alten Verwal­
tungsvorschriften anschließen. 
4I!> Schließlich macht es keinen 
Sinn, wenn in dem einheitlichen 
System des Bevölkerungsschutzes 

nur ein Partner seine Einrichtun­
gen und Einheiten zeitgerecht 
und zukunftsorren gestaltet. Ge­
stützt aur den Beschluß der Kon­
rerenz der Innenminister von 
Bund und Ländern vom 2. Okto­
ber 1987 und des Bundesinnen­
ausschusses vom 7. Oktober 1987 
hat daher der Bundesinnenmini­
ster die Initiative zu einem ge­
meinsamen Bevölkerungsschutz­
programm des Bundes, der län­
der und der Kommunen ergrirren. 
Ein erster Arbeitsentwurr wird in 
Kürze rertiggestelll sein. 

Ein Berg Aufgaben 

Lieber Herr Präsident Struve, 
meine Damen und Herren, vor 
uns liegt ein Berg von Aurgaben, 
die wir optimal nur gemeinsam 
mit allen Beteiligten bewältigen 
können. Dazu helren dann künftig 
ganz besonders, lieber Präsident 
Struve, auch unsere jährlichen 
mindestens einmal stattfinden­
den Besprechungen. Die Bundes­
regierung sieht dabei in den Feu­
erwehren als der größten Ein­
satzorganisation mit einer Prä­
senz bis in die kleinste Gemeinde 
einen echten Partner und horrt 

26. DEUTSCHER FEUERWEHRTAG 
- vom 14. Juni bis 19. Juni 1990-
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aur eine optimale verantwor­
tungsbewußte Zusammenarbeit. 
In diesem Sinne wünsche ich Ih­
nen allen bei Ihrer heutigen Ta­
gung und auch bei den künftigen 
Aurgaben viel Errolg. Meine Da­
men und Herren, wenn es auch 
vielleicht das eine oder andere 
Mal so ist, daß man sagen sollte, 
hätten wir es vielleicht noch bes­
ser gemacht. So kommt es aur 
den Grundsatz an, und der 
Grundsatz heißt, und das sage ich 
auch Minister Zimmermann: Wir 
wollen an der Seite des Feuer­
wehrverbandes und in engem 
Kontakt mit Ihnen die Dinge ange­
hen. Wo das noch nicht optimal 
war, da machen wir es optimal. 
Aur jeden Fall möchte ich Ihnen 
heute sagen: Dank und Anerken­
nung für Ihre Arbeit und Glückaur 
für eine gute Zusammenarbeit im 
Sinne und für die Mitbürgerinnen 
und Mitbürger. Ich finde, wir ha­
ben eine groBartige Aurgabe, wir 
können sie bewältigen, wenn wir 
in gutem Geist zusammenstehen. 
In diesem Sinne wollte ich zu 
Ihnen sprechen und stehe ich 
auch persönlich Ihnen immer zur 
Verfügung. Vielen Dank. 



DLRG DEUTSCHE LEBENS-RETIUNGS-GESELLSCHAFT 

Innenminister Claussen überreichte 
,,Finanz spritze" für Einsatzzug 

Im Rahmen eines Besuches der 
DLRG-Wachstation in der Eutiner 
Straße in Plön überreichte Innen­
minister Karl Eduard Claussen 
dem Präsidenten des DLRG-Lan­
desverbandes Schieswig-Hol­
stein, Eberhard Fiebelkorn, eine 
"Finanzspritze" aus Glücksspiel­
mitteln in Höhe von 80000,- DM. 

Die Mittel sind für die Be­
scharrung eines· Einsatzzuges be­
stimmt, der für die Regattasiche­
rung, die Aufsicht der Freizeit­
sportIer und für die Ausbildungs­
arbeit der DLRG dringend ge­
braucht wird. Zu dem Einsatzzug 
zählen ein Mannschaftswagen, ein 
Rettungsboot mit Trailer und die 
Funkausstattung. 

Der Minister wies noch einmal 
auf die eindrucksvollen Leistun­
gen der DLRG im Lande Schles­
wig-Holstein hin. Claussen: "Die 
jährlichen Badeunfiille im Lande 

Innenminister Claussen (2.v.l.) Im Gespräch mit U. KlUmanD, LV·Prüldenl 
E. Flebelkom und H. Schröder (v.l.n.r.) (Foto: MaurItz) 

und die dabei nötige Hilfe sowie 
die vielen Einsätze der Helferin­
nen und Helfer der Deutschen 
Lebens-Rettungs-Gesellschaft zur 

Rettung von Menschen vor dem 
nassen Tod verdeutliche. immer 
wieder die unverziehtbare Hilfe 
ihrer Organisation. Schon aus 

diesem Grunde war ich erneut 
bereit, der DLRG zu helfen." 

LV-Präsident Fiebelkorn erin­
nerte daran, daß die DLRG grund­
sätzlich aus ehrenamtlichen und 
freiwilligen Helfern besteht, die 
aus der Arbeit für die DLRG kei­
nen materiellen Vorteil erzielen. 

Ohne die ständig eingesetzten 
I 500 Rettungsschwimmer mit 160 
Wachstationen der DLRG sei ein 
sicherer Badebetrieb an Schles­
wig-Holsteins Küsten gar nicht 
denkbar. Viele Urlauber unter­
schätzen immer noch die Gefah­
ren beim Baden, Segeln oder Sur­
fen. Dies unterstreiche, so LV­
Präsident Eberhard Fiebelkorn, 
die jährlichen Einsatzzahlen der 
DLRG. 

Minister Claussen dankte ab­
schließend allen Helferinnen und 
Helfern der DLRG für ihre ehren­
amtliche Arbeit. Lothar Mauritz 

86 Einheiten beim Pokalwettbewerb 
"Schwimmen und Retten" 

L 

I , 
'.1 ,,~ 
. , UJI . 'I ... 

DLRG·Prüldeot H.-J. Bartholdt würdigte die herausragende Beteiligung der Einheiten, Verbände und Ämter der 
Bundeswehr. 

,Angetreten zur Siegerehrung" 
hieß es im Haus des Deutschen 
Bundeswehr-Verbandes e. V. in 
Bonn. Im Rahmen einer Feier­
stunde wurden 18 Pokalsieger 
und Medaillengewinner verschie­
dener Einheiten, Ämter, Dienst­
stellen, DLRG-Ortsgruppen und 
-Stützpunkte der Bundeswehr für 
ihre herausragenden Leistungen 
im Pokalwettbewerb "Schwimmen 
und Retten '87" geehrt. 

Die elfte Auflage des gemein­
sam von DLRG und Deutschem 
Bundeswehr-Verband (DBwV) 
veranstalteten Wettbewerbs 
brachte mit 86 Meldungen einen 
deutlichen Aufwärtstrend . 

Die Siegerehrung wurde vorge­
nommen vom Chef des Führungs­
stabes der Streitkräfte im Vertei-
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digungsministerium, Generalma­
jor Dr. Schnell, DBwV-Vorsitzen­
der Marine, Kapitänleutnant a. D. 
Günter Bierwirth, und dem Präsi­

als Leitsatz über dem 75jährigen 
Jubiläum steht, das die DLRG in 
diesem Jahr feiert. 

denten der DLRG Hans-Joachim 259 Lehrscheinlnhaber 
Bartholdt. 

"Es gibt in Ausbi ldung und Ein- Als großen Erfolg wertete der 
satz viele Situationen, wo diese Präsident der DLRG die stattliche 
fahigkeiten unmittelbar gefordert Zahl von 259 DLRG-Lehrscheinin­
werden", hob Generalmajor Dr. habern in der Bundeswehr und 
Schnell in seiner Ansprache die dankte Verteidigungsministerium 
Bedeutung des Schwimmen- und und Deutschem Bundeswehr-Ver­
Rettenkännens hervor. Die Jah- band für ihre Unterstützung. 
resbilanz von . Zu den Perspektiven der DLRG 
* 15723 absolvierten Schwimm- sagte Hans-Joachim Bartholdt, er-

zeugnissen, klärtes Ziel sei es auch in Zeiten 
* 8736 Rettungsschwimmabzei- geburtenschwacher Jahrgänge, 

ehen und das Niveau von derzeit 470000 
* 259 Lehrscheininhabern Mitgliedern zu erhöhen. Vor al· 

würdigte Dr. Schnell als stol- lem solle die Zahl der aktiven 
zen Erfolg und sprach DLRG und Rettungsschwimmer gesteigert 
Deutschem Bundeswehr-Verband werden. 
für ihre Initative auf diesem Ge- In diesem Zusammenhang reg-
biet besonderen Dank aus. te er an, daß auch Bundeswehr-

Der Präsident der DLRG, soldaten am Rettungswachdienst 
Hans-Joachim Bartholdt, stellte in der DLRG teilnehmen sollten. 

Vertrauensvolle 
ZusolII_narbeit 

seiner festrede heraus, daß das 
Bemühen der DLRG um den 
Schwimmsport in der Bundes­
wehr kein Widerspruch zu dem 
Motto "Humanität und Sport" sei, 
unter dem die Mitglieder der 
DLRG ihre gesellschaftliche Auf­
gabe vemchteten, und das auch 

Kapitänleutnant a. D. Günther 
Bierwirth, Vorsitzender der Mari­
ne im Deutschen Bundeswehr­
Verband, hatte zuvor die zahlrei-

I. Elnsatzeinbeiten 
Wettbey,'erb I : Einaatzelnhelten geringerer Stärke 
I, Drohnenbauerie 300 ldar..()berstem 
2. S./Panzergrenadierbataillon 302 Ellwangen 
3. 3JGeblrgsnugabwehrregiment 8 Traunstein 

Wettbe,,'erb 2: Einillzeinheiten grö&e.rer Stärke 
I. Nachschubkompanie 320 Schwanewede 
2. 4.1Panzergrenadierbalaillon 3{)2 Ellwangen 
3. 3JPanzergrenadierbatallion 192 Ahlen 

11. Ausbildungseinheiten 
I. I Inspektion der Kampflruppenschule I 
2. IX Inspektion der ArtilJerieschule 
3. 11 Inspektion der Schule Technischer 

Truppen 2 

Hammelburg 
ldar-Oberslein 

Bremen-Grohn 

111. Ämter und vergleichbare Dienststellen 

26.35 (9) 
24.31 (6) 
23.98 (2) 

21.16 (4) 
18.11 (5) 
14.41 (5) 

11.31 (9) 
1.19(15) 

6.93 (5) 

Wettbewerb I: Ämter und vergleichbare Dienststellen geringerer Stärke 
I. Stammkompanie der Schule Technischer 

Truppen 2 
2. Marinematerialdepot 4 
3, LuftwaffensamtätsstaUel der Truppendienst­

lichen Fachschule der Luftwaffe 

Bremen-Grohn 
Weener 

Iserlohn 

11.50 (4) 
1141 (5) 

5.42 (I) 

WetlbeVt'erb 2: Ämter und vergleichbare Dienststellen gröierer Stärke 

I. I.oltwaff.",rn 21 Wunslorl 15.45 (1) 
2 Mal,nalkontrol~,ntrum der 1.010011, Sild Erding 1.11 (5) 
3, Matenalkontrollzentrum der l.uftwaff~ Nord Diepholz 4.41 (4) 

IV. DLRG-Ortsgruppen Bundeswehr 
I ~ Ortssruppe Bunde5't\o'ehr 
2, Stützpunkt Bundeswehr LUtzow-Kaserne 
3. Stüupunkt Bundeswehr Bremen-Grohn 
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ldar-Obe'rstein 
Schwanewede 
Bremen-Grohn 

2221 (5) 
20.32 (I) 
20.01 (5) 

ehen Gäste begrüßt, unter ihnen 
flottillenadmiral Christmann (Ma­
rine), Oberst im Generalstab Ro­
thenberg (Heer), Oberst im Ge­
neralstab Schednikat (Luftwaffe), 
Oberstarzt Dr. Kron (Sanitäts­
und Gesundheitswesen), Oberst­
leutnant fleischer sowie die 
DLRG-Landesverbandspräsiden 
ten Richard Rosipal (Bayern) und 
Ulrich Hickstein (Bremen) . 

Er erinnerte daran, daß der 
DBwV der DLRG in ,,Anerkennung 
ihrer selbstlosen und wertvollen 
Ausbildungsarbeit" schon im Jah-

Bar1lholdt und C"", a llmaJio, 
bootsmann Hetche Pokal und Urkunde_ 

re 1963 Pokale stiftete. Günther 
Bierwirth erklärte für seinen Ver­
band die Bereitschaft, auch künf­
tig die Aktion Schwimmen und 
Retten zu unterstützen und rief 
Einheiten. Ämler, Verbände und 
Dienststellen der Bundeswehr zu 
noch stärkerer Beteiligung auf. 

Kapitänleutnant Bierwirth und 
Präsident Bartholdt dankten 
Oberstleutnant Huber! Weichert 
für die Organisation des festak­
tes, der von einem Quartett des 
Stabsmusikcorps der Bundeswehr 
musikalisch untermalt wurde. 



landesverbände Schieswig-Hoistein, Hamburg und Niedersachsen 
eröffneten gemeinsam die OlRG-Wachsaison 

Großes Aktionsprogramm in Hamburg 

Erstmals in der Geschichte der 
Deutschen Lebens-Rettungs-Ge­
seilschaft haben die drei Landes­
verbände Hamburg, Niedersach­
sen und Schleswig-Holstein ge­
meinsam die Rettungswachsaison 
eröffnet. 

Im Premierenjahr hatte man 
sich den Landesverband Hamburg 
zum Organisatoren und Gastge­
ber ausgesucht. Der Anlaß für 
diese Großveranstaltung war die 
Vorstellung eines Pilotprojektes, 
der gemeinsame zentralisierte 
Rettungswachdienst an der Eibe 
von Lauenburg bis zur Oste-Mün­
dung - rund 150 Kilometer. 

Reges Interesse ~urch 
Journalisten 

Zu Beginn der Rahmenveran­
staltung stand eine Pressekonfe­
renz der drei Landesverbands­
Präsidenten, Hans Orthmann, 
Niedersachsen, Eberhard Fiebel­
korn, Schleswig-Holstein, Nor-

Imponierend: Der Fahrzeugpark. 

bert Brackmann, Hamburg, sowie 
deren Sprecher Gerhard Koch, 
Heiner Lahn und Achim Wiese Im 
Vordergrund. In ihren Ausführun­
gen sprachen die Präsidenten vor 
zahlreichen Journalisten neben 

den allgemeinen Problemen der 
DLRG in der Haupisaehe den Ret­
tungswachdienst an der Eibe an. 

Das Konzept für den Rettungs­
dienst an der Eibe hat die Drei­
Länder-Elbe-Kommission, beste-

hend aus Vertretern der beteilig­
ten Landesverbände, in zweijähri­
ger Kleinarbeit erstellt. 

Oie Sicherheit auf der Eibe 
soll nun erhöht werden. Grundle­
gende Änderung ist die Bildung 
einer Leitzentrale, ähnlich wie 
die Bremer der Deutschen Ge­
sellschaft zur Rettung Schiffbrü­
chiger, in Stader Sand auf nieder­
sächsischem Land. Wichtig ist in 
diesem Zusammenhang für alle in 
Not Geratenen, daß mit Schaf­
fung der Zentrale auch eine zen­
trale Notrufnummer gebildet wur­
de,04141/3232. 

Von der Leitstelte aus werden 
die Einsätze in Zukunft gesteuert 
und koordiniert beziehungsweise 
an eine der insgesamt 19 Statio­
nen abgegeben. 

FinaMierung bereitet 
Probleme 

Jedoch: Oie nördlichen Lan­
desverbände, Bezirke und Orts-
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gruppen sind zur notwendigen Fi­
nanzierung nicht allein in der La­
ge. Um das Projekt, zentralisier­
ter Rettungswachdienst, auch in 
den kommenden Jahren zu ge­
währleisten, ist der Norden auf 
noch zu ermittelnde Kostenträger 
sowie Sponsoren angewiesen. 

Die Hoffnungen, die Achim 
Wiese in seiner Begrüßung zum 
Ausdruck brachte, realisierten 
sich - die Journalisten stellten 
rege Fragen zum Rettungswach­
dienst, aber auch zu den Aufga­
ben der DLRG überhaupt. 

Von Insidern war zu hören: .. So 
etwas hat die DLRG hier oben 
noch nicht auf die Beine ge­
steilt." In der Tat, die Erfolgs­
meldungen in Presse und Rund­
funk würdigten die Arbeit der 
DLRG an der Eibe. 

An Hohepunkten fehlte es bei 
diesem Fest natürlich auch nicht. 
So waren zwei neue Rettungsboo­
te zu taufen, Vorführungen des 
SAR-Rettungshubschraubers aus 
Kiel zu beobachten und die 
Tauchgruppe aus Schleswig·Hol­
stein zeigte den Besuchern, wie 
man ein versunkenes Fahrzeug 
bergen kann. 

Heidi Kabel taufte ein Boot 

Die Schauspielerin Heidi Kabel 
übernahm die Patenschaft für 
eines der leistungsstarken Boote, 
die von der DLRG extra für den 
Rettungsdienst auf der Eibe ent­
wickelt wurden. Sie taufte es auf 
den Namen .. Greif 4" ... Wo steiht 
dat Schipp?", meinte Heidi Kabel, 
als sie aus dem DLRG·Einsatz· 
wagen stieg. 

Das zweite Boot wurde von 
Helgard Bretschneider, der Ehe­
frau des Kommodore des Marine­
fliegergeschwaders (MFG) 5 aus 
Kiel, auf den Namen .. Greif 10" 
getauft. Beide Taufpatinnen er­
hofften für die Rettungsschwim­
mer eine ruhige Wach saison. . 

Die Rettungsboote ronnleren slcb für den Boot,korso . . 

Nachdem der Helikopter sei­
nen Rücknug nach Kiel antrat, 
mußten die Taucher aus Schles­
wig-Holstein ins kühle - aber 
auch verdreckte - Naß. Es galt 
ein versunkenes Auto zu suchen, 
zu markieren und mit Luftpol­
stern zu versehen, damit es ge­
borgen werden konnte. 

.. Da kommt schon die Spitze 
des Autos aus dem Wasser", war 
der begeisterte Zwischenruf 
eines kleinen Jungen. 

30 Boote und 200 Helfer illl 
Einsatz 

Insgesamt tummelten sich et­
wa 30 Rettungsboote auf der EI­
be, und in der Gesamtheit konn­
ten die Landesverbände Ham­
burg, Niedersachsen und Schles­
wi~- Holstein mit ihren fast 200 
lIelfern die Einsatzbereitschaft 
der DLRG demonstrieren. 

Aber auch für die Besucher 
hatten sich die Planer etwas ein-

Nach den Taufen und der offi­
ziellen Eröffnung der Saison ging 
es an der I!lbpromenade etwas 
windiger zu. Der Hubschrauber 
des MFG 5 nog das "DLRG-Mar­
kenzeichen", den Adler (fast zwei 
Meter groß), über der Eibe ein. 
Im Anschluß daran zeigte er den 
Besuchern im Zusamenhang mit 
einer Rettungsübung der DLRG 
seine Künste. Die Zuschauer 
klatschten zu den verschiedenen 
Winsch-Manövern begeistert Ap-
plaus. Reltungsübung mit dem Hubschrauber. 
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fallen lassen, ein buntes Rahmen­
programm. So war die Nachfrage 
bei den Kinderbootsfahrten der­
maßen groß, daß man fast alle 
Boote für diese Aktion im Einsatz 
hatte. An Land war das Angebot 
nicht weniger interessant. Alte 
Hände voll zu tun hatten die Be­
treuer bei den Kinderspielen, wie 
zum Beispiel beim Negerkußwer­
fen beziehungsweise -auffangen. 

lIeuen Infonnatioftswagen 
vcqesteIlt 

Nochmals zeigte sich das Mari­
nefliegergeschwader aus Kiel als 
Unterstützer und Gönner. Die 
Geschwaderband, drei Sängerin­
nen und sechs Musiker, traten 
für rund zwei Stunden in der Elb­
metropole auf. Der Landesver­
band Hamburg nutzte die Gele­
genheit und stellte seinen Infor­
mationswagen, einen ehemaligen 
Verkaufsanhänger, der Offent­
lichkeit vor. 
Für die gesamte Bild- und Ton­
technik sorgte das Hamburger 
Studio Anke. In dankenswerter 
Weise trug es dazu bei, daß alle 
Geschehnisse, auch die Presse­
konferenz, über Monitorwände 

• milverfolgt werden konnten. 
läßt man diesen tatsächlich 

einmaligen Tag Revue passieren, 
kommt man zu dem Ergebnis, daß 
diese Aktion ein Riesen-Erfolg 
war. 

Eines jedoch in aller Deutlich­
keit: Ohne den unermüdlichen 
Einsatz der zahlreichen Helfer, 
auch in den Tagen zuvor, wäre es 
zu einem ganz normalen Info­
Stand mit Tapeziertisch, Sonnen­
schirm und Aufkleberverkauf ge­
worden. Dankeschön! 

Achim Wiese 



Presseschau des Inlands 
Jlusbildungswesen im 
Katastrophenschutz 

wird verbessert 

Der Bundesinnenminister wird das 
Schulwesen des erweiterten Katastro­
phenschutzes verbessern. Dies sieht 
ein Schwerpunktprograrnrn vor, für 
das in den kommenden jahren 50 Mil­
lionen DM benöhgt werden. So wird 
z. B. Ende 1988 rrn Rahmen dieses 
Programms der Neubau der Katastro­
phenschutzschule des Landes Schles­
wig-Holstein in Rendsburg (Kosten: 
acht Millionen DM) bezogen werden 
können. 

Hmter dieser lnihative für den er­
weiterten Katastrophenschutz steht 
die Überzeugung, daß eine wirkungs-' 
volle Katastrophenabwehr nur sicher­
gestellt werden karm, wenn Helfer 
und Führungskräfte umfassend aus­
gebildet werden. Dafür gibt der Bund 
jährlich über 50 Millionen DM aus. 
Diese Ausbildung vollzieht sich auf 
drei Ebenen: 

D,e etwa 144000 freiwilligen Helfer 
werden in ihren Einheiten und Ein­
richtungen am Standort ausgebildet, 
in der Regel nach ihrer beruflichen 
Arbeit und an Wochenenden. Dies 
kostet den Bund 14 Millionen DM 
jährlich. 

Die Führungskräfte und Helfer mit 
Sonderfunktionen in den Einheiten 
und Einrichtungen des Katastrophen­
schutzes werden m internatsmäßigen 
Lehrgängen geschult, und zwar in 
den sieben Katastrophenschutzschu­
len der Länder, die im Auftrag des 
Bundes geführt werden, im Brand­
schutzdienst an den Landesfeuer­
wehrschulen oder im Instandset­
zungsdienst an der Katastrophen­
schutzschule des Bundes in Hoya an 
der Weser. Für diese Ausbildung 
stellt der Bund im jahr über 28 Millio­
nen DM bereit, mehr als sechs Millio­
nen DM davon für die Erstattung von 
Lohn- und Verdienstausfällen der 
Lehrgangsteilnehmer. 

Über neun Millionen DM wendet 
der Bund pro jahr für Schulungen von 
jährlich nmd 9000 Teilnehmern an 
der Katastrophenschutzschule des 
Bundes in Bad Neuenahr-Ahrweiler 
auf, darunter z. B. Bedienstete der Ka­
tastrophenschutzstäbe bei den Krei­
sen und krelSfrelen Städten, leitende 

Zivilschutzkräfte der öffentlichen Ver­
waltung sowie Führungskräfte des 
Selbstschutzes. 

("Innenpolitik", Bonn, Nr. Ill) 

Bayern gründete 
Beirat für 

Katastrophenschutz 

Für eine verbesserte Zusammen­
arbeit und Abstimmung aller im Ka­
tastrophenschutz tätigen Organisa­
tionen hat Bayern einen eigenen 
,,Katastrophenschutz-Beirat" ge­
gründet, dessen Vorsitzender In­
nenstaatsseJaetär Peter Gauweiler 
ist. Der Beirat dient einer verbes­
serten internen Koordination von 
Verbänden und Verwaltung und hat 
den Auftrag, ein reibungsloses Zu­
sammenwirken der Organisationen 
und ihrer Mitarbeiter im Ernstfall 
vorzubereiten, teilte das Innenmini­
sterium mit. 

Durch die Behandlung aktueller 
Fragen und Probleme des Katastro­
phenschutzes und durch die Über­
prüfung von Katastrophenereignissen 
in anderen Ländern auf hiesige Be­
wältigungsmöglichkeiten soll der Bei­
rat vor allem bei der Weiterentwick­
lung grundsätzlicher organisatori­
scher Regelungen und Rechtsnormen 
mitwirken. . 

Neben dem Innenministerium und 
dem bayerischen Landesarnt für 
Brand- und Katastrophenschutz gehö­
ren zum . Beirat die' geschäftsführen­
den Sprecher der Freiwilligen Feuer­
wehr, die Vertreter von Berufs-, 
Werk- und Betriebsfeuerwehren so­
wie die verantwortlichen Präsidenten 
der im Katastrophenschutz mitwir­
kenden Hilfsorganisationen Rotes 
Kreuz, Samariter Bund, johanniter-Un­
falIhilfe und Malteser Hilfsdienst. 

("Main Echo", Aschaffenburg) 

"Erste Hilfe 
am Unfallort ist oft 

unzureichend" 

Rund 75 Prozent der Deutschen, 
die mit dem Notarztwagen in Kliniken 
eingeliefert werden, haben ein Schä-

del-Hrrn-Trauma. Fast die Hälfte die­
ser Patienten weisen Mehrfachschä­
den - vorrangig Hirnverletzungen ge­
koppelt mit Knochenbrüchen, Bauch­
oder Brustkorbverletzungen auf. je­
der Zweite dieser Verletzten ist Jün­
ger als 40 jahre. Auf d,ese in deut­
schen Großstädten geltenden Zahlen 
hat d,e "Arbeitsgememschaft Notarzt 
Berlin" bei einem Symposium hinge- . 
wiesen. 

Noch inrrner gebe es trotz eines 
flächendeckenden, bestens aufeman­
der abgestimmten Notfall-Emsatzsy­
sterns mit Feuerwehr-Rettungswa­
gen, Notarztwagen und Rettungshub­
schraüber eine oft unzurelc.hende 
Erstversorgung am Unfallort, bench­
teten verschiedene Notarzt-Teams. 
Maßnahmen entsprechend der s0ge­
nannten ABC-Regel reichten keines­
wegs aus, um das Unfallopfer optimal 
zu versorgen. Als ABC-Regel be­
zelchnet man Handlungen zum Frei­
halten der Atemwege, Beatmung und 
Aufrechterhalten einer ausreichen­
den Herz-Kreislauf-Zirkulation. Sei­
tenlagerung und Versorgung bluten­
der Wunden smd zwar bei den mei­
sten Unfallverletzten zunächst ausrei­
chend, jedoch keineswegs in allen 
Fällen angemessen. 

Belm Unfall motonsierter Zwerrä­
der mll einem Pkw erleidet der Mo­
torradfahrer in der Regel Mehrfach­
verletzungen. Grundsätzlich muß der 
Retter mit einer Wrrbelsäulenverlet­
zung beim Unfallopfer rechnen. In 55 
Prozent der Fälle treffen d,e Ret­
tungsteams den Zweiradfahrer auf 
dem Boden liegend mit angelegtem 
Schutzhelm an. D,e Frage, ob der 
Helm von den Rettern entfernt wer­
den soll oder nicht, bejahte Diplomm­
gemeur Dieter Peters von der. Berh­
ner Feuerwehrschule. Gnmdsätzlich 
sollte den bewußtlosen, aber auch 
den ansprechbaren und über 
Schmerzen klagenden Verletzten der 
Helm abgenommen werden. Anders 
sel eme Untersuchung des Unfallop­
fers und die Aufrechterhaltung le­
benswichtiger Körperfunktionen 
nicht möglich. Lethglich schmerzfreie 
Unfallopfer sollte man selbst entschei­
den lassen, ob Sle den. Helm abneh­
men wollen oder nicht. 

("Die Welt", Bonn, Nr. 39) 
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Presseschau des Auslands 
Permanente Sorge 

Luxemburg hat das Kernkraftwerk 
von Cattenom mcht verhmdern kön­
nen, alle Interventtonen und Proteste 
vermochten mcht zu erreIchen, daß 
das Werk m unmIttelbarer Nahe zu 
unserer Landesgrenze unterblIeb. 
Cattenom 1St RealItät geworden und 
erzeugt elektrISChe EnergIe. Und es 
war unvermeIdbar, daß das berühmte 
RISIko aus dem Bewußtsem der Mas­
sen entschwand, Ja VIelleIcht regel­
recht verdrängt wurde. 

DIe öffentlIchen Instartzen hmge­
gen haben Cattenom als permanente 
Sorge Im Auge zu behalten, Insbescn­
dere gIlt es, Katastrophenschutz-Maß­
nahmen unrner WIeder neu zu über­
denken und zu verfemern In diesem 
Smne versucht unsere RegIerung, dIe 
Abkommen rrut den Nachbarländern 
über gegenselhge Katastrophenhilfe 
zu aktualISIeren, also das Cattenom­
Problem m den seIt längerer Zelt gel­
tenden Abkommen emzubegreIfen. 

MIt FrankreIch wurden zu Begmn 
dieses Jahres Kontakte aufgenom­
men, um das Abkommen vom 10. Fe­
bruar 1962 über grenzüberschreIten­
de ZlVIlschutzhJlfe abzuändern Die 
ZusammenarbeIt Im KrISenfall 1St defI­
mert durch emen Bnefaustausch auf 
MmlStenalebene; beI den Verhand­
lungen auf Expertenebene ergab SIch 
dIe Feststellung, daß der französISChe 
Nachbar durchaus berett 1St, Ver­
ständnIS fur unsere legItImen Sorgen 
zu zeIgen 

Ährillches läßt SIch sagen von dem 
Abkommen mIt dem bundesdeut­
schen Nachbarn, schlIeßlIch W1Id 
auch dIe BasISkonventIon rrut BelgIen 
vom 23. Juli 1970 In dem SInne geän­
dert. daß dIe Grenzen offen gehalten 
und unsere Bmger Im Errtstfall WIe 
belglSChe Staatsangehönge behan­
delt wurden. EIne erste Kontaktauf­
nahme rrut belglSChen Experten fand 
am vergangenen II Februar statt und 
es bestehen dIe allerbesten AUSSIch­
ten, daß auch unser Ztvilschutzab­
kommen mIt BelgIen In absehbarer 
Zelt In Cattenom-Perpektlve verbes­
sert W1Id 

ReIn natIonal gesehen 1St festzustel­
len, daß die belden verantwortlIchen 
MInISter (Innenmtn\Ster und Gesund­
heltsmtnlSter) rrut Ihren DIenststellen 
versuchen, den bestehenden Kata-
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strophen plan laufend zu verbessern. 
Erwähnen WII hIer, daß die LeIter von 
Tagesstätten fur K1eInkmder em 
Rundschretben mit Verhaltensregeln 
Im Ernstfall erhIelten, und verweISen 
WII auch auf dIe ZusammenarbeIt mit 
ARBED-VerantwortlIchen, um ZU ge­
währleISten, daß dIe Industneanlagen 
gegebenenfalls geSIchert werden 
könnten. Im Monat JulI 1987 wurde 
eIne besondere IntermInlStenelle Ar­
beltsgruppe geschaffen mit dem Auf­
trag, spezIfISChe Verhaltensregeln fur 
Ärzte und Krankenhauspersonal und 
Insbescndere auch eventuelle Evaku­
Ierungs-Maßnahmen fm eIn oder 
mehrere Krankenhiluser auszuar­
be�ten. 

Cattenom 1St, WIe bereIts betont, 
eIne kontInwerlIche Sorge der mter­
esslerten Instartzen, es geht darum, 
die Bevölkerung bestmöglIch ZU 
schutzen, eIne hoffentlIch me stattfm­
dende EvakuIerung unter Beruck­
slchtlgung denkbarer Umstände zu 
planen ( .. Protechon clvlle", Lux.) 

San'JJ.rena 

SeIt 1984 besteht In der SchweIZ 
unter der Bezeichnung San'Arena 
eine StIftung, welche dIe AusbIldung 
von Herrn und Frau Jedermann In 

Erster HIlfe und Im Rettungswesen 
bezweckt Als ZIelgruppe gelten tnS­

bescndere dJe MItglIeder von 
schwelZenschen Orgamsatlonen und 
Inshtutlonen, dJe Im Samtats- und Ge­
sundheItswesen tätIg smd. DIe Aus­
bildung erfolgt gegen Entrichtung 
eines SelbstkostenbeItrages, auch 
EInzeIpersonen können teilnehmen. 

San'Arena wurde 1984 von den leI­
tenden GremIen der Zurcher Kanto­
nalbank gegrundet DIe BezeIchnung 
.San" steht fur GesundheIt, das Wort 
.Arena" bedeutet Platz des Gesche­
hens. 

Das Kursprogramm von San'Arena 
1St wie folgt aufgebaut Repetitions­
kurs; Erste Hilfe fur das Kmd, Herz­
massagekurs; Betrlebssamtaterkurs; 
Nothilfetralntng, notfallmernzmlSChes 
Fuhrungstrammg, Trartsporthelfer­
kurs, Fuhrungsschulung fur Rettungs­
sanItäter, Patlententrartsporthelfer, 
Betrlebssanltäter und Flughelfer; Not­
hilfekurs. 

Alle aufgefuhrten Kurse haben 
eInes gememsam sie fuhren durch 

emen struktunert aufgebauten Par­
cours mIt den acht StatIonen: Kuchen­
brand mIt starker RauchentwIcklung; 
Sturzverletzungen Im Haushalt; Ver­
kehrsunfall. KreISlaufprobleme; Unfall 
Im Hobbyraum; Verschuttungsunfall; 
Elektrounfall und Sportverletzungen. 
Bel Jeder dIeser StatIonen treffen dIe 
Kursteilnehmer auf eme W1IklIch­
keltsnahe Unfallsltuahon - der oder 
dIe Verunfallte 1St em Phantom, an 
dem dIe außeren ZeIchen der lebens­
Wlchhgen FunktIonen SImulIert wer­
den können Der KursleIter beauf­
slchhgt beI der Ausbildung aufmerk­
sam dIe Lernenden, welche das m 
kurzer Theonezelt angeelgnete WIS­
sen unter ZeItdruck (pro StatIon 
20 MInuten) anzuwenden haben. DIe 
kurze Theonezelt 1St eInes der Haupt­
anlIegen der VerantwortlIchen von 
San'Arena, es W1Id VIel GeWIcht auf 
das praktISChe Üben gelegt 

Nach Auffassung der San'Arena­
LeIter 1St grundsätzlIch Jedermann 
Nothelfer, Insbescndere aber Leute, 
dIe von Berufes wegen vermehrt rrut 
Unfallsltuahonen konfrontIert werden, 
WIe etwa Pohzel-, Samtats- und Feu­
erwehrbeamte, ZIVIlschutzmItglIeder, 
angehende und praktIZIerende Arzte, 
medlZmISChes Fachpersonal usw Für 
dIese Gruppen werden m der Regel 
maßgeschneIderte Kursprogtamme 
zusammengestellt. Dasselbe gilt auch 
fur Gruppen rrut außerhalb der Norm 
lIegenden Problemen, so W1Id beI­
spIelsweISe em bescnderer Kurs an­
geboten fur den Umgang mIt Krebs­
kranken 

DIe San'Arena·Ausblldungsstätte 
auf Nummer 12 der Zentralstraße m 
8003 ZurIch hat SIch also die vorneh­
me Aufgabe gesetzt, mteresslerte 
Gruppen oder auch Emzelpersonen 
In Nothilfe aus- oder weIterzubilden. 
DIe Leiter gehen von der Tatsache 
aus, daß mcht mformlerte Burger 
emen wesentlIch geringeren brauch­
baren Wtssensstand In Sachen Erster 
Hilfe haben als AusgebIldete Betont 
WIrd m dIesem Zusammenhang auch 
dIe Tatsache, daß dIe meISten Leute, 
deren Nothelferkurs ungefähr em 
Jahr zuruCkllegt, noch etwas über 
60 96 des gelernten ErsthilfeWISSens 
präsent haben - daher dIe Sorge, das 
praktISChe Können durch San'Arena­
Kurse aufzufrISChen und zu vertIefen. 

(.ProtecllOn clvtle", Lux.) 



Wie der Blitz: neue 
Kennleuchte 

Als Ergänzung zu den bewährten Rund­
um-Kennleuchten wurde eine neue elektro­
nische Blitzkennleuchte entwickelt. Diese ist 
ohne mechanische Verschleißteile aufge­
baut und verfügt über eine sehr hohe Le­
bensdauer. Die Einsatzbereiche entspre­
chen denen klassischer Kennleuchten. Dar­
über hinaus sind die Lichtblitze der neuen 
Leuchte auch aus der Luft einwandfrei er­
kennbar, weil sie kugelförmig und nicht 
horizontal kreisförmig abgegeben werden . 
Dadurch sind Einsatzfahrzeuge der Polizei 
und Feuerwehr aus der Luft hervorragend 
zu orten , zum Beispiel vom Rettungshub­
schrauber aus . 

Das elektronische Blitzgerät verfügt über 
eine Xenonröhre , die nach dem Prinzip der 
Gasentladungslampe arbeitet. Die Blitzröhre 
sitzt fest auf einem Sockel und erhält ihre 
Energie (15 Ws) aus einem wartungs- und 
verschleißfreien elektronischen Ladungs-

Schnelle ReHung durch den 
Schlauch 

. Die Feuerwehr steht bei Bränden in Hoch­
häusern immer wieder vor dem Problem, 
Menschen aus Höhen zu retten, für die die 
Längen der Leitern nicht mehr ausreichen. 
Im Brandfall können den Helfern auch in 
Schulen, Altersheimen oder Hotels durch 
die Vielzahl der in Sicherheit zu bringenden 
Personen Schwierigkeiten entstehen. 

speicher. Der periodische Ablauf von 
120 Blitzen in der Minute wird ebenfalls von 
der im Gehäusefuß installierten Elektronik 
gesteuert. 

Der Gehäusesockel mit umlaufenden 
Kühlrippen ist aus Aluminium-Druckguß, 
um eine gute Wärmeableitung von der Blitz­
elektronik zu erzielen . Für die richtige Licht-

In diesen Fällen bietet sich der Rettungs­
schlauch als Problemlösung an. In wenigen 
Minuten ist die an einem Fenster, Balkon 
oder einer anderen Öffnung befestigte Ein­
stiegsplattform abgeklappt und der 
Schlauch bis zum Erdboden herabgelassen. 
Pro Minute können bis zu 25 Personen 
durch den Schlauch herabgleiten und so in 
Sicherheit gelangen. 

Der Rettungsschlauch besteht aus drei 
Gewebeschichten. Die Innenbeschichtung 
ist aus Aramidgewebe hergestellt, darüber 
kommt eine elastische Schicht , durch die 
die im Schlauch herabgleitende Person ab­
gebremst wird. Die äußere Hülle besteht 
aus Glasfiber als Wärmeschutz . 

(Foto: Ingström) 

Suppe inklusive Erhitzung 

Eine Neuentwicklung ermöglicht es, 
praktisch überall und sofort eine warme 
Mahlzeit griffbereit zu haben. Eine beson­
ders konstruierte Konservendose erhitzt die 
in ihr enthaltenen Speisen ohne Wasser und 
ohne Spirituskocher oder andere Hilfs­
mittel. 

Das Prinzip ist denkbar einfach: Der Do­
seninhalt ist von einem doppelwandigen 
Mantel umgeben, dessen Zwischenraum 
mit gebranntem Kalk und einem Wasser­
beutel ausgefüllt ist. Zum Erhitzen des In-

verteilung sorgt eine spezielle , als Zylinder­
Linse ausgebildete Haube mit Fresnel-Optik. 
Darüber wiederum wird eine blaue oder eine 
gelbe Lichthaube gestülpt , die gegenüber 
dem Gehäuse mit einem Bajonett-Verschluß 
fixiert und durch eine Sicherheitsschraube 
gegen unbefugtes Öffnen g!isichert ist. 

(Foto: Hella) 

ptasttkOeClltt ptastIC Itd e: I :) 

halts wird der Wasserbeutel mit einem bei­
liegenden Metallstift von oben durch vorbe­
reitete Löcher perforiert, so daß das Wasser 
mit dem Kalk in Berührung kommt. Durch 
die Reaktion der bei den Stoffe wjrd soviel 
Wärme freigesetzt, daß sich der Inhalt in­
nerhalb weniger Minuten auf 55° C erhitzt. 

Durch eine entsprechende Isolierung 
bleibt das Gericht etwa 45 Minuten lang 
warm. In dem neuen System sind insge­
samt sechs verschiedene Eintopfgerichte 
lieferbar, die l:ialtbarkeitsdauer der Konser­
ve beträgt fünf Jahre. (Grafik: Hotmeal) 
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Handbuch der 
Feuerwehr­
Fahrzeugtechnik 

Von Manfred Giehf 
2. Auflage 
Verfag W. Kohlhammer, StuHgart 

Mit dem vorliegenden Handbuch wird das 
Ziel verfolgt, sowohl sämlliehe genormten 
Feuerwehrfahrzeuge und deren Einrichtun­
gen in Wort und Bild vorzustellen, als auch 
die zahlreichen Fahrzeugtypen außerhalb 
der Normung systematisch zu erfassen. 
Außer den landgebundenen Feuerwehrfahr­
zeugen werden hier auch die Wasserfahr­
zeuge der Feuerwehr, wie Löschboote u.a., 
behandelt. 

Seit Erscheinen der 1. Auflage des Hand­
buches 1982 sind bei den genormten Feuer­
wehrfahrzeugen zahlreiche technische Ver­
änderungen eini1\ltreten. Sie betreffen vor 
allem die Beladungen und teilweise auch die 
Abmessungen und Gewichte. Da alle Fahr­
gestell-Hersteller inzwischen neue Fahrge­
stellmodelle zum Aufbau für Feuerwehrfahr­
zeuge herausgebracht haben , war es erfor­
derlich , sämtliche Tabellen der technischen 
Daten neu zu bearbeiten. Auch die Bilder 
der Feuerwehrfahrzeuge mußten aus die­
sem Grunde fast sämllieh ausgewechselt 
werden . Das Handbuch wurde außerdem 
um das Kapitel "ReHungsfahrzeuge" erwei­
tert 

Florian 14: 
Achter Alarm 
Von Hans Georg Prager 
Verlag E. S. Mittler &0 Sohn 
4900 Herford 

Um den Alltag der Feuerwehr beschrei­
ben zu können , war der Autor viele Monate 
bei der Hamburger Berufsfeuerwehr tätig . 
Die Einsätze , die er dort erlebte, hat er in 
Bild-Text-Szenen mit Realistik und Span­
nung geschildert . 

Prager stellt aber auch neue, beeindruk­
kende Techmken vor: Feuerwehrhubschrau­
ber, LOschraketen und EDV-gesteuerte Ein­
satzzentralen . Seine Reisen , ausgedehnte 
Korrespondenzen , Besuche bei fremden 
Feuerwehren - auch in Übersee - und Quel­
lenmaterial aus der ganzen Welt geben Ein­
blick in die Feuerwehren anderer Länder. 
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lehrbuch 
förden 

- - ..... Sanitäts­
dienst 
5. Auflage 
Verlag Hofmann-Druck 
KG 
8900 Augsburg 

Mit völlig neuem Inhalt und in neuer 
Aufmachung präsentiert sich die 5. Auflage 
des Lehrbuchs für den Sanitätsdienst. Das 
seit 15 Jahren existierende Lehrbuch wurde 
inzwischen zu einem Standardwerk für die 
Sanitätsausbildung. 

Gestiegene Anforderungen an Sanitäts­
helfer und veränderte Ausbildungsinhalte 
machten eine Neukonzeption notwendig. 
Neueste medizinische Erkenntnisse sowie 
neue technische Geräte wurden deswegen 
pei der Abfassung ebenso berücksichtigt 
wie neue rechlliche Bestimmungen. So 
beinhaltet das Lehrbuch bereits die neuen 
Richllinien zur Herz-Lungen-Wiederbele­
bung und die MedGV. Im Aufbau und in der 
Gliederung entspricht das Werk den neue­
sten Ausbildungsforderungen und bildet di­
daktisch eine solide Grundlage für die ein­
heitliche Sanitätsausbildung. 

Arbeitsbuch zum 
"Lehrbuch für den Sanitätsdienst" 

Als ausbildungsbegleitende Hilfe bietet 
der Verlag zum erstenmal ein "Arbeitsbuch" 
an . Das Arbeitsbuch soll die sehr umfang­
reiche Materie gliedern helfen und Schwer­
punkte setzen . Durch den kapitelweisen 
Aufbau von Stoffzusammenfassung - Fra­
gensammlung - Lösungen - Lernhilfen 
(Querverweise auf Themen im Lehrbuch) 
ermöglicht es dem Kursteilnehmer eine 
Kontrolle seiner Lernerfolge und bietet eine 
gute Hilfestellung . In der Gliederung und im 
Aufbau ist das Arbeitsbuch genau auf das 
Lehrbuch zugeschnitten . 

Ergänzungs­
lieferungen zu 
Sammelwerken 

Zivilschutz und Zivilverteidigung 
Handbücherei für die Praxis 
27.-31 _ Ergänzungslieferung 
Herausgeber: Ministerialdirektor a_ D. 
Kirchner, Ministerialdirigent Merk und 
Regierungsdirektor a. D. BeDlich 
Verlag W. Jüngling, Karlsfeld bei 
München 

Mit der 27. Ergänzungslieferung wird der 
Bereich der Sicherstellung der Versorgung 
völlig überarbeitet und auf den neuesten 
Stand gebracht , dies gilt vor allem für die 
Teile L "Materielle Bedarfsdeckung" und M 
"Personelles Leistungsrecht" . Im übrigen 
erleichtert ein neues Sach- und Stichwort­
verzeichnis für die gesamte Sammlung die 
Handhabung des Werkes . 

Die 28. und 29. Ergänzungslieferung be­
fassen sich ausschließlich mit den Regelun­
gen für die Sicherstellung der Versorgung. 
So wurden die Teile Q (Wirtschaftssicher­
steIlung) und R (Ernährungssicherstellung) 
sowie Teil S (Verkehrssicherstellung) völlig 
überarbeitet und auf den neuesten Stand 
gebracht. Hierbei wird deullich erkennbar, 
daß es den Herausgebern vor allem darum 
geht, dem Benutzer ein durchgehend über­
arbeitetes Werk zur Verfügung zu stellen, 
das allen Anforderungen der mit Zivilschutz 
und Zivilverteidigung befaßten Stellen ge­
recht werden kann. Die übersichlliehe Glie­
derung erleichtert die Handhabung der um­
fangreichen Sammlung. 

Nach dem Abschluß der Überarbeitung 
des Bereichs der "Sicherstellung der Ver­
sorgung" befaßt sich die 30. Ausgabe aus­
schließlich mit dem "Baulichen Zivilschutz" 
(Teil C) , vor allem mit der Neufassung der 
Verfahrensregeln für die FOrderung der Er­
richtung von öffentlichen Schutzräumen in 
Verbindung mit unterirdischen baulichen 
Anlagen (Mehrzweckbauten) vom 21 . Sep­
tember 1987. 

Mit der 31. Ergänzungslieferung wird er­
neut der Bereich der Bedarfsdeckung im 
Verteidigungsfalle behandelt, und zwar mit 
einer umfassenden Darstellung der "Sicher­
steIlung der Wasserversorgung" (Teil T im 
Band 6) . Bei dieser Gelegenheit wurden 
auch die Teile lJS 1 (Organisation in Über­
sichten) und lJS 4 (ABC) überarbeitet und 
auf den neu esten Stand gebracht. 
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Allgemeines 
[)()r Handschcmwerter gehört als Standardgcrat zur Fach­
drcnstausstallung dcr Einheilen und Einrichtungen des Kata­
strophenschutzes D.e STAN-Begnlle rur das 0 9 Gerat lauten 
wie folgt 

Ptan .... ngsbegrl tt : 
Leuchte, HandwCltleuchte, tOOmm 0, Bt1r NICd. explOSions­
sIcher, mit eingebautem Laclcgeral 

Planungsnummer: 
6230 - 00040 

Versorgungsnummer: 
6230-12-198-5738 

Der Handschelnwerter dient zum leuchten auf ex-getahldcten 
Elndnngwegen, zum Absuchen von EmS3tzstelien SOWie zum 
Geben von larbllChen LichtzClChen 

Technische Dalen : 
Reichweite 
ca 100m (Beleuchtungsstarke 10 der optischen Achse belrägt 
hier mindestens 1 Lux) 

Brenndauer 
Hauptlampe Daucrhcht 

" 5h 
Nebenlampe Oaucritcht 
ca 12h 

Hauptlampe 
4,8 V13,5 W, $ut.kcl BA 15 oJ, ",,, EoJl:IgdSlulluflg 

Sparlampe 
4,8 Vfl,5 W Sockel BA 9 s 

Sammler 
4,8 Vf4 M, bestehend aus 4 gasdlChlen NICd-Zcllen 
TemperalurberelCh 10" biS +40" 

Ladegeräl 
Ncnnewogangsspannung 
220V-±1O% 
Nennlrequenz 50-60 Hz 
ladestrom. 0.4 A 
ladezcl1 ca 14 h 

Abmessungen : 
Breitc. 139 mm 
HOhe 303 mm 
Tlcfe. 118 mm 

Gewicht 
Leuchle mIt Banelle, ladcgerat und Zubehor 
ca. 2.2 kg 

Der Handscheinwerier besteht aus : 

l euchtenkopl 
aus bruchsicherem PotyamKi mir um 20" nach vorn und 90" 
nach tuntcn klppbarem Leuchtenkoplgeh<iuse. Tragegriff. 
Orehschatter. Drel~antyerschlu8. Scheibennng m,t KlarSIChI­
scheibe und Rcflektor SOWIe elOem HatlerahmCf1 lur Vorsteck­
scheiben, Sockellassungen fur Haupt- und Sparlampe und 
Kontakten 

Sammlefgehiuse 
aus bruchfestem PdyamKi mltl.adegemt. Netzkabel und Netz­
stecker. Sammler. Deckel m,r Dre'kantverschlu8 und K.ppge­
lenk sowoe Ha1terung lur Vorsteckscheiben rot, grun und 
farblos 

Zubehör 
1 Stuck Drelkanl-Speztalschlussei 
3 Stuck Vorsleckscheiben Weiß. grun und rOI 

Inbetriebnahme : 
Der erfOfderflChe llChtellekt - Haupt- bzw SparllChl - Wild 
durCh Drehen des Drehschalters am leuchtenkopl erzoelt Oie 
RIChtung des lochtauslnltes kann durch Verstelief1 des lcuch­
tenkopfes beslJmmt wcrden. Aulgrund des gasdlChten Samm­
\efs 1St der Handscheinwerfer Ifl reder Lage emseUbar 

Folgende Punkte s ind bei der Benutzung des Handsc he!n­
_rier. zu beachten: 

Aufladen des Sammlers : 
Das Aufladen des Sammlers darf nur In explosionSSlcherCf1 
Raumen vorgenommen werDen 

Durchführung: 
• Dreikantverschluß am Deckel des Sammlergehauses m,t 
Drelkant-SpeZlalschlussei dUlch kurzc Unksdrchung Olfnen 
• Deckel m,t leuchtenkopl nach hinten klappef1 
• Netzkabel mit Nctzstecker dem Gehause Cf1tnehmCf1 
• Gehausedeckcl ge6f1nellassen 
• Netzstecker an e,ner Netzsteckdose anschloe6en Samm· 
lertadung begInnt. wenn rotc Konllollampe aulleuchtet 
• Beim Aulladen dcs Sammlers muß der Drehschalter stets 
auf der Stellung .AUS" stehen 
• Bel Netzausfall oder nach dem Herauszoehen des Netzstek­
kers aus der Steckdose erlIscht die rote Konlrollampe 
• Der Hand5Chelnwerfer kaM uber langere Ze,t an das Netz 
angeschlossen bleiben Oer Sammler Wild dadurch nICht uber­-, 

Anlagen und Geräte des Katastrophenschutzes 
Handscheinwerfer , ex-geschützt 

• Der Gehauscdeckcl darf wahlend dcs Aulladcns mcht ge­
schlossen werdcn 
• HandschetnwellcI nicht langcr als 6 Monate unaufgcladen 
lagern 

Auswechseln der Hauptlampe und der Sparlampe 

Durchführung : 
• leuchtenkopt öHncn 
• KIpphebel der GluhlampenhaltClung hochdrucken 
• Gluhlampenhaltcrung aus dem RcflCktor herauszoehen 
• Hauptlampe unter lcichtcm Druck und glelChzelllgcr llnks­
dr~hUng (Bajonettfassung) der Gluhlampenhaltcrung ent­
ne men. 
• Die Sparlampc 'SI unter leichtem DruCk und glclchzCltlgcr 
Rechtsdrehur;'9 dcr GluhlampenhaUcrung zu entnehmen 
• Handschetnwerler nicht ,n CKpiOSlOnsgelahrhchcr Umge­
bung öffnen 
• Zum Ol/nen des Sammlcrgchauses oder des Leuchtcnkop· 
tes Stcts den Dlelkant-SpeztalSChlusscl verwenden 
• Ncue Gluhlampen beim E,nsetzcn nUI m,t etnem Tuch 
anlassen oder nach dem Einsc1Zen mit dem Tuch abreiben 
• Reflektor nicht mit den Händcn beluhren. Beim Aus- oder 
Etnbau welChcs Tuch benutzen 
• Rcparaturen am Drchschaltcr, an der Verkabelung und am 
Ladcgclat durlen nur vom Fachpersonal durchgefuhrt wcrdCf1 

Wartung und Pflege 
Handschelnwerter nach GebrauCh relOlgcn. Kontakte S3ubem 
und mit PolIeIl (Vaseline) emfellen Enlladene Sammler recht­
zeltl{! wieder aufladcn 
Das AusweChseln elncs delekten oocr verbrauchtcn Sammlels 
dilr1 ausschl,eßllCh nur vom Fachpersonili vorgenommen 
weIden 
Der Handschetnwerfcr ISt mmoestens elnmall3hr1lCh von e,ner 
Elcktro-Fachkralt auf SICheren Zustand zu uberpfufcn 

Lc ... htcn""p"l""· 'U~ 

H,.uflt l~mpe 

RdlC klOf 

Sche,henuny mit 
Kt."o;.eht'o("h,,,h,, 

Bau teile dcs l cuch tenk o pfes 

hllld .. du S. .. lul 
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"INfERstH'fZ 'BB": 
frellpunkt der Fa,hwelt 

Vom 28. Mai bis 2. Juni 1988 fand auf 
dem Messegelände in Hannover die "IN­
TERSCHUTZ '88 - Der Rote Hahn" statt. 
Sechs Tage lang war die Messe internatio­
nales Informations-Zentrum für die Fachleu­
te des Brand- und Katastrophenschutzes . 
659 Aussteller aus 22 Ländern zeigten den 
neuesten Stand der Entwicklungen bei Fahr­
zeugen und Geräten sowie Ausrüstungen im 
Rettungs- und Hilfsdienst und im Brand­
und Katastrophenschutz. 

54 nationale und internationale Aussteller 
bestritten den ideellen Te il der "INTER­
SCHUTZ '88". Von der Brandbekämpfung 
über Kommunikationstechniken bis hin zu 
den Aufgaben des Rettungsdienstes reichte 
das Informationsangebot. Die Organisatio­
nen des Katastrophenschutzes und die Feuerwehren selbst nutzten die Messe zur 
Selbstdarstellung in der breiten Öffentlichkeit. 

Unser Titelbi ld zeigt die bunte Vielfalt der ausgestellten Fahrzeuge. Die Fotos auf 
dieser Seite ze igen die Feuerwehr bei einer EInsatZÜbung im Freigelände (links oben). 
einen eindrucksvollen Ausschnitt aus der vielfältigen Präsentation des THW (rechts 
oben) sowie den Parlamentarischen Staatssekretär beim Bundesminister des Innern . 
Or. Horst Waffenschmidt , bei der Übergabe von 57 Brandschutz-Fahrzeugen an das 
Land Niedersachsen (siehe auch Beitrag im Innern des Heftes) . 


